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1 Eigene Angaben des ZADE 

1.1 Einrichtung 

Zweckverband Abfallwirtschaft Oberes Elbtal (ZAOE) 

Anschrift: Meißner Straße 151a 

01445 Radebeul 

Telefon: 0351404040 

Telefax: 035140404150 

E-Mail: info@zaoe.de 

Internet: www.zaoe.de 

Gründungsjahr: 1993 

Sicherheitsneugründung: 12. Januar 2004 

1.2 Rechtsform 

Körperschaft des öffentlichen Rechts (Zweckverband) 

1.3 Unternehmensgegenstand und Unternehmenszweck 

- Errichtung und Betrieb von Abfallentsorgungsanlagen einschließlich der Anlagen zum 
Umschlagen von Abfällen Im Verbandsgebiet 

- Planung, Sanierung und Rekultivierung sowie die Nachsorge für stillgelegte 
Abfa Ilentso rgungsa n lage n (3. 6er -Depo nie n) 

- Erarbeitung und regelmäßige Fortschreibung von Abfallwirtschaftskonzepten und 
Abfallbilanzen für das Verbandsgebiet 

- Einsammeln und Transport der Abfälle 

- Entsorgung der Abfälle aus privaten Haushalten und Abfälle zur Beseitigung aus anderen 
Herkunftsbereichen 

- Abfallberatung 

- Entsorgung wilder Ablagerungen 
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1.4 Anteile Stimmrecht/Anteile Nennkapital 

Verbandsmitglieder 

Verbandsmitglied 

landkreis Meißen 

landkreis Sächsische Schweiz­
Dsterzgebirge 

Beteiligung an anderen Unternehmen 

Unternehmen 

Weiße ritz Humuswerk 
Besitzgesellschaft mbH (Freital) 

KISA Kommunale 
Informationsverarbeitung Sachsen 

Stimmen Stimmenanteile Anteil Nennkapital 

6 50% 0% 

6 50% 0% 

Stimmenanteile Anteil Nennkapital 

51% 51 % 

0,134% 

Des Weiteren ist der ZADE unter anderem Mitglied im Verband kommunaler Unternehmen (VKU). 
Gemäß § 4 Absatz 3 der Satzung des VKU, haften die Mitglieder über den Mitgliedsbeitrag hinaus für 
die Erfüllung, der vom Verband ordnungsgemäß abgeschlossenen Anstellungsverträge sowie im Fall 
der Verbandsauflösung. 

Derartige Verpflichtungen, die nicht aus dem Vermögen des Verbandes erfüllt werden können, 
werden auf die Mitglieder entsprechend der Beitragsverhältnisse umgelegt. Anhand des Anteils des 
vom ZADE in 2015 gezahlten Mltliedbeitrages zu den Umsätzen des VKU innerhalb des 
Betriebszweiges Abfall 2015 beträgt der Haftungsanteil 0,118384%. 

1.5 Finanzbeziehungen 

Darstellung der Finanzbeziehungen zwischen den Verbandsmitgliedern und dem Zweckverband: 

leistungen d. ZADE an die 
Verbandsmitglieder 

Verbandsmitglieder 
lK Meißen lK Sächsische Schweiz- D. Bemerkung 

in T€ in T€ 
Gewinnabführung - -
leistungen d. Verbandsmitgliedes 
an den ZADE 

Verlustabdeckungen - -

sonstige Zuschüsse - -
1------

übernommene Bürgschaften/ 
sonstige leistungen - -

sonstige Vergünstigungen - -
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1.6 Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

Bezüglich der Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sei auf die Anlage 1 Lagebericht 

des ZADE für das Wirtschaftsjahr 2015 auf den Punkt Wirtschaftliche Lage (weiß, Seite 11 ff) 

verwiesen. 

Der Seite 15 der oben genannten Anlage kann entnommen werden, dass der Geschäftsverlauf des 

Jahres 2015 als durchweg positiv beurteilt werden kann. 

1.7 Finanzielle Belastungen oder Risiken 

Der entsprechende Prognose-, Risiko- und Chancenbericht ist der Anlage 1 (weiß) ab Seite 15 ff zu 

entnehmen. 

Abschließend wurde auf Seite 23 folgende Beurteilung vorgenommen: 

" Insgesamt lässt die Einschätzung der RIsikolage zu, dass im abgelaufenen Geschäftsjahr keine den 

Fortbestand des Verbandes gefährdenden Risiken bestanden haben und nach gegenwärtigem 

Kenntnisstand auch für den mittelfristigen Zeitraum nicht erkennbar sind. 
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2 Weißeritz Humuswerk Besitzgesellschaft mhH 

2.1 Einrichtung 

Weißeritz Humuswerk Besitzgesellschaft mbH (WHB Freital) 

Anschrift: Schachtstraße 23 

01705 Freital 

Gründungsjahr: 1996 

2.2 Rechtsform 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung (HRB 13452) 

Gründung durch Beschluss vom 19.06.1996 

Telefon: 

Telefax: 

0351 6440022 

03516440031 

2.3 Unternehmensgegenstand und Unternehmenszweck 

Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb von Grundstücken, deren Verwaltung sowie die 
Planung und der Bau von Kompostierungsanlagen im Weißeritzkreis, einschließlich der Verpachtung 
derselben an die Weißeritz Humuswerk GmbH & Co. KG. Die Gesellschaft darf andere Unternehmen 
gleicher oder ähnlicher Art erwerben, vertreten oder sich an solchen Unternehmen beteiligen. Sie 
darf auch Geschäfte vornehmen, die mit dem Gegenstand des Unternehmens in Zusammenhang 
stehen, sie kann auch Zweitniederlassungen errichten. Die Gesellschaft hat die Bestimmungen von 
§ 63 SächsLKrO i. V. m. §§ 95 bis 102 SächsGemO zu beachten. 

2.4 GesellschafterjStammlmpital 

Stammkapital bei der GmbH: 25.564,59 € (50.000 DM) 

- davon Zweckverband Abfallwirtschaft Oberes Elbtal (Kompetenzzentrum): 51 % oder 
13.037,94 € (25.500 DM) 

- davon Weiße ritz Humuswerk GmbH & Co. KG: 49 % oder 12.526,65 € (24.500 DM) 
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2.5 Finanzbeziehungen 

leistungen der Humuswerk Besitzgesellschaft an den ZAOE inT€ 

Gewinnabführungen ---

leistungen des ZAOE an die Gesellschaft 

Verlusta bdeckungen ---

~onstige Zuschüsse ---
Verzicht auf anteiligen Jahresüberschuss 

Übernommene Bürgschaften/sonstige Gewährleistungen ---

~onstige Vergünstigungen ---

2.6 Organe 

Geschäftsleitung: 

zwei unentgeltlich tätige Geschäftsführer, für jeden Gesellschafter einen, 

für den ZAOE: Herr lutz Hensel 

für die Humuswerk GmbH & Co. KG: Herr Rainer Zipfel 

Mitglieder des Beirates: 

Gese Iischafterve rsa m m I u ng: 

zwei unentgeltlich tätige Vertreter in der Gesellschafterversammlung, für jeden Gesellschafter einer, 

für den ZAOE: Herr lutz Hensel 

für die Humuswerk GmbH & Co. KG: Herr Rainer Zipfel 

2.7 Sonstige Angaben 

Name des bestellten Abschlussprüfers: Göken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH, 
Chemnitz 

Anzahl der Mitarbeiter: keine 
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2.8 Bilanz- und Leistungskennzahlen 

Für diese Gesellschaft sind die Bilanz- und Leistungskennzahlen wie zu den übrigen Gesellschaften in 
der Rechtsform des Privatrechts nicht aufschlüsselbar. Dies hängt mit den besonderen vertraglichen 
und finanziellen Beziehungen zum ZAOE zusammen: 

Die Weißeritz Humuswerk Besitzgesellschaft mbH (WHB Freital) hat 1996 eine Kompostieranlage 
vom Gesellschafter, der Weißeritz Humuswerk GmbH & Co. KG, erworben. Dafür wurden bereits 
folgende Vertragsverhältnisse vorab begründet: 

- Erbbaurechtsvertrag vom 19. Juni 1996 mit Nachtrag vom 4. Oktober 1999 mit dem 
Weißeritzkreis tor das Grundstück zwecks Errichtung und Betrieb einer Kompostieranlage, 
Erbbauzins symbolisch 1,00 DM jährlich und des Weiteren 

- Kaufpreisfestsetzung im Nachtrag 19. Juni 1996 zum Vertrag über Bau und Betrieb des 
Kompostwerkes Freital vom 14./16. Juni 1995 sowie Aufträge zur Errichtung des Bauteils und 
Errichtung/Lieferung der Verfahrens-, Maschinen- und Elektrotechnik vom 18. Dezember 1996. 

( Die Anlage wurde finanziert durch 

( 

1. an den Zweckverband Abfallwirtschaft Oberes Elbtal (ZAOE) ausgereichte Fördermittel, die über 
das Verbandsmitglied Weiße ritz kreis an die Besitzgesellschaft mbH weltergereicht wurden. 

2. eine Kaufpreisstundung der Weißeritz Humuswerk GmbH und Co. KG. Vertraglich wurde das in 
den o. g. Aufträgen zur Errichtung der Anlage näher vereinbart. Seit dem 1. Januar 1998 hat die 
WHB Freital den Bauteil der Kompostierungsanlage an die Weißeritz Humuswerk GmbH & Co. KG 
für durchschnittlich 91 T€ im Jahr verpachtet und die Verfahrens-, Maschinen- und 
Elektrotechnik der Kompostierungsanlage an die Weiße ritz Humuswerk GmbH & Co. KG 
vermietet (Mietzins durchschnittlich 167 T€ p. a.). Am 12. April 2000 beschloss die 
Gesellschafterversammlung der Besitzgesellschaft mbH, dass aufgrund der, durch das 
Steuerentlastungsgesetz von 1999 bis 2002, eingeführten Abzinsung langfristiger unverzinslicher 
Verbindlichkeiten die gestundete Kaufpreisverbindlichkeit gegenüber der Weißeritz Humuswerk 
GmbH & Co. KG ab dem 1. Januar 2000 mit 4 % p. a. verzinst werden soll. Der Zinsaufwand wird 
aufgrund der jeweiligen Nachträge zum Pachtvertrag bzw. Mietvertrag durch entsprechend 
erhöhte Miet- und Pachtzahlung der Weißeritz Humuswerk GmbH & Co. KG ausgeglichen. 

2.9 Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

Zur Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage sei auf die Seite 11 ff Anlage 2 (gelb) 

verwiesen. 

2.10 Finanzielle Belastungen odel' Risiken durch die Beteiligung 

Für die Beurteilung der finanziellen Belastungen und Risiken erfolgt der Verweis auf Seite 3 ff der 

Anlage 2 (gelb). Es heißt:" Es besteht weiterhin auf unbestimmte Zeit der Vertrag über den Bau und 

Betrieb eines Kompostwerkes zwischen dem ZAOE und der Weißeritz Humuswerk GmbH & CO.KG." 

Seitens des ZAOE wurde von der Kündigung des Vertrages zum 31.12.2016 abgesehen. Im Rahmen 

des 6 Nachtrages, welcher zum 01.01.2017 in Kraft tritt, haben die Vertragsparteien neue 
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Preisregelungen vereinbart. "Der Mietvertrag zwischen der Weißeritz Humuswerk Besitzgesellschaft 

mbH und der Weißeritz Humuswerk GmbH & CO.KG endet zum 31.Dezember 2016". Um die 

Vertragsbeziehungen auch in Zukunft zu sichern, müssen in diesem Zusammenhang 

Vertragsverhandlungen zwischen den Parteien erfolgen. 
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3 KISA Kommunale InfOl'mationsveral'beitung Sachsen 

3,1 Einrichtung 

Zweckverband Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen (KISA) 

Anschrift: Geschäftsstelle Leipzig 

Eilenburger Straße 1 A Telefon: 035186652-120 

04317 Leipzig Telefax: 035186652-122 

Geschäftsstelle Limbach-Oberfrohna 

Markt 11-13 Telefon: 035186652-130 

09212 Limbach-Oberfrohna Telefax: 035186652-132 

Geschäftsstelle Dresden 

Semperstraße 2 Telefon: 035186652-100 

01069 Dresden Telefax: 035186652-102 

Gründungsjahr: 1993-Drei Zweckverbände 

- Zweckverband Kommunale Datenverarbeitung Ostsachen (KDO) 

- Zweckverband Kommunale Datenverarbeitung Westsachsen (ZKDW) 

- Zweckverband Datenverarbeitung in Südsachen (DVS) 

2004- Zusammenschluss der drei Zweckverbände zu KISA 

3.2 Rechtsform 

Körperschaft des öffentlichen Rechts (Zweckverband) . 

3.3 Unternehmensgegenstand und Unternehmenszweck 

Der Zweckverband Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen ist ein Zusammenschluss von 
Kommunen auf der Grundlage des Sächsischen Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit. 

Er sieht sich als kommunaler Dienstleister für Integrierte Informationstechnologie-Lösungen im 
Freistaat Sachsen, der seinen Mitgliedern und Kunden Softwareanwendungen, 
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Datenübertragungsnetze, Datenverarbeitungsleistungen und zugehörige Service leistungen zur 
Erledigung oder Vereinfachung von Verwaltungsaufgaben mit technikunterstützter 
Informationsverarbeitung zur Verfügung stellt .. Darüber hinaus bietet KISA Beratungsleistungen und 
unterstützt seine Kunden und Mitglieder durch Workshops und Schulungen auf dem neusten Stand 
der EDV-Anwendungen zu bleiben. 

KISA selbst hält Beteiligungen an diversen Unternehmen: 

• Kommunale Datennetz GmbH (KDN)- 100% Beteiligung, 
Stammkapital: 60.000 € 

• Lecos GmbH- 10% Beteiligung 
Stammkapital: 200.000 € 

• ProVitako eG- 10 Geschäftsanteile 

Im Jahr 2015 hatte KISA 284 Mitglieder und betreute ca. 600 weitere Kunden, Insbesondere Kreis-, 
Stadt- Gemeindeverwaltungen, kommunale Einrichtungen und sonstige Körperschaften des 
öffentlichen und privaten Rechts. 

3.4 Sonstige Angaben 

Anzahl der Mitarbeiter zum 31.12.2015: 90 

Leipzig: 29 

Dresden: 31 

Limbach-Oberfrohna: 30 

3.5 Stimmenanteil und Finanzbeziehungen 

Der Stimmenanteil des ZAOE an dem Zweckverband Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen 
betrug im Jahr 2015 0,134%. 

Leistungen der KISA den ZAOE in T€ 

Gewinnabführungen ---

Leistungen des ZAOE an die Gesellschaft 

Verlustabdeckungen (Umlage) 1,2 

fSonstige Zuschüsse 
~erzicht auf anteiligen Jahresüberschuss 

---

Übernommene Bürgschaften/sonstige Gewährleistungen 
---

ponstige Vergünstigungen ---

Im Jahr 2015 zahlte der ZAOE für die Dienstleistungen der KISA insgesamt 5.357,69 Euro. 
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3.6 Beurteilung deI' Vel'mögens-, Flnanz- und Ertragslage 

Das Geschäftsjahr 2015 war unter anderem geprägt durch die Umsetzung und Fortschreibung des in 
2014 beschlossenen Haushaltsstrukturkonzeptes. In diesem Zusammenhang wurden die Preise an 
die Kostenstruktur der kommunalen IT-Branche kontinuierlich auf ein kostendeckendes Niveau 
angehoben und erstmalig Umlagen (in Höhe von 3.000.000 €, davon zahlungswirksam vereinnahmt 
2.517.000 €) erhoben. 

Durch diese Maßnahmen konnte im Jahr 2015 ein positives Ergebnis von 2.534 T €erzielt werden. 

Die Kapitalstruktur ist auch im Geschäftsjahr 2015 negativ. Aus den in den Jahren 2012-2014 
entstandenen Verluste n resultierte ein zum Jahresende 2014 nicht durch Eigenkapital gedeckter 
Fehlbetrag in Höhe von 6.907 T€, welcher durch das positive Ergebnis in 2015 auf 4.373.219 € 
reduziert werden konnte. 

Die Geschäftsentwicklung 2015 verlief nach Angaben der KISA besser, als beim Rahmend er 
Wirtschaftsplanung 2015 erwartet. 

3.7 Finanzielle Belastungen oder Risiken durch die Beteiligung 

Zur Beurteilung der finanziellen Belastungen und Risiken durch die Stimmanteile an dem 
Zweckverband Kommunalen Informationsverarbeitung Sachsen sei auf die Anlage 3 (blau) 
verwiesen. 

Gemäß lage bericht des Zweckverbandes hat KISA folgenden Risiken formuliert: 

• Sinkende Bevölkerungszahlen und schrumpfende Kommunen 

• Eingeschränkte Akzeptanz zu notwendigen Preiserhöhungen 

• Mangel an unqualifizierten Personal auf Grund ungeklärter Standortfragen 

• Starke Marktpositionen von lieferanten 

Zur regelmäßigen Überwachung und Analyse hat der Verband ein Risikomanagement eingerichtet. 

Der Geschäftsverlauf 2015 war neben der Umsetzung und Fortschreibung des 
Haushaltsstrukturkonzeptes weiterhin geprägt von einer organisatorischen Neustrukturierung durch 
die Bildung von fünf neuen Fachbereichen zur Intensivierung der Kundenbindungen. Des Weiteren 
erfolgte die endgültige Bestellung des Geschäftsführers. 

Das durch den ZAOE genutzte Verfahren lOGA (Personalwesen) zeichnete sich in 2015 als besonders 
stabil und 100% verfügbar aus. 

Durch die Umsetzung der beschriebenen Maßnahmen hat sich bereits in 2015 die liquiditäts- und 
Ertragslage deutlich verbessert. 

Mit dem beschlossenen Wirtschaftsplan 2017 wird für das Geschäftsjahr ein Ergebnis von 1.349.900 
€ erwartet. Der nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbetrag könnte somit auf 1.610.000 € reduziert 
werden. 

Die Hauptaufgabe des Zweckverbandes wird weiterhin in der Fortschreibung der Konsolidierung 
bestehen. 

Für die Jahre 2016 und 2017 sieht der Verband durch die Erhebung von weiteren Umlagen und die 
Inanspruchnahme von Kassenkredite die liquidität des Verbandes als gesichert an. Mittelfristig soll 
der Verband ab 2018 mit ausreichend Eigenkapital ausgestattet sein. 
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4 Verband kommunaler Unternehmen e.V. (VKU) 

4.1 Einrichtung 

Verband kommunaler Unternehmen e.V. (VKU) 

Anschrift: 

VKU Hauptgeschäftsstelle 

Invalidenstraße 91 

10115 Berlin 

Gründungsjahr: 1949 

4.2 Rechtsform 

Eingetragener Verein 

Telefon: 

Telefax: 

03058580-0 

030 58580-100 

4.3 Unternehmensgegenstand und Unternehmenszweck 

Der Verband Kommunaler Unternehmen e.V. ist die Interessenvertretung der kommunalen Ver- und 
Entsorgungswirtschaft in Deutschland. Der VKU bündelt die Interessen der kommunalen 
Unternehmen und nimmt aktiv an den Prozessen der politischen Willensbildung und der 
Gesetzgebung auf deutscher und europäischer Ebene teil. 

Die wichtigsten Aufgaben des Verbandes sind u.a.: 

• Vertretung der Belange der Unternehmen, die mit der Aufgabe kommunaler 
Infrastrukturleistungen, insbesondere in den Bereichen Energieversorgung, 
Wasser- und Abwasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Stadtreinigung befasst 
sind, und ihre Tätigkeit am öffentlichen Zweck kommunalen Wirtschaftens 
orientieren 

• Beratung staatlicher und politischer Institutionen bei der Vorbereitung und 
Durchführung rechtlicher Vorschriften 

• Wahrung der Interessen der Mitglieder gegenüber anderen Verbänden und 
Einrichtungen 

• Unterstützung der Mitglieder bei der Anwendung von Gesetzen, Organisation 
des Erfahrungsaustausches und der Zusammenarbeit untereinander 

• Beratung der Mitglieder in grundsätzlichen und konzeptionellen Fragen 
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4.4 Mitgliedschaft 

Die 43. Ordentliche Hauptversammlung des Verbandes hat am 27.11.2013, rückwirkend zum 
01.01.2013, die aktuell gültige Beitragsordnung beschlossen. Demnach bemisst sich die Beitragshöhe 
für den Zweckverband Abfallwirtschaft Oberes auf Basis der im Verbandsgebiet lebenden Einwohner 
und dem innerhalb der Wirtschaftsplanung beschlossenen Anpassungsfaktor von 1,3. Der vom ZAOE 
zu entrichtete Mitgliedbeitrag betrug im Wirtschaftsjahr 201510.960,00 Euro. 

4.5 Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

Zur Beurteilung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage VKU sei auf die Anlage 4-Zahlen, Daten und 
Fakten und Geschäftsbericht des Verbandes kommunaler Unternehmen 2015 (rot)verwiesen. 

4.6 Finanzielle Belastungen oder Risll{en durch die Beteiligung 

Gezahlte Mitgliedsbeiträge an den VKU 2015: 10.960,00 Euro. 

Gemäß § 4 Absatz 3 der Satzung des VKU, haften die Mitglieder über den Mitgliedsbeitrag hinaus tor 
die Erfüllung, der vom Verband ordnungsgemäß abgeschlossenen Anstellungsverträge sowie im Fall 
der Verbandsauflösung. 

Derartige Verpflichtungen, die nicht aus dem Vermögen des Verbandes erfüllt werden können, 
werden auf die Mitglieder entsprechend der Beitragsverhältnisse umgelegt. 

Anhand des Anteils des vom ZAOE In 2015 gezahlten Mltliedbeitrages zu den erzielten Umsatzerlösen 
des VKU innerhalb des Betriebszweiges Abfall (9.258.000,00 Euro) beträgt der Haftungsanteil in 2015 
0,11838%. 
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Anlage 1 Lagebericht des ZAOE für das Wirtschaftsjahr 2015 

Beteiligungsbericht 2015 
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Lageberichl zum Jahresabschluss 20 I 5 

Lagebericht 2015 

Verbandsgrundlagen 

Geschäftsmodell 

Der Zweckband Abfallwirtschaft Oberes Elbtal (ZAOE) erfQllt fOr seine Verbandsmitglieder 
Landkreis Melßen und Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge die Aufgaben der Ab­
fallentsorgung als "öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger". 

VerbandsmitglIed Einwohner Fläche 

per 30.06.2015 In km' per 31.12.2012 

Landkreis Melßen 243.735 1.453,40 

Landkreis Sächsische Schweiz -Osterzgebirge 245.822 1.653,67 

gesamt 489.557 3.107,07 

(Angaben gem. Statistischem Landesamt) 

Er ist zuständig fOr die umweltgerechte Erfassung, Verwertung bzw. Entsorgung von Abfällen 
aus Haushalten und sonstigen Herkunftsbereichen. Dazu betreibt er 4 Umladestationen und 
eine Deponie in Eigenregie. Dienslleistungen für den Betrieb und die Bewirtschaftung mehre­
rer Wertstoffhöfe sowie das Einsammeln, Transportieren, die Verwertung und Beseitigung 
der Abfälle werden im Rahmen vertraglich gebundener Kapazitäten durch beauftragte Dritte 
erbracht. Ferner ist der ZAOE zuständig für die Sanierung und Nachsorge stillgelegter De­
ponien. 

Die Stimmenanteile in der Verbandsversammlung entfallen zu je 50 % auf die Verbandsmit­
glieder. 

Der Verband betreibt folgende Anlagen bzw. ist in der Inhaberschaft fOr folgende Deponien: 

Standort Anlage Kst. Bemerkungen 

Kleincotta Umladestationl 7224 Inbetriebnahme 01.07.2003 

Wertstoffhof 

Gröbern Deponie 7229 Betrieb durch ZAOE seit 01.01.1998 

Beendigung Ablagerung unbehandelter Abfälle 
zum 31.05.2005 

danach Weiterbetrieb gem. Ablagerungsverord-
nung 

Umladestationl 7226 Inbetriebnahme 02.01 .2012 

Wertstoffhof 

Freital-Saugrund Umladestationl 7221 Inbetriebnahme 01.11.2002 
Wertstoffhof 

Groptitz Umladestationl 7222 Inbetriebnahme 01 .10.2002 
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Standort Anlage Kst. Bemerkungen 

Wertstoffhof 

Großenhain Wertstoffhof 6500 Bewirtschaftung durch Fa. REMONDIS seit 
01 .08.2012 

NeustadUSa. Wertstoffhof 6500 Bewirtschaftung durch Fa. KOhl seit 01.10.2012 

Nossen Wertstoffhof 6500 Bewirtschaftung durch Fa. NERU seit 01.12.2015 

Meißen (neuer Standort) Wertstoffhof 6500 Bewirtschaftung durch Fa. NERU seit 16.11.2015 

Altenberg* Wertstoffhof 6500 Bewirtschaftung durch Stadtverwaltung Altenberg 
seit 01.04.2013 (geöffnet nur saisonal im Sommer· 
halbjahr) 

Dippoldiswalde* Wertstoffhof 6500 Bewirtschaftung durch Fa. Becker seit 01.10.2012 

Weinböhla* Wertstoffhof 6500 Bewirtschaftung durch Fa. NERU seit 01 .10.2012 

9 ehemalige HausmOlIdeponien 

Gröbern (Altteil), Baßlitz, Groptitz, LangebrOcker Straße, Kleincotta, Rennersdorf, Waldhaus, Saugrund 
ST 2, Cunnersdorf 

3.6er·Deponlen 

Landkreis SOE 

Region Sächsische Schweiz (SäS) 20 Anlagen 8020 

Region Weißeritzkreis (WEI) 26 Anlagen 8010 

Landkreis Melßen 

Region Meißen (MEI)/ 46 Anlagen 8030/ 

Region Kamenz 28 Anlagen 8060 

Region Rlesa·Großenhain(RG) 8040 

(* diese Werlstoffhöfe wurden nicht durch den ZADE errichtet - Pacht·! Mietverhältnisse 
durch den Bewirlschafler) 

Die Steuerung der abfallwirtschaftlichen Zielstellungen erfolgt, unter Beachtung kommunal· 
abgabenrechtlicher Grundlagen mittels der GebÜhren·/Entgeltgestaltung im Rahmen der 
Gebühren· sowie Abfallwirtschaftssatzungen des Verbandes. 

Die Kosten·/GebOhrensätze wurden mit der in 2011 erstellten GebOhrenkalkulation vom 
29. Juli 2011 für den Zeitraum 2012 bis 2016 gemäß den Bestimmungen des Sächsischen 
Kommunalabgabengesetzes kalkuliert. 

Mit dem Beschluss W 13/11 der Verbandsversammlung wurde diese GebOhrenkalkulation 
am 28. September 2011 beschlossen. Sie bildet die Grundlage für die ebenfalls am 28. Sep· 
tember 2011 durch die Verbandsversammlung gefassten Beschlüsse W 15/11 zur Neufas· 
sung der Satzung des ZADE Ober die Erhebung von Gebühren für das Einsammeln, Verwer· 
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ten und Entsorgen von Abfällen (Abfallgebührensatzung) sowie W 17/11 zur Neufassung 
der GebQhrensatzung des ZAOE tor die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen sowie 
darauf aufbauender Änderungssatzungen. 

Es gelten folgende GebOhrensätze: 

OffentlIehe Abfalfentsorgung f(/r Haushalte und sonstige Herkunftsbereiche 

Festgebuhr pro Person und Jahr: 16,08 € 

FestgebUhr Restabfall fOr Gewerbe pro Quartal 80 I = 29,37 € 

120 I - 38,16 € 

240 I - 64,54€ 

1.100 I = 253,61 € 

U 2,5 m' = 561,40€ 

U 5 m' =1.111,01€ 

EntieerungsgebUhr Gewerbe/Haushalte 

Behalter Bioabfall* Restabfall 

601 O,OO€ 

801 3,83€ 

1201 O,OO€ 5,75€ 

2401 O,OO€ 11,50 € 

1.1001 52,70 € 

U 2,5 m' 119,77€ 

U 5 m' 239,55 € 

MietgebOhr Rest- und Bioabfallbehalter: 60 I = 2,72 € 

80 I - 2,72 € 

1201 =4,20€ 

240 I - 8,40€ 

1.1001 - 38,50 € 

U 2,5 m' = 87,50 € 

U 5 m' = 175,00 € 

*EnfleerungsgebOhren Bio wurden ab 01.01.2015 durch )l,nderung der GebOhrensatzung auf 0, 00 € 

reduziert. 
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GebUhrensätze tur die Anlieferung auf Wertstoffhöfenl Umladestatlonenl Deponie 

Abfalle aus der öffenllichen Entsorgung 145,00 €lt 

deponierfahige Abfalle 40,00 €/t 

Asbestabfalle 85,00 €It 

Mineralische Dammmaterialien mit Asbest 145,00 €/t 

Entsorgung Ober Restabfallbehandlungsanlagen - Anlieferung an die Umladestatio- 145,00 €/t 
nen 

Abfalle zur Verwertung 

Inerte Abfalle 25,00 €lt 

GrOnschnitt (Mengen >1 m') 20,00 €It 

GrOnabfalie Mengen bis 1 m' 3,00 €Im' 
Stammholz, Wurzelstöcke bis 50 cm Durchmesser 93,00 €lt 

Stammholz, Wurzelstöcke ab 50 cm Durchmesser 130,00 €/t 

organische Abfalle 35,00 €lt 

Altreifen 

ohne Felge 2,00 €IStock 

mit Felge 3,35 €lStock 

Neben den Gebühren laut Gebührensatzung berechnet der ZAOE für Anlieferungen an seine 
Abfallentsorgungsanlagen Entgelte mit Ausweis der Umsatzsteuer im Rahmen eines "BgA 
Abfallentsorgungsanlagen" (BgA AEA): 

- für Abfälle zur thermischen Behandlung 125,00 €It (netto) 

- für deponierfähige Abfälle 3,00 bis 32,00 €It (netto) 

- für Fremdverwiegungen 2,00 bis 4,50 €/Wägung (netto) 

Ziele und Strategien 

Die Tätigkeit des Verbandes ist auf eine umweltgerechte Erfassung, Verwertung, Beseiti­
gung von Abfällen, die Gewährleistung der Entsorgungssicherheit sowie eine fach- und 
sachgerechte Sanierung und Nachsorge stillgelegter Deponien gerichtet. Die Aufgaben rich­
ten sich nach § 4 Absatz 2 der Verbandssatzung : 

- Erstellung und regelmäßige Fortschreibung von Abfallwirtschaftskonzepten und Abfallbi­
lanzen für das Verbandsgebiet entsprechend § 2 SächsABG, 

- Errichtung und Betrieb von Abfallentsorgungsanlagen einschließlich der Anlagen zum 
Umschlagen von Abfällen (§ 4 Abs. 2 SächsABG), 

- Planung, Sanierung und Rekultivierung sowie Nachsorge für die in der Anlage aufgeführ­
ten stillgelegten Abfallentsorgungsanlagen (§ 3 Abs. 6 SächsABG). Hierzu wurde dem 
Verband die Inhaberschaft über alle Anlagen seiner Verbandsmitglieder gemäß Anlage 
zur Verbandssatzung übertragen. 

- Einsammlung und Transport der Abfälle (§ 15 Abs. 2, § 17 Abs. 1 KrWG), 
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- Entsorgung der Abfälle aus privaten Haushaltungen und der Abfälle zur Beseitigung aus 
anderen Herkunftsbereichen gemä.ß § 20 Abs. 1 KrWG einschließlich Kühlgeräte, Elekt­
ronikschrott, Schadstoffe, Kraftfahrzeuge, Bioabfall und Verpackungen, 

- Abfallberatung (§ 2 Abs. 4 SächsABG), 

- Entsorgung "wilder Ablagerungen" (§ 3 Abs. 4 SächsABG). 

Die rechtlichen Grundlagen bilden 

- das Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen (KrWG), 

- das Sächsische Abfallwirtschafts- und Bodenschutzgesetz (SächsABG), sowie 

- das Gesetz über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die umweltverträgliche Ent-
sorgung von Elektro- und Elektronikgeräten (Elektro- und Elektronikgerätegesetz - Elekt­
roG) und 

- die vom Verband erlassenen Abfallwirtschafts- und Gebührensatzungen. 

Die Schwerpunkte in der Zielsetzung fUr den Verband lassen sich in folgenden Punkten zu­
sammenfassen: 

- Einsammlung und Verwertung/Beseitigung aller Abfälle aus privaten Haushalten (Rest-, 
Bioabfall, Sperrmüll, PPK-Erzeugnisse) und sonstigen Herkunftsbereichen, 

- Erweiterung/Steigerung der getrennten Sammlung von Bioabfällen aus Haushalten, 

- Ausbau eines bürgernahen Netzes von Wertstoffhöfen zur Erfassung der Wertstoffe und 
Abfälle, 

- Abschluss der Sanierungsmaßnahmen auf den Deponien des Verbandes, 

- bedarfsgerechte und bürgernahe Abfallberatung, 

- mittel- bis langfristige Stabilität der Gebühren auf möglichst niedrigem Niveau. 

Der ZAOE wird nach den Vorschriften des Sächsischen Gesetzes über Kommunale Zusam­
menarbeit sowie der Verbandssatzung und der Geschäftsordnung geführt. 

Die Verbandssatzung regelt neben den konkreten Aufgaben des Verbandes die Aufgaben, 
Zuständigkeiten der Organe, Bedingungen zum Ein- bzw. Austritt von Verbandsmitgliedern 
sowie die WirtschaftsfUhrung auf der Basis der Sächsischen Eigenbetriebsverordnung. Die 
Abfallentsorgung basiert auf den Abfallwirtschafts- und Gebührensatzungen. 

Die Aufgaben/Zielstellungen haben sich im Geschäftsjahr 2015 für den Verband nicht verän­
dert. 
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WIrtschaftsbericht 

Gesamtwirtschaftliche und branchenbezogene Rahmenbedingungen 

Die nachfolgenden wichtigen Kenngrößen für die Entwicklung des Verbandes zeigen eine 
stetige bzw. teilweise sogar eine positive Entwicklung. 

Einwohner im Verbandsgebiet 

489.821,00 489.315 494.644,00 

Jahr 2013 Jahr 2014 Jahr 2015 

- ---_._---_. 
entleertes Behältervolumen In I1 Einwohnerl Jahr 

·--------·---------·----·ReStaIlr.'Ist 

____ ~~~_:.::::::::::::====:::::::::mm::~==::~~65~3~,8~ 
Restabf. Kalk. 

_._._. ___ . ___ _ _________________ _____ MlL.. 

Bloanf. Ist 
----------------------------,1~26~,~3-

Jahr 2012 Jahr 2013 Jahr 2014 Jahr 2015 
---------------------' 
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69.102 I 
Hausmüll 

11.786 t 
Sperrmüll 

Abfälle aus öffentlicher Entsorgung In t 

65.1861 

13.212 I 

.;;;:;;;; -"" 
"" " '_"""'''''"''''''''_='··_' _·' ''''''''''''' ',''''''' C_"''·" ''''''''.-...",< -.'''·.~~_ "., ... "',.,.,.,<",."'." .... ',' •. ~_=~"'~'"'_".',. , i'<_.,,<.,, _~.'" ... """", 12.195 t 

4.908 I Bloabf. 

2007 Jahr 2010 Jahr 2012 Jahr 2013 Jahr 2014 Jahr 2015 

( Darüber hinaus ist die Entwicklung in der Abfallwirtschaft von weiterführenden gesetzlichen 
Vorgaben hinsichtlich einer Vertiefung der Abfalltrennung bzw. stärkeren Vorgaben hinsicht­
lich des Umweltschutzes geprägt. Die o. g. Entwicklung der wichtigsten Abfallfraktionen stellt 
sich trotz der sich ständig ausweitenden gewerblichen Sammlungen durch privatwirtschaftli­
ehe Unternehmen auch im Bereich des klassisch öffentlichen Bereiches dar. 

Das seit längerem von der Abfallwirtschaft erwartete "Wertstoffgesetz" wurde auch in 2015 
nicht verabschiedet, so dass nach wie vor Unsicherheiten in der Abgrenzung zu den Sys­
tembetreibern des "Grünen Punktes" bestehen. 

Geschäftsverlauf 

Das Geschäftsjahr 2015 wurde vor allem von folgenden Ereignissen geprägt: 

- DurchfOhrung des europaweiten Ausschreibungsverfahrens zur Restabfallverwertung fOr 
den Zeitraum 2016 bis 2021, 

- Durchführung eigener Aktivitäten zur Zuordnung des Bestandes an PPK-Behältern in der 
( Region SäS, 

DurchfOhrung einer weiteren "Biokampagne" im Verbandsgebiet zur EinfOhrung einer 
"kostenlosen" Biotonne (keine Leerungsgebühr) für den Zeitraum 1. Januar 2015 bis 
31 . Dezember 2016), 

- Fortsetzung der Maßnahmen zur Verdichtung des Wertstoffhofnetzes, 

- Weiterentwicklung des Services des ZAOE (EDV-Systeme, Bürgernähe ... ), 

- Fortsetzung der Baumaßnahme zur Sanierung der Deponie Groptitz, 

- Straffung des Vertragscontrollings/-managements zur Kontrolle der Einhaltung vertraglich 
vereinbarter Leistungsparameter (hier insbesondere beim Einsammeln, Transportieren), 

Die in 2015 vom Verband eingesammelten bzw. an dessen Anlagen angelieferten Abfall­
mengen waren bis auf die Mengen für Bioabfall, Selbst- und Kleinanlieferer im Vergleich zum 
Vorjahr nahezu konstant. 
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Restabfall 65.186 t (Vj. 66.856 t) 

Bioabfall 13.212t (Vj. 6.876 t) 

Sperrmüll 12.195t (Vj. 12.175 t) 

Grünschnitt 14.264 t (Vj. 15.012 t) 

PPK-Erzeugnisse 23.788 t (Vj. 23.489 t) 

Abfälle von Selbst- und Kleinanlieferern 19.225 t (Vj. 12.278 t) 

Als überdeckung des Gebührenhaushaltes wurde ein Betrag in Höhe von 1.858,9 T€ ermit­
telt, welcher im Berichtsjahr der Gebllhrenausgleichsrückstellung zugeführt wurde. Ein über­
schuss aus den nicht dem Gebührenhaushalt zuzuordnenden Bereichen, welcher nach Be­
schlussfassung dem Eigenkapital zuzuführen ist, wird in Höhe von 689,8 T€ ausgewiesen. 

Für die "Betriebe gewerblicher Art" sind folgende Ergebnisse ermittelt worden: 

BgA DSD (Betrieb gewerblicher Art Duales System Deutschland) 

Seit 2006 führt der ZAOE die Erlöse und Aufwendungen aus den DSD-Verträgen im Rahmen 
eines BgA. Die separat zu erstellende GuV weist für das abgelaufene Geschäftsjahr folgen­
des Ergebnis aus: 

Erlöse 

Aufwand 

Gewinn (abzgl. Steuern) 

2015 Vorjahr 

694,8 T€ 

658,3 T€ 

31,5 T€ 

695,5 T€ 

699,2 T€ 

-3,7 T€ 

Damit weist dieser BgA auch im abgelaufenen Geschäftsjahr einen Gewinn aus. 

Zur Ermittlung des Ergebnisses des BgA werden die Kosten wie folgt zugeordnet: 

- direkt dem "BgA DSD" zuordenbare Kosten 

- anteilige Kosten des BgA aufgrund des Verhältnissatzes 

"im Abfallkalender (AK) für DSD enthaltene Informationen im Verhältnis zu den Gesamtin­
formationen" . 

Für 2015 ergibt sich ein Satz von 7,87 % (Vj. 7,87%). 

- 100 % der Sachkosten Kst. 6000 davon 7,87 % 
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- Overheadkosten 

100 % aller Sach- und Personalkosten der Kst. 0200, 0210 

100 % aller Sachkosten der Kst. 0220, 0340 

50 % Sach- und Personalkosten der Kst 0310 (insg. 4 MA, dav. 2 MA für AK) 

MA o. g. KostensteIlen = 46,04 = 60,64 % (Vj. 60,64%) 
MA ZAOE (VZE) 75,92 

Davon aber nur 7,87 %, also 60,64 % x 7,87% = 4,77 %. 

Als Mitbenutzungsentgelt erhielt der ZAOE in 2015 1,42 Euro/Einwohner. In den Verträgen 
mit dEm Städte- und Gemeindeverwaltungen wurde ein Kostensatz von 0,90 Euro/Einwohner 
und Jahr vereinbart (mit einer Gemeinde besteht keine Vereinbarung). Dieser Bereich exis­
tiert komplett außerhalb des Gebührenhaushaltes. Es wird darauf hingewiesen, dass sich die 
Berechnungen zum Ergebnis des "BgA DSD" wesentlich von den "nicht gebUhrenfähigen 
Aufwendungen/Erlösen" unterscheiden, da die dem BgA zugrunde gelegte Rechnung unter 
steuerlichen Gesichtspunkten und die der nicht gebührenfähigen Aufwendungen und Erlöse 
hingegen unter kommunalabgaberechtlichen Gesichtspunkten ermittelt wurde. 

BgA AEA (Betrieb gewerblicher Art Abfallentsorgung außerhalb Hoheitsbereichl 

Anlieferungen im Rahmen des BgA erfolgen derzeit nur noch auf der Deponie GrÖbern. Auf 
den anderen Anlagen (Kleincotta) fallen aktuell lediglich Fremdverwiegungen unter diesen 
BgA. Der BgA weist in 2015 folgendes Ergebnis aus: 

Erlöse 

Aufwand 

2015 Vorjahr 

109,6 T€ 160,2 T€ 

181,2 T€ 200,8 T€ 

Gewinn (abzgl. Steuern) -71,6 T€ -40,6 T€ 

Im Wesentlichen wird das Ergebnis von den anteiligen Abschreibungen In Höhe von 96,3 T€ 
(Vj. 112,4 T€) beeinflusst. Im abgelaufenen Geschäftsjahr war aufgrund eines Schreibens 
der OFD Karlsruhe zur Bewertung von Abfallanlieferungen (auf Basis der Novelle des Kreis­
laufwirtschaftsgesetzes) ein Teil der Abfallmengen, die dem BgA-Bereich zugeordnet waren, 
dem Hoheitsbereich zuzurechnen. Damit ergibt sich für das Jahr 2015 ein Aufteilungsver­
hältnis zwischen Hoheitsbereich und BgA von 52,99 %/47,01 % (Vj. 27,34%/72,66 %). Fer­
ner werden mittels Umlagesatz von 7,56 % (Vj. 6,61 %) Overheadkosten der KostensteIlen 
0320 umverteilt. 

Aufgrund der Erfassung der Betriebsstunden der der Deponie direkt zugeordneten Geräte 
(Raupe, Radlader, Kompaktor, Wasserwagen) werden die der Deponie zuzuordnenden Per­
sonalaufwendungen auf Basis dieser Betriebsstunden ermittelt und verbucht. 

Zur Ermittlung des Ergebnisses des BgA werden die Kosten wie folgt zugeordnet: 

- direkt dem Deponiebetrieb der "BgA" Abfälle zuordenbare Kosten 
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- anteilige Kosten des Deponiebetriebes aufgrund des Verhältnissatzes 

angelieferte Mengen (Deponie) BgA 
Summe angelieferter Mengen Deponie 

= 8.111.28 t 
17.253,48 t 

= 47,01 % (VJ 72,66 %) 

- anteilige Kosten des Eingangsbereiches Gröbern (Waage) aufgrund des Verhältnissatzes 

angelieferte Mengen BgA +Fremdwiegungen = 8.228.3 t = 10,91 % (Vj. 10,87 %) 
Summe verwogene Mengen Waage ZAOE 75.428,9 t 

- die Overheadkosten des Sachgebietes Anlagenbetriebes (Kst. 0320) werden wie folgt 
ermittelt: 

angelieferte Mengen (Deponie) BgA = 8.111,28 t 
abgelagerte + umgeschlagene Mengen = 107.236,89 t = 7,56 % (Vj . 6,61 %) 

Die Ermittlung des Anteils tor die Rückstellungen, die dem BgA zuzurechnen sind, wurde wie 
folgt vorgenommen: 

- Zuführung Rückstellung (siehe Pkt. 2) 64.033,29 €. 47,01 % = 30.102,05 € 

- anteilige AfA Deponie Gröbern: 204.910,35 €. 47,01 % = 96.328,36 € 

Im abgelaufenen Geschäftsjahr erhielt der ZAOE keine Zuwendungen zur Förderung von 
Sanierungsmaßnahmen tor die Deponien. 

Die Weißeritz Humuswerk Besitzgesellschaft mbH (51 % Anteile ZAOE) weist im Berichts­

jahr einen Überschuss von 4,1 T€ aus (Vorjahr = 4,3 T€). 

Die Entwicklung des Stellenplanesfder Ist-Besetzung bzw. der Personalkosten stellt sich wie 

folgt dar: 

( 

2012 2013 2014 2015 (I 
Ist Ist Plan Plan Ist Plan Ist Plan 

MItarbeiter gesamt 79,0 73,7 78,0 73,8 79,0 75,92 77,63 75,92 

dar. Geschäftsstelle 59,0 53,9 57,0 55,9 58,0 55,04 57,00 55,04 

dar. Abfallentsorgungsanlagen 20,0 19,8 21,0 17,9 21 ,0 20,88 21 ,63 20,88 

Personalaufwand in T€ 3.675,6 3.514,1 3.746,2 3.783,5 3.773,4 3.678,6 3.873,6 3.814,9 

(die Ist-Angaben der Anzahl der Mitarbeiter basieren auf dem Stand per 30.06. des Jahres) 

Während des vergangenen Geschäftsjahres wurden Aushilfskräfte zur ÜberbrOckung von 

Engpässen bzw. zur Abarbeitung von Kampagnen eingesetzt. Zum Abschlussstichtag waren 
drei MitarbeiterinnenfMitarbeiter mit befristeten Arbeitsverhältnissen beschäftigt. 

Zum Abschlussstichtag wurden tor 2 Atz-Arbeitsverhältnisse RÜCkstellungen gebildet (Ruhe­

phase). Neue Atz-Arbeitsverhältnisse wurden nicht abgeschlossen. Es bestand ein Ausbil­
dungsverhältnis (Fachkraft tor Kreislauf- und Abfallwirtschaft). 
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Im Verband gelten mehrere Vereinbarungen mit dem Personalrat. Diese regeln die betriebli­
che Gleitzeit, das leistungsorientierte Entgelt, die Kostenübernahme bei Bildschirmarbeits­
platzsehhilfen, den Umgang mit Suchtgefährdeten, die Anwendung von Telekommunikati­
onsanlagen, das betriebliche Eingliederungsmanagement, die Videoüberwachung auf Ab­
fallentsorgungsanlagen, den Umgang im Fall von Mobbing, den Einsatz von Mitarbeitern auf 
Wertstoffhöfen des ZAOE. Des Weiteren gibt es einen Sozialplan. 

Wtrtschaftliche Lage 

Vermögenslage 

Von den im Berichtsjahr für Investitions- und Abschlussmaßnahmen zur Verfügung gestellten 
Mitteln in Höhe von 5.353,9 T€ (dar. 2.039,9 T€ Übertrag aus Vj.) wurden nur 1.497,7 TE für 
Sachanlagen und immaterielle Vermögensgegenstände investiert. In Finanzanlagen wurde in 
Höhe von 7.000,0 T€ investiert. Die in 2015 getätigten Investitionen wurden aus vorhande­
nen liquiden Milteln finanziert. 

Den Schwerpunkt im Rahmen der Investitionstätigkeit bildeten folgende Maßnahmen: 

- Erwerb mobiler Technik, Container 

- Ersatz von Büro- und Geschäftsausstaltungen 

- Bau von Wertstoffhöfen 

- Sanierung, Erweiterung von Verkehrsflächen der Umladestationen 

Die Anlagenquote (Anlagevermögen/Bilanzsumme) stellt sich im Vergleich zum Vorjahr wie 
folgt dar: 

2015 Vorjahr 

Anlagenquote 50,8 % 34,7 % 

Der Aufwand für Maßnahmen zur Sanierung von Deponien betrug in 2015 1.861,9 TE (im 
Wesentlichen die Sanierungsmaßnahme Deponie Groptitz). 

Der Aufwand für laufende Nachsorgemaßnahmen der Deponien betrug 662,2 T€ (Vj. 
867,2 T€), davon wurden 163,6 T€ durch erzielte Erlöse (Verstromung von Deponiegas, Mie­
ten, Pachten) abgedeckt. 

Die vom Verband gebildeten Rückstellungen haben sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt: 

31. Dez. 2015 31. Dez. 2014 

Rekultivierungsrückstellung 
Sonstige-/Steuerrückstellungen 
Rückstellung Kostenüberdeckung 

29.725,3 T€ 30.118,7 T€ 
837,5T€ 1.109,7T€ 

7.111.7T€ 
37.674,5 T€ 

10.827.7 T€ 
42.056,1 T€ 

Im Rahmen der Gebührenkalkulation 2017 - 2021 wurde die Nachkalkulation der Jahre 2012 
- 2015 überarbeitet, was zu Korrekturen hinsichtlich der bisher ausgewiesenen Gebühren­
überdeckungen und somit zu einer Anpassung der Gebührenausgleichsrückstellung führt. 
Der ausgewiesene Betrag von 7.111,7 TE bezieht sich auf den Stand per 31. Dezember 
2015. Die für das Geschäftsjahr 2015 ausgewiesene Überdeckung in Höhe von 1.858,9 T€ 
wurde im Berichtsjahr der Gebührenausgleichrückstellung zugeführt. 
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Das in der Bilanz ausgewiesene Eigenkapital untergliedert sich in mehrere Einzelpositionen 
wie folgt: 

Eigenkapital gesamt 

darunter: 

5.645,3 T€ 

- 1.186,5 TE Eigenkapital zum Bilanzstichtag Vorjahr 

- 689,8 T€ dem Eigenkapital aus den positiven Salden der nicht dem GebOhrenhaushalt 
zuzuordnenden Erlöse/Aufwendungen zuzufOhrenden Überschuss des Geschäftsjahres 

- 3.761,8 TE einer zweckgebundenen Rücklage zuzufOhrenden Betrag, der sich aus dem · 
Saldo der nach HGB (29.725,3 TE - bilanzierten) und nach KAG ermittelten (33.487,0 T€) 
Rekultivierungsrückstellung ergibt; 

- 7,2 T€ positiver Saldo der gebuchten Pauschalwertberichtigungen auf Forderungen aus 
den Jahren vor 2006; 

Verbindlichkeiten gegenOber Kreditinstituten bestehen nicht. 

Finanzlage 

Aufgrund der sehr hohen ROcksteIlungen, welche mit 59,0 % (Vi. 69,5 %) durch Guthaben 
bei Kreditinstituten gedeckt sind, ist die Finanzlage des Verbandes sehr gut. Zum Ab­
schlussstichtag werden 22.226,1 TE (Vj. 29.244,7 T€) an Guthaben bei Kreditinstituten aus­
gewiesen. Der überwiegende Teil davon ist als Geldanlagen bei Kreditinstituten des öffentli­
chen Sektors gebunden. 

In den Jahren 2014 und 2015 wurden Investitionen in Ertrag bringende Finanzinstrumente 
getätigt. Sie betreffen langfristige Inhaberschuldverschreibungen und Ausleihungen Ober 
12.500,0 T€ (Vj. 6.000,0 T€). Die Mittel stehen mittelfristig zur Finanzierung der Rekultivie­
rungsrOckstellungen zur Verfügung. 

Ertragslage 

Die Erlöse aus BenutzungsgebOhren sind mit 24.887,9 T€ um 0,7% geringer als im Vorjahr 
(Vi. 25.065,9 T€). Die Summe der Erlöse weiterer Abfallfraktionen bzw. sonstiger Erträge 

c 

betrug 9.837,5 T€ (Vi. 3.718,7 T€). Der Differenzbetrag resultiert neben der Auflösung der ( 
Rückstellung f(lr Gebührenausgleich 2012 - 2014 in Höhe von T€ 5.574,9 T€ im Zuge der 
Anpassung der Bewertungsparameter im Wesentlichen aus 233,6 T€ höheren Erlösen fOr 
die Verwertung von PPK-Erzeugnissen und 279,9 T€ höheren Erlösen f(lr Anlieferungen an 
den Umladestationen des Verbandes (Selbst- und Kleinanlieferer). 

Zinsen und ähnliche Erträge und Erträge aus Wertpapieren konnten in 2015 nur noch in Hö­
he von 314,5 T€ erzielt werden (Vi. 801,0 T€). 
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Die wichtigsten Kostenpositionen haben sich wie folgt entwickelt: 

2015 Vorjahr Abw. 

Fremdleistungen 20.819,9T€ 19.732,8 T€ +5,5% 

Personalaufwand 3.814,9 T€ 3.678,6 T€ +3,7% 

Abschreibungen 991 ,9 T€ 942,4 T€ +5,3% 

sonstige Aufwendungen 1.822,5 T€ 1.671,8 T€ +9,0% 

Die o. g. Positionen zeigen durchgängig eine Steigerung. 

Im Geschäftsjahr 2015 wird ein JahresOberschuss in Höhe von 4.451 ,6 T€ (im Vj. 118,2 T€) 
ausgewiesen (Untergliederung siehe Ausführungen zum Eigenkapital). 

Plan/Ist Vergleich 

a) Erlöse 

Position Ist In T€ Plan In T€ Abw.ln Erläuterung 
T€ 

GebOhren aus öfftl. Ent-
nahezu keine Reduzierung Ein-

24.887,9 23.190,0 1.697,9 wohner/gestiegenes entleertes 
sorgung 

Behältervolumen bei Restabfall 

Auflösung GebOhren-
902,0 902,0 -Oberdeckung 

Benutzungsgebühren 
gestiegene Mengen, Umverteilung 

Grünschnitl und Reifen 173,1 140,9 32,2 von der kostenlosen Sammlung zur 
kostenpflichtigen Anlieferung 

Benutzungsgebühren für 
30,3 15,0 15,3 

KPA 

Wertstofferlös PPK 2.127,8 1.910,0 217,8 
Erlöse entsprechend Marktpreisen 
für Verwertung PPK-Erzeugnisse 

aus Wertstofferfassung 8,8 4,0 4,8 

Erlöse Selbst- u. Klein-
880,0 585,0 295,0 gestiegene Anliefermengen 

anlieferer 

erhaltene Zuschüsse 694,8 695,3 -0,5 
Vergütung DSD-Nebenentgelte 

(DSD) entsprechend Einwohnerzahl 

Zinsen u. ä. Erträge, 
Erträge aus Wertpapie- 314,5 485,6 -171,1 gesunkenes Zinsniveau 
ren 

Zinsertrag aus Diskon-
0 0 -tierung 
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Position Ist in T€ Plan in T€ Abw. in Erläuterung 
T€ 

Sonstige übrige Erträge 5.922,6 220,3 5.702,30 Auflösung der Rückstellung fllr 
Kostenüberdeckung 2012 - 2014 

Summe Erlöse gesamt 35.941,8 28.148,1 7.793,7 
(GuV) 

GebOhrenausgleichs- 1.858,9 - 1.003,3 2.862,2 Anpassung der Bewertungspara-
rückstellung meter 

b) Aufwendungen 

Position Ist in T€ Plan in T€ Abw. inT€ Erläuterung 

Abfallsammlungl- 20.819,9 20.626,0 193,9 transport/-entsorgung 
( 

Zuführung zu ROckstel-
64,0 28,2 35,8 Zufllhrung entsprechend Ver-

lungen brauch Deponievolumen Gröbern 

Sonst. Materialaufwen- 171,9 151,6 20,3 dungen 

Personalaufwand 3.814,9 3.873,6 -58,7 

Abschreibungen 991,9 1.293,6 -301,7 keine vollständige Umsetzung ge-
planter Investitionen 

sonst. betrieb I. Auf-
1.822,5 2.052,1 -229,6 insbesondere geringere Ge-

wand schäftsausgaben 

Zinsen u. ä. Aufwen-
1.860,3 1.000,0 860,3 höhere ROcksteIlung. damit höhere 

dungen Verzinsung 

im Wesentlichen Kapitalertrag- ( 
Steuern 85,9 5,9 80,0 steuer inkl. Solidaritätszuschlag 

2013 im Zuge der ROckabwicklung 
eines Teils des BgA AEA 

Summe Aufwendun-
gen gesamt (GuV) 29.631,3 29.031,0 600,3 
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c) Finanzierungsübersicht (Abrechnung Liquldität-/lnvestltlonsplan) 

Folgende Abweichungen ergeben sich: 

Cashflow aus operativer Geschäftstätigkeit Plan = - 7.687,5 T€ 

Ist = 1.086,6 T€ 

Die gravierendste Abweichung zwischen Plan und Ist resultiert aus einem umfassenden An­
satz von Deponiesanierungsmaßnahmen (- 8.378,7 T€, Verbrauch von Rückstellungen). Um 
bei der Gewährung von Fördermitteln bzw. im Vorfeld von Ausschreibungen die finanzielle 
Absicherung nachweisen zu können, ist ein umfassender Ansatz zu wählen. Tatsächlich 
wurden Maßnahmen in erheblich geringerem Umfang umgesetzt, was zu einem deutlich ge­
ringeren Mittelabfluss (- 2.360,9 T€) führte. 

Cashflow aus Investitionstätigkeit 

(ehAe aktivierte eißeRleislwAgeA wAd inkl. 

Reaktivierung Deponie Gröbern) 

Plan = -4.834,0 T€ 

Ist = -8.105,2 T€ 

( Geplante Maßnahmen zur Errichtung von Wertstoffhöfen bzw. Ersatzbeschaffungen (Fahr­
zeugtechnik, Container), Sanierungsmaßnahmen auf Umladestationen wurden in die Folge­
jahre verschoben. Dafür wurden verfügbare liquide Mittel in Höhe von 7.000,0 T€ in Finanz­
anlagen investiert. 

Die Liquidität verringerte sich im abgelaufenen Geschäftsjahr um 7.018,6 T€. Geplant war 
eine Verringerung in Höhe von 12.521,5 T€. 

Die Zahlungsfähigkeit des ZAOE war jederzeit gegeben. 

Abschließend kann der Geschäftsverlauf des Jahres 2015 als durchweg positiv bewertet 
werden. 

Nachtragsbericht 

Für das Jahr 2016 wurden mit dem GebOhrenbescheidlauf 2016 als Vorausleistung zum 
Stichtag 7. März 2016 24.273,2 T€ ermittelt (zum Vergleich: Ist-Abrechnung für 2015 = 
24. 138,5 T€, Stichtag 25. Februar 2016). 

f Im März 2016 wurde begonnen die Gebührenkalkulation des Folgezeitraums 2017 bis 2021 
vorzubereiten. Aus den Ergebnissen (Nachkalkulation 2012 bis 2016, Aus-/Eingliederung 
kalkulatorischer Zinsen, Neubewertung von Maßnahmen zum Deponieabschluss und Nach­
sorge) ist zu erwarten, dass die RekultivierungsrOckstellung bzw. Ergebnisermittlung (Ge­
bOhrenhaushall) zum kommenden Abschlussstichtag angepasst werden müssen. 

Weitere gravierende Ereignisse sind nach dem Abschlussstichtag nicht eingetreten. 

Prognose-, Risiko- und Chancenbericht 

Prognosebericht 

Der Verband wird auch in 2016 bzw. den Folgejahren auf der Grundlage der ihm zugewiese­
nen hoheitlichen Aufgaben tätig sein und eine entscheidende Rolle im Rahmen der Ab­
fallentsorgung im Verbandsgebiet spielen. 
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Im Wirtschaftsplan 2016 wird mit Umsatzerlösen in Höhe von 26.312,3 T€ geplant (Ist 2015 = 
28.108,0 T€). Im Planjahr ist eine Gebührenunterdeckung von 34,9 T€ veranschlagt. Diese 
Unterdeckung wird finanziert aus der bisher gebildeten Gebührenausgleichsrückstellung. Der 
Haushaltsausgleich ist aufgrund der eingeleiteten Biotonnenkampagne bis Ende 2016 nicht 
gefährdet. Gleiches gilt für die Gebührenstabilität bis zum Ende des Kalkulationszeitraumes 
2016. 

Mit der eingangs dargestellten Entwicklung des zu entleerenden Behältervolumens bzw. der 
Einwohnerzahl wird auch für die Folgejahre von einer stabilen Entwicklung ausgegangen. 

Die derzeitige Gebührenkalkulation endet mit dem Jahr 2016. Aufgrund der gebildeten posi­
tiven Gebührenausgleichsrückstellung wird es aller Voraussicht nach auch im folgenden Kal­
kulationszeitraum möglich sein, eine stabile Gebührenentwicklung darzustellen. 

Die sich ab 2017 anschließende Gebührenkalkulation wird wieder für IOnf Jahre bis 2021 
erstellt. Die Vorlage ist für Mitte des Jahres 2016 vorgesehen. 

Für 2016 wird ein Gesamtinvestitionsvolumen von 6.499,4 T€ vorgehalten (Ist 2015 = Sach-
anlagevermögen 1.497,7 T€ und Finanzanlagen 7.000 T€). Davon entfallen 3.523,9 T€ auf ( 
Mittel aus dem Berichtsjahr (Mittelübertrag). Die wichtigsten Maßnahmen sind: 

- die weitere Errichtung von Wertstoffhöfen, 

- die Sanierungsmaßnahmen auf Umladestationen, 

- die Anschaffung von technischen Ausstattungen, 

- der Ersatz, die Erweiterung von Büro- und Geschäftsausstattungen. 

Für das Jahr 2016 sowie die Folgejahre ist der weitere Ausbau des Wertstoffhofnetzes vor­
gesehen. In Vorbereitung befinden sich Wertstoffhöfe in Pirna-Copitz, Königstein, Dippoldis­
walde und Radebeul. Ferner ist davon auszugehen, dass weitere Maßnahmen erforderlich 
werden, um die Abfalltrennung zu vertiefen und entsprechend der gesetzlichen Vorgabe des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes zu entwickeln. Des Weiteren ist derzeit noch nicht abzuschät­
zen, inwieweit das bereits seit längerem avisierte Wertstoffgesetz die betriebswirtschaftlichen 
Verhältnisse des Verbandes beeinflusst. 

Das für 2016 geplante Jahresergebnis beträgt 150,1 T€ und liegt damit wieder auf dem Ni- ( 
veau von 2014. 

Risikobericht 

Die sich für die Entwicklung bzw. den Geschäftsverlauf ergebenden Risiken werden nachfol­
gend dargestellt bzw. bewertet. 

Versicherungsrisiko 

Folgende Risiken sind im Rahmen der Versicherungen beim Ostdeutschen Kommunalversi­
cherungsverband bzw. dem Kommunalen Schadensausgleich abgedeckt: 

- Haftpflicht-VS 

- Gebäude-VS 

- Elementar-VS 

- Inventar-VS (Geschäftsstelie/Abfalientsorgungsanlagen) 
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- Elektronik-VS (Geschäftsste"e) 

- Maschinen-VS 

- Kfz-VS einschließlich KASKO-VS 

- Umwelthaftpflicht-VS (Umladestationen Kleincotta, Gröbern, Saugrund) 

- Vermögenseigenschaden-VS 

- Vermögenshaftpflicht-VS 

Schäden im Rahmen einer Bauleistungsversicherung sind nicht abgedeckt, da Risiken aus 
diesem Bereich als gering eingeschätzt werden. 

Im Berichtsjahr ereigneten sich 6 Schadensfälle. Davon 1 Kaskoschaden an Kfz und 5 Haft­
pflIchtschäden (Schäden, die durch Fremdverschulden dem ZAOE zugefügt wurden). Der 
Gesamtschaden in Höhe von 6.117,07 Euro wurde durch die Versicherer bzw. Verursacher 
in vollem Umfang reguliert. 

e Auslastunq von Kapazitäten 

Das auf der Deponie GrÖbern, 1. Bauabschnitt zum 1. Januar 2016 noch verfügbare Restvo­
lumen beträgt: 

01/2016 Vorjahr 

Gesamtvolumen 111.651 m3 119.595 m3 

dav. im Plateaubereich (fOr BMA, tBRM) 71.604 m3 75.775 m3 

dav. fOr Asbestabfä"e 3.375 m3 6.786 m3 

dav. im Böschungsbereich (für tBRM) 36.672 m3 37.034 m3 

(Die o. g. Restvolumina sind unter der Voraussetzung der Böschungsnachprofilierung ermittelt.) 

( Der ZAOE hat folgende Kapazitäten vertraglich gebunden: 

- Auslastung des Humuswerkes in Freital 
optimale anzuliefernde Menge (Bioabfa", Grünschnitt) 

in 2015 angelieferte Menge 

11.500,0 tlJahr 

11.821,5 t 

Damit ist die optimale Anlieferung der vertraglich gebundenen Kapazität im Humuswerk 
Freital mit 2,8 % (Vj. 2,9 %) überschritten. Grund dafür ist eine schwierigere Steuerung von 
Abfa"strömen aufgrund stark gestiegener Mengen an Bioabfa" und Grünschnitt. 

- Erfü"ung der bring or pay-Verpflichtungen aus den Diensllelstungsverträgen zur thermi­
schen Restabfa"behandlung 

Für die Verträge zur Anlieferung an die thermischen Behandlungsanlagen gilt als Berech­
nungsjahr der Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis 30. Juni 2015. 
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Mengenkorridor 

angelieferte Menge 

MWLeuna 

47.500 - 52.499 t 

47.616 t 

10.000 - 15.000 t 

13.099 t 

RETA 

7.000 - 10.000 t 

8.527 t 

Die Verträge zur Restabfallbehandlung wurden mit Wirkung zum 1. Juli 2016 neu ausge­

schrieben. 

Vertragsrisiko 

Die für den Verband im Hinblick auf das laufende Geschäft wichtigsten Verträge, die über 

den 31. Dezember 2015 hinaus bestehen, sind: 

- Vertrag mit der MW Umwelt Assel GmbH (ehem. TREA Leuna) zur Behandlung von 

50.000 IRestabfall, 

- Verträge mit der REMONDJS Thermische Abfallverwertungs GmbH - RETA (ehem. EVZA ( 

Staßfurt) zur Behandlung von ca. 20.000 t Restabfall (2 Lose, 10.000-15.000Va und 
7.000 -10.000 Va), 

- Verträge zum Transport von Restabfällen von den Umladestationen Saugrund, Kleincot­

la, Groptitz zu den Behandlungsanlagen mit der GiNO Entsorgungs GmbH, 

- Vertrag zum Transport von Restabfällen von der Umladestation Gröbern zu den Behand­
lungsanlagen mit der NERU GmbH & Co. KG, 

- Mietverträge zwischen dem ZAOE und der Kreissparkasse Meißen vom 25. April 2006 

mit den entsprechenden Nachträgen zur Anmietung von Büro- und Archivräumen in 
01445 Radebeul, Meißner Straße 151 a, 

- Verträge zum Einsammeln, Transportierten und Verwerten von Abfällen aus Haushalten 
mit der Becker Umweltdienste GmbH für die Regionen Sächsische Schweiz und WeIße­

ritzkreis, 

- Vertrag über das Einsammeln, Transportieren und Verwerten von Abfällen aus Haushal- ( 

ten mit der REMONDIS Eibe Röder GmbH für die Regionen Meißen und Riesa­
Großenhain, 

- Vertrag zu Sammlung und Transport von PPK-Erzeugnissen mit der Becker Umwelt­

dienste GmbH für die Regionen Sächsische Schweiz und Weißeritzkreis, 

- Verträge zur Sammlung von PPK Erzeugnissen mit der NERU GmbH & CO. KG für die 

Region Melßen und mit der REMONDIS Eibe Röder GmbH für die Region Riesa­
Großenhain (letzteres ab 1. Januar 2015), 

- Vertrag zur Verwertung von Sperrmüll mit der Becker Umweltdienste GmbH für beide 

Landkreise, 

- Verträge zur Verwertung von PPK-Erzeugnissen mit der VEOLIA Umweltservice Ost 

GmbH & Co. (Regionen SäS, MEI und WEI) sowie der REMONDIS Eibe Röder GmbH 
(Region RG), 

- Vertrag zur Anlieferung von Bio- und Grünabfällen mit der Humuswerk GmbH & Co. KG 

in Freital, 
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- Verträge zur Reinigung der DSD-Containerstandplätze mit den Städten und Gemeinden 
im Verbandsgebiet, 

- Vertrag zur Sammlung und Entsorgung von Schadstoffen mit der VEOLIA Umweltservice 

Ost GmbH & Co. fllr den Landkreis SOE, 

- Vertrag zur Sammlung und Entsorgung von Schadstoffen mit der NERU GmbH & Co. KG 

fllr den Landkreis MEI, 

- diverse Wartungsverträge (BHKW, Umladestationen .. . ). 

Risiken, die sich fllr einige Verträge aus einer schlechten Leistung ergeben, sind Im Berichts­

jahr gesunken. Die Qualität der Leistungen hat sich verbessert . Die vom Auftragnehmer ver­

traglich geschuldete Leistung "Verknüpfung" der Behälter zur Sammlung von PPK-Erzeug­
nissen mit dem Softwaresystem (des ZAOE) MAWIS in den Regionen Sächsische Schweiz 

und Weißeritzkreis steht nach wie vor noch aus. Hieraus könnte sich durchaus ein Rechts­
streit entwickeln. 

Ferner wurde der Vertrag zur Verwertung von Sperrmüll durch den Auftragnehmer gekün­
digt. Aufgrund der Entwicklung der Rohstoffpreise und des damit verbundenen Absinkens 

der Erlöse für Recyclingmaterial konnte im Rahmen des bestehenden Vertragsverhältnisses 

kein wirtschaftliches Ergebnis mehr erzielt werden. Die Neuausschreibung ergab eine Ver­
dopplung der Kosten fllr diese Leistung. 

Risiken aus Rechtsstreitigkeiten 

- Freistaat Sachsen/Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge, Al: 3 K 3821/14 

In diesem Verfahren ist der ZAOE Beigeladener. Es handelt sich um den Sachverhalt, 

dass der Staatsbetrieb Forst selbst verantwortlich ist, auf seinen Grundstücken wilde Ab­
lagerungen zu beseitigen, was dieser bestreitet; 

- ZAOE/Freistaat Sachsen, VG Dresden, Al.: 3 K 818/12 

Am 15. Juni 2012 erhob der ZAOE Klage auf Erteilung der am 12. März 2012 beantrag­

ten Genehmigung zur Errichtung einer Photovoltaik-Pilot- und Demonstrationsanlage auf 
Flächen der stillgelegten Deponie Gröbern (Altkörper). Dieses Verfahren ist zwischen­

zeitlich durch Abweisung der Klage beendet worden. Kosten entstehen dem ZAOE dar­
aus nicht, da diese von der GWH Ingenieurgesellschaft, in deren Auftrag der Rechtstreit 

gefllhrt wurde, übernommen werden. 

- ZAOE/Freistaat Sachsen VG Dresden, AZ: 3 K 683/15 

Die LDS hat mit Bescheid vom 18. Juli 2014 ihren Bescheid vom 4. Dezember 2012 über 

Fördermittel von 280.373,- € zurückgenommen. Dagegen hat der ZAOE mit Schreiben 

vom 5. August 2014 Widerspruch erhoben, über den noch nicht entschieden wurde. Soll­
te der ZAOE im weiteren Verfahren vor dem Verwaltungsgericht unterliegen, kommen 

auf ihn keine Rückzahlungsforderungen zu, denn der ZAOE hat besagte Fördermittel 
bisher nicht erhalten. 

Mit der Klageerhebung sind dem ZAOE bisher Gerichtskosten in Höhe von 6.849,0 € 
entstanden, die er im Fall des Obsiegens erstattet bekommt. Besagte Fördermittel wur­
den nicht ausgezahlt, insofern erfolgt im Fall des Unterliegens des ZAOE auch keine Er­
stattung derselben. 
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- ZAOE/Freistaat Sachsen wegen Untersagung gewerblicher Sammlungen 

Der ZAOE erhebt im 1. Halbjahr 2016 Klage gegen den Freistaat Sachsen mit dem Ziel, 
die Untersagung gewerblicher Sammlungen (Altpapier und Sperrmüll) zu erreichen. Mit 
Widerspruchs bescheid vom 6. Januar 2016 hat die Landesdirektion eine Untersagung 
abgelehnt. 

- Johann Oberhoffner /lAOE AG Pirna, AZ: 13 C 356/14 

Herr Oberhoffner nahm den ZAOE im Rahmen eines Prozesskostenhilfeverlahrens we­
gen Schadenersatz, Unterlassung und Auskunft in Anspruch. Die Klage wurde mit Urteil 
vom 4. Juni 2015 abgewiesen. 

- Renate SchubertiWohnungsgenossenschaft Riesa e.G., AG Riesa, AZ. 5 C 636/14; 
LG Dresden, AZ.: 5 S 324/15 

In einem Klageverfahren hinsichtlich der Verletzung der Verkehrssicherungspflicht an ei­
nem Abfallcontainerstandplatz ist der ZAOE auf Seiten der Beklagten Verfahrensbeteilig­
ter. Die Klage wurde mit Urteil vom 23. Juni 2015 abgewiesen. Die dagegen eingelegte 
Berufung vor dem Landgericht nahm die Klägerin mit Schriftsatz ihres Prozessbevoll- ( 
mächtigten vom 17. Dezember 2015 zu rUck. 

Risiken aus Finanzinsfrumenten 

Aufgrund der Situation am Kapitalmarkt hat der Verband in 2014 damit begonnen, umfang­
reicher in Finanzinstrumente zu investieren. Diese Verfahrensweise wurde Anfang 2015 fort­
gesetzt. Folgende Anlagen wurden getätigt: 

Befrag An/age//nstitut Zinssatz Laufzeit bis 

500T€ Inhaberschuldverschreibung der 
0,9 steigend 2021 

Bayrischen Landesbank 

1.500 T€ dto. 1,35 - 3,0 2022 

1.500 T€ Inhaberschuldverschreibung der 2,0 - 4,0 2022 
HSH Nordbank AG 

1.000 T€ dto. 1,0 2019 

1.000 T€ dto. 0,95 2020 

1.500 T€ dto. 1,0 - 2,0 2020 

1.500 TE dto. 1,0 - 2,0 2017 

3.000 TE dto. 0,5 -1,0 2018 

1.000 TE Schuldscheindarlehen an 
1,16 2019 

UniCreditBank AG 

Bei sämtlichen Anlagen ist die 100%ige Rückzahlung des eingezahlten Betrages garantiert. 
Somit bestehen keine Preisänderungsrisiken. Das Ausfallrisiko der Emittenten Ist durch das 
Einlagensicherungssystem der Sparkassen-Finanzgruppe bzw. den Einlagensicherungs-
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Lageberichl zum Jahresabschluss 2015 

fonds d.eutscher Banken e.V. abgesichert. Ein Liquiditätsrisiko für den Verband besteht nicht. 
Zum einen verfügt der Verband über weitere umfangreiche liquide Mittel, zum anderen sind 
o. g. Anlagen handelbar, so dass durchaus ein vorzeitiger Ausstieg aus der Anlage (dann 
aber ggf. mit Verlust) möglich ist. 

Zinsen auf Termingelder bzw. Girokonten haben sich weiter nach unten entwickelt und be­
tragen derzeit ca. 0%. Auch negative Zinsen sind nicht auszuschließen. 

Weitere Risiken 

Das im Vorjahr beschriebene Risiko hinsichtlich der Stabilität der Entsorgungsleistungen der 
,Dualen Systeme" in Deutschland besteht derzeit nicht mehr bzw. nicht mehr in erheblichem 
Umfang. Als sich aber zusätzlich abzeichnendes Risiko ist darzulegen, dass seitens der 
Landesdirektion in zunehmendem Maße Sanierungsmaßnahmen gefordert werden, die bis­
her entweder gar nicht oder nicht im auszuführenden Umfang bekannt waren. Beispielsweise 
fordert die Landesdirektion nunmehr grundsätzlich mindestens 1,50 bis 2,0 m für die Höhe 
der Rekultivierungsschicht bei Deponiesanierungen, die bisher übliche Höhe, mit der die 
Deponien auch saniert wurden, betrug 1,0 m. Dies führt zur Ausweitung der Rekultivierungs­
verpflichtungen. 

RIsikomanagementsystem 

Ein detailliert definiertes Risikomanagementsystem liegt im Verband nicht vor. 

Um die wirtschaftliche Lage bzw. Entwicklungen des Verbandes abzubilden, werden nach­
folgend aufgelistete Kennzahlen herangezogen: 
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Kennzahlensystem(e) des ZAOE 

Bezeichnung Untergliederung Auswertung 

Abfallmengen 
aus Sammlung Haushalte, Gewerbe nach Regionen monatlich 
Rest-/Bioabfall, Sperrmüll, PPK 

Abfallmengen 
aus Anlieferung an die Umladestationen nach Umladestationen monatlich 
Sperrmüll, Grünschnitt, Sonstige 

Abfallmengen nach Vertragslosen monatlich Transport zu den Behandlungsanlagen 

Abfallmengen 
nach Abfallarten monatlich Anlieferung/Ablagerung auf der Deponie Gröbern 

Abfallmengen monatlich Anlieferung an Humuswerk Freital 

Anzahl ausgestellter Behälter nach Regionen monatlich Rest-/Bioabfall, PPK 

Anzahl Behälterentleerungen nach Regionen monatlich Rest-/Bioabfall 

Anzahl an die Abfallentsorgung angeschlossene 
nach Regionen monatlich Einwohner (Stand MAWIS) 

beigetriebene Forderungen div. Untergliederung quartalsweise 

Stand offener Forderungen nach Regionen quartalsweise 

betriebswirtschaftliche Auswertung (BWA) nach Kostenarten quartalsweise 

spezifisches entleertes Behältervolumen nach Abfallarten jährlich 

pro Einwohner und JahrlWoche nach Regionen nach Anforde-
rung 

spezifisches Abfallaufkommen nach Abfallarten jährliche 

pro Einwohner und Jahr nach Regionen nach Anforde-
rung 

Weitere Statistiken/Auswertungen werden turnusmäßig erstellt: 

- Abgleich der Ist-Besetzung der Umladestationen/Deponie, Sickerwasserreinigungsanlage 
mit einer Soll-Vorgabe (quartalsweise), 

- Entwicklung des Krankenstandes (halbjährlich), 

- automatisierter Abgleich von Behälterleerungsdaten, um die Verbuchung von Doppelent-
leerungen für einzelne Behälter zu vermeiden (laufend), 
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- Abgleich der Behälterleerungsdaten, um eine getrennte Erfassung von Bio· und Restab· 
fall zu kontrollieren (partiell, auf Anforderung) 

- turnusmäßige Kontrolle der laufenden Verträge im Verband im Rahmen des neu einge-
führten Vertragsmanagementsystems, 

Im abgelaufenen Geschäftsjahr wurde analog dem bereits umgesetzten ELO-gestotzten Ver· 
tragsmanagementsystems auch ein Genehmigungsmanagementsystem eingeführt, was alle 
im Verband vorhandenen Genehmigungsbescheide abbilden soll. Der Abschluss der Einfüh­
rungsphase ist für Mitte 2016 vorgesehen, 

Insgesamt lässt die Einschätzung der Risikolage zu, dass im abgelaufenen Geschäftsjahr 
keine den Fortbestand des Verbandes gefährdenden Risiken bestanden haben und nach 
gegenwärtigem Kenntnisstand auch für den mittelfristigen Zeitraum nicht erkennbar sind, 

Radebeul, 10, Juni 2016 

LL 
Lutz Hensel 
Geschäftsbereichsleiter 
Verwaltung und Finanzen 

Raimund Otteni 
Geschäftsführer 
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A. Prüfungsauftrag 

1. In der Gesellschafterversammlung der 

Weißeritz Humuswerk Besitzgesellschaft mbH, 
Freital 

(nachstehend auch "Gesellschaft" genannt), 

vom 5. August 2015 wurden wir zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2015 ge­

wählt. 

Daraufhin hat uns der Geschäftsführer, Herr Lutz Hensel, mit Schreiben vom 24. Au­

gust 2015 den Auftrag erteilt, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 unter Ein­

beziehung der zugrunde liegenden Buchführung und den Lagebericht für das Ge­

schäftsjahr 2015 gemäß §§ 316 ff. HGB zu prüfen und über das Ergebnis der Prüfung 

zu berichten. 

Die Gesellschaft ist als eine Kleinstkapitalgesellschaft im Sinne des § 267a HGB nicht 

nach § 316 HGB prüfungspflichtig. Die Prüfung erfolgt auf freiwilliger Basis nach § 96 a 

Abs. 1 Nr. 8 SächsGemO in Verbindung mit den Bestimmungen des § 10 des Gesell­

schaftsvertrages der Gesellschaft unter Berücksichtigung aller Grundsätze, die für die 

Pflichtprüfung gelten. 

Der Jahresabschluss wurde nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vor­

schriften aufgestellt. 

Bei unserer Prüfung waren gemäß § 96 a Abs. 1 Nr. 7 SächsGemO auch die Vorschrif­

ten des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) zu beachten. 
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2. Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit gelten - auch im 

Verhältnis zu Dritten - die diesem Bericht beigefügten "Allgemeine Auftragsbedingun­

gen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften" vom 1. Januar 2002. 

Soweit in den für den Auftrag geltenden gesetzlichen Vorschriften eine Haftungs­

höchstsumme nicht festgelegt ist, bestimmt sich diese nach Nr. 9 der Allgemeinen Auf­

tragsbedingungen und gegebenenfalls nach ergänzenden schriftlichen Vereinbarun­

gen. Im Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbe­

dingungen maßgebend. 

Wir besttltigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die 

anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

3. Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis der Prüfung erstatten wir den vorlie­

genden Bericht, dem der geprüfte Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech­

nung, Anhang) sowie der Lagebericht als Anlagen I bis IV beigefügt sind. 

Dieser Prüfungsbericht ist an die geprüfte Gesellschaft gerichtet. 
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B. Stellungnahme zur Lagebeurteilung der Geschäftsführung 

4. Nachfolgend stellen wir zusammengefasst die Beurteilung der Lage der Weißeritz Hu­

muswerk Besitzgesellschaft mbH, Freital durch die Geschäftsführung wieder: 

Die Gesellschaft errichtete ein Kompostwerk, welches sie an Dritte vermietet bzw. ver­

pachtet. Der Betreibervertrag ist erstmals zum 31. Dezember 2016 kündbar. Der Miet­

vertrag über Verfahrens-, Maschinen- und Elektrotechnik wurde über zehn Jahre, der 

Pachtvertrag über Grundstücke und Gebäude über 25 Jahre abgeschlossen. 

a. Umsatz- und Ertragsentwicklung 

Die Umsatzerlöse resultieren aus den bestehenden Miet- und Pachtverträgen. 

b. Vermögens- und Finanzlage 

Die Eigenkapitalquote beträgt 38,5 %. Die gestundeten Verbindlichkeiten aus dem 

Kaufpreis der Biokompostierungsanlage wurden planmäßig mit T€ 60 getilgt. 

c. Ertragslage 

Die Gesellschaft schließt das Geschäftsjahr 2015 mit einem positiven Jahresergeb­

nis ab. Das Finanzergebnis verbesserte sich um T€ 2. Korrespondierend dazu san­

ken die Umsatzerlöse aufgrund der jährlich festgeschriebenen Pachteinnahmen um 

T€2. 

d. Prognose, Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung 

Es besteht weiterhin auf unbestimmte Zeit der Vertrag über den Bau und Betrieb 

eines Kompostwerkes zwischen dem Zweckverband Abfallwirtschaft Oberes Elbtal 

und der Weißeritz Humuswerk GmbH & CO.KG. Zum 31. Dezember 2016 ist eine 

Kündigung erstmals möglich, wovon seitens der ZAOE abgeraten wird. Der Vertrag 

läuft momentan bis 31. Dezember 2021 , also weitere 5 Jahre. Ab dem 1. Januar 

2017 tritt die 6. Nachtragsänderung über preisliche Regelungen in Kraft. 

Der Mietvertrag zwischen der Weißeritz Humuswerk Besitzgesellschaft mbH und 

der Weißeritz Humuswerk GmbH & CO.KG endet zum 31. Dezember 2016. Des­

halb müssen beide Parteien im Jahr 2016 Verhandlungen über eine Fortsetzung 

des Vertrages aufnehmen, um die bestehenden Vertragsbeziehungen für die Zu­

kunft zu sichern. 
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Der bestehende Pachtvertrag zwischen beiden Gesellschaften läuft zum 31. De­

zember 2021 aus. Laut Wirtschaftsplan beträgt der jährliche Pachtzins ab 2017 

0,51 €. 

Die Geschäftsführung erwartet unter der Voraussetzung der Fortsetzung des Miet­

vertrages auch in Zukunft (2017 bis 2021) einen geringen Jahresüberschuss. 

5. Nachfolgend nehmen wir zum Lagebericht des Geschäftsführers Stellung. 

Die Beurteilung von Geschäftsverlauf und Lage der Gesellschaft einschließlich der dar­

gestellten Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung ist plausibel und folgerichtig 

abgeleitet. Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkennt- ( 

nissen ist die Lagebeurteilung dem Umfang nach angemessen und inhaltlich zutref­

fend. Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Fortbestand der 

Gesellschaft gefährdet wäre. 
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

6. Gegenstand unserer PrOfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss zum 

31. Dezember 2015 und der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2015. Diese haben wir 

daraufhin geprüft, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung und die sie 

ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages beachtet worden sind. 

Den Lagebericht haben wir zusätzlich daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresab­

schluss und den bei unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und 

insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage der Gesellschaft vermitte~. Dabei 

haben wir auch geprüft, ob die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutref-

( fend dargestellt sind (IDW PS 350). 

7. Bei unserer PrOfung haben wir gemäß § 96 a Abs. 1 Nr. 7 SächsGemO die Vorschriften 

des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem 

Bundesministerium der Finanzen, dem Bundesrechnungshof und den Landesrech­

nungshöfen veröffenllichten IDW-PrOfungsstandard "Berichterstattung über die Erwei­

terung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" (IDW PS 720) beachtet. 

8. Die Beurteilung der Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbesondere ob alle 

Wagnisse bedacht und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand des uns er­

teilten Auftrages zur Jahresabschlussprüfung. 

( 9. Die Geschäftsführung der Gesellschaft ist für die Buchführung und die Aufstellung von 

Jahresabschluss und Lagebericht sowie die uns gemachten Angaben verantwortlich. 

Unsere Aufgabe ist es, die von der Geschäftsführung vorgelegten Unterlagen und die 

gemachten Angaben im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 

Wir haben unsere Prüfung in der Zeit vom 27. Januar 2016 bis 3. Februar 2016 in un­

seren Büroräumen durchgeführt. Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns ge­

prüfte und mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahresab­

schluss zum 31. Dezember 2014 der Gesellschaft. 
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10. Bei der Durchführung der Prüfung haben wir die Vorschriften der §§ 316 ff. HGB und 

die in den Prüfungsstandards des IDW niedergelegten Grundsätze ordnungsmäßiger 

Abschlussprüfung beachtet. Danach haben wir unsere Prüfung problemorientiert so 

angelegt, dass wir Unrichtigkeiten und Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, 

die sich auf die Darstellung des den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, erkennen konnten. 

Gegenstand unseres Auftrages waren nicht die Aufdeckung und Aufklärung strafrecht­

licher Tatbestände, wie z. B. Untreuehandlungen oder Unterschlagungen, und außer­

halb der Rechnungslegung begangene Ordnungswidrigkeiten. Die Prüfung haben wir 

jedoch so angelegt, dass diejenigen Unregelmäßigkeiten, die für die Rechnungslegung 

wesentlich sind, mit hinreichender Sicherheit aufgedeckt werden. Die Verantwortung für 

die Vermeidung und die Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten liegt bei den gesetzlichen ( 

Vertretern der Gesellschaft. 

11. Im Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir uns zunächst ein 

Urteil über die wirtschaftliche und rechtliche Situation der Gesellschaft gebildet. In Ge­

sprächen mit der Geschäftsleitung der Gesellschaft und den Mitarbeitern der Ge­

schäftsbesorgerin haben wir uns anschließend ein Bild über die Geschäftsrisiken, die 

zu wesentlichen Fehlern in der Rechnungslegung führen können, gemacht. Die von 

der Gesellschaft getroffenen Maßnahmen zur Steuerung dieser Geschäftsrisiken (in­

ternes Kontrollsystem) haben wir im Hinblick auf ihre Angemessenheit beurteilt. Mit 

der Auslagerung der Buchführung auf die REM ON DIS GmbH & Co. KG (Region Ost), 

Kloster Lehnin, ist auch das Kontrollrisiko ausgelagert. Dementsprechend wurde durch 

uns das iKS der REMONDIS GmbH & Co. KG (Region Ost) beurteilt. ( 

12. Soweit nach unserer Beurteilung durch das iKS eine ordnungsgemäße Abwicklung der 

Geschäftsvorfälle und Bestände gewährleistet war, haben wir im Rahmen von Funkti­

onsprüfungen die tatsächliche Anwendung der organisatorischen Maßnahmen des iKS 

geprüft und Einzeifallprüfungen weitgehend reduziert. Für die übrigen Bereiche haben 

wir Einzeifallprüfungen auf der Basis von Stichproben und analytische Prüfungshand­

lungen durchgeführt. 
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13. Aus den bei der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich folgende 

Prüfungsschwerpunkte: 

• Bewertung des Anlagevermögens und des Sonderpostens für erhaltene Zuschüsse 

zum Anlagevermögen, 

• Bewertung der Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein 

Beteiligungsverhältnis besteht. 

14. Zur Prüfung des Nachweises der Vermögens- und Schuldposten der Gesellschaft ha­

ben wir u. a. Bankbestätigungen sowie Saldenbestätigungen für Verbindlichkeiten ein­

geholt. Eine Erklärung des gesetzlichen Vertreters über rechtliche Sachverhalte haben 

wir ebenfalls von der Gesellschaft erhalten. 

15. Von der Geschäftsführung sind alle erbetenen Aufklärungen und Nachweise bereitwillig 

erbracht worden. Die Geschäftsführung hat uns in der berufsüblichen Vollständigkeits­

erklärung schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung und dem Jahresabschluss zum 

31. Dezember 2015 alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, 

Wagnisse und Abgrenzungen berücksichtigt, sämtliche Aufwendungen und Erträge 

enthalten und alle erforderlichen Angaben gemacht sind. Die Geschäftsführung hat hie­

rin ferner erklärt, dass der Lagebericht auch hinsichtlich erwarteter Entwicklungen alle 

für die Beurteilung der Lage der Gesellschaft wesentlichen Gesichtspunkte sowie die 

nach § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält. Vorgänge von besonderer Bedeutung 

nach dem Schluss des Geschäftsjahres sind nach dieser Erklärung im Lagebericht 

nicht angegeben. 
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D. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Buchfllhrung und weitere geprüfte Unterlagen 

16. Die laufende Buchführung sowie die Erstellung des Jahresabschlusses erfolgten durch 

die REMONDIS GmbH & Co. KG (Region Ost), Kloster Lehnin. 

Das von der REMONDIS GmbH & Co. KG eingerichtete rechnungslegungsbezogene 

interne Kontrollsystem (lKS) sieht dem Geschäftszweck und -umfang angemessene 

Regelungen zur Organisation und Kontrolle der Arbeitsabläufe vor. Es ist nach unseren ( 

Feststellungen grundsätzlich dazu geeignet, die vollständige und richtige Erfassung, 

Verarbeitung, Dokumentation und Sicherung des Buchungsstoffes zu gewährleisten. 

Die Informationen, die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommen wurden, 

führen zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und 

Lagebericht. 

Insgesamt lässt sich feststellen, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Un­

terlagen nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und den ergänzenden Bestimmungen des 

Gesellschaftsvertrages entsprechen. Die Prüfung ergab keine Beanstandungen. 
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2. Jahresabschluss 

17. Der Jahresabschluss wurde ordnungsgemäß aus den Konten der Gesellschaft entwi­

ckelt. Die Posten der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung sind ausreichend 

nachgewiesen sowie richtig und vollständig erfasst. Sie sind unter Beachtung der Vor­

schriften des HGB für große Kapitalgesellschaften, des Gesellschaftsvertrages und der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewertet. Der Grundsatz der 

Stetigkeit wurde beachtet. Der Ausweis ist nach den Vorschriften für große Kapitalge­

sellschaften vorschriftsmäßig erfolgt. In den Anhang sind die erforderlichen Angaben 

richtig und vollständig aufgenommen, er entspricht den gesetzlichen Vorschriften. 

{ 18. Im Ergebnis können wir feststellen , dass der Jahresabschluss insgesamt unter Beach-

tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis­

sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft 

vermittelt. 

3. Lagebericht 

19. Der Lagebericht entspricht den gesetzliChen Vorschriften nach § 289 HGB. Er steht in 

Einklang mit dem Jahresabschluss und den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnis­

sen und vermittelt insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage der Gesell­

schaft. Er geht vollständig und zutreffend auf die Chancen und Risiken der künftigen 

Entwicklung ein. 

-9-



"'..,'" GÖKEN I POLLAK I PARTNER 
WI.UCIlAffS'ItOr UKG UND IUA1I.1KC; 

11. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

20. Zu wesentlichen Bilanzierungs-und Bewertungsmethoden verweisen wir auf den An­

hang. Wesentliche Bilanzierungs-und Bewertungswahlrechte, Ermessensspielräume 

und Sachverhaltsgestaltungen sind nachfolgend dargestellt: 

Der Anlagenbestand als wesenllichster Posten betrifft die Bioabfallkompostierungsan­

lage in Freital. 

Für die Kompostierungsanlage wurden der linearen Abschreibung für den Gebäudeteil 

20 Jahre und für die Verfahrens-, Maschinen- und Elektrotechnik 10 Jahre Nutzungs-

dauer zu Grunde gelegt, wobei die technischen Anlagen zum 31. Dezember 2006 be- ( 

reits vollständig abgeschrieben waren. 

Ein für die Bioabfallkompostierungsanlage in 1996 erhaltener Zuschuss wurde in den 

Sonderposten eingestellt. Die ertragswirksame Auflösung erfolgt entsprechend der 

Nutzungsdauer der Anlage. 

21. In Gesamtwürdigung der zuvor beschriebenen Bewertungsgrundlagen sind wir der 

Überzeugung, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungs­

mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

- 10 -
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111. Erläuterungen zur Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

1. Vermögenslage 

22. Zur Beurteilung der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft haben wir in der 

nachstehenden Übersicht die BIlanzposten nach Liquiditätsgesichtspunkten in 

Gruppen zusammengefasst und den Vorjahreswerten gegenübergestellt. 

StrukturbIlanz 

31. Dezember 2015 31. Dezember 2014 Veränderung 
T€ % T€ % T€ 

Aktiva 

Anlagevermögen 
Sachanlagen 113 53,3 237 72,0 - 124 

Umlaufvermögen 
Flüssige Mittel 99 46,7 92 28,0 7 

Aktive latente Steuern . - . - . 

Summe der Aktiva 212 100,0 329 100,0 · 117 

Passiva 

Eigenkapital 81 38,2 77 23,4 4 

Sonderposten 55 26,0 115 35,0 · 60 

FremdkapItal 
lang· und mittelfristiges 
Verbindlichkeiten 
gegenüber Beteiligungsunt. . . 60 18,2 · 60 

kurzfristiges 
Rückstellungen 3 1,4 4 1,2 · 1 
Verbindlichkeiten 

aus Lieferungen und Leistungen 
gegenüber Beteiligungsunt. 60 28,3 60 18,2 . 

Sonstige 13 6,1 13 4,0 . 
76 35,8 77 23,4 - 1 

Summe der Passiva 212 100,0 329 100,0 - 117 

23. Die Gesellschaft hat in 2015 keine Investitionen getätigt. An Abschreibungen wurden 

T€ 124 (Vj. T€ 124) verrechnet. 

- 11 -
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Die Veränderung des Eigenkapitals ergibt sich aus dem in 2015 ausgewiesenen 

Jahresüberschuss in Höhe von T€ 4. 

Der Sonderposten für Zuschüsse zum Anlagevermögen wurde mit T€ 60 (Vj. T€ 60) 

aufgelöst. 

24. Die aus der zusammengefassten Bilanz abgeleitete langfristige KapitaJstruktur ergibt 

folgendes Bild: 

31. Dezember 2015 31. Dezember 2014 

In % der In % der 
T€ BIlanzsumme T€ BIlanzsumme 

AnlaQevermöQen 113 53,3 237 72,0 
Summe des langfristigen 
Vermögens 113 53,3 237 72,0 

Zur Finanzierung standen 
zur Verfügung: 

Eigenkapital 81 38,2 77 23,4 

Sonderposten 55 26,0 115 35,0 

Lang- und mittelfristiges 
FremdkapIlai - - 60 18,2 
Summe des langfristigen 
Kapitals 136 64,2 252 76,6 

Überdeckung 23 10,9 15 4,6 

Die langfristig gebundenen Vermögensgegenstände sind vollständig durch Eigenkapital 

und Sonderposten finanziert . 

- 12 -
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2, Finanzlage 

25. In der nachfolgenden Kapitalflussrechnung werden die wesentlichen finanziellen 

Vorgänge des Geschäftsjahres 2015 dargestellt. 

2015 2014 
T€ T€ T€ T€ 

1, MItteiveränderung aus der lId. 
Geschäftstätigkeit (operativer Bereich) 
JahresOberschuss 4 4 
Abschreibungen 124 124 
Aunösung Sonderposten - 60 - 60 
Cashflow 68 68 

Veränderung anderer Aktiva - -
Veränderung der Obrigen Passiva - 1 -
LIquiditätsveränderung 67 68 

2. MItteiveränderung aus der Finanzierungs-
tätigkeit (Finanzierungsbereich) 
TilQunQ - 60 - 60 
LIquiditätsveränderung - 60 - 60 

3. Zahlungswirksame Veränderung FInanzmitteifonds 7 8 
Finanzmittelfonds am AnfanQ der Periode 92 84 

4. FInanzmitteifonds am Ende der Periode 99 92 

26. Der Finanzmittelfonds zum 31. Dezember 2015 entspricht dem Bilanzposten "Kassen­

bestand und Guthaben bei Kreditinstituten" . 

( 27. Die Gesellschaft war im Geschäftsjahr 2015 und bis zum Ende unserer Prüfung jeder-

zeit in der Lage, ihre finanziellen Verpflichtungen zu erfüllen. 

- 13 -
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3. Ertragslage 

28. Die Ertragslage der Gesellschaft ist in der folgenden Tabelle dargestellt: 

2016 2014 Veränderung 

T€ % T€ % T€ % 

Umsatzerlöse 81 57 83 58 2 - 2,4 
Sonst. betr. Erträge 60 43 60 42 
Gesamtleistung 141 100 143 100 2 1,4 
Abschreibungen 124 88 124 87 
Sonst. betr. Aufwendg. 5 4 5 4 
Sonstige Steuern 2 1 2 1 
Betrlebsaurwand 131 93 - 131 92 ( 
Betriebsergebnis 10 7 12 8 2 16,7 
Zinserträge 

Zinsaufwendungen 5 4 7 5 2 28,6 
Finanzergebnis 6 4 7 6 2 28,6 
Steuern vom Einkommen 
und Ertrag 1 1 1 1 
Jahresüberschuss 4 13 4 11 

Die Umsatzerlöse betreffen die Miet- und Pachteinnahmen der an die Weißeritz 

Humuswerk GmbH & Co. KG vermieteten technischen Anlagen bzw. verpachteten bau-

lichen Anlagen des Bioabfallkompostierungswerkes. Sie verringerten sich aufgrund der 

in den Verträgen festgeschriebenen jährlich sinkenden Pachteinnahmen. 

( 
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E. Feststellungen gemäß § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz 

29. Bei unserer Prüfung haben wir gemäß § 96 a Abs. 1 Nr. 7 SächsGemO die Vorschriften 

des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG beachtet. Dementsprechend haben wir auch geprüft, 

ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der erforderlichen Sorgfalt und in Über­

einstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vorschriften sowie den Be­

stimmungen des Gesellschaftsvertrages geführt worden sind. 

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht in der Anlage V dar­

gestellt. Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten 

ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der 

Geschäftsführung von Bedeutung sind. 

- 15-



""..,."" GÖKEN I POLLAK I PARTNER 
WtATS CHJ.fTS' AOfUHG 11 /10 URATUIIG 

F. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks 

30. Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir mit Datum vom 
3. Februar 2016 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

"Bestätigungsvermerk 

An die Weißeritz Humuswerk Besitzgesellschaft mbH, Freital: 

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 
sowie Anhang - unter Einbeziehung der BuchfOhrung und den Lagebericht der 
Weißeritz Humuswerk Besitzgesellschaft mbH, FreitaI, fOr das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis 31 . Dezember 2015 geprüft. Die BuchfOhrung und die Aufstellung 
von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor­
schriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages liegen in 
der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, 
auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah­
resabschluss unter Einbeziehung der BuchfOhrung und Ober den Lagebericht abzuge-
ben. ( 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (lOW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmä­
ßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzufOhren, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch­
fOhrung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge­
schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft 
sowie die Erwartungen Ober mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung 
werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems 
sowie Nachweise fOr die Angaben in BuchfOhrung, Jahresabschluss und Lagebericht 
überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die PrOfung umfasst die Beurtei­
lung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen 
der gesetzlichen Vertreter sowie die WOrdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab­
schlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine 
hinreichend sichere Grundlage fOr unsere Beurteilung bildet. ( 

Unsere PrOfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent­
spricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Best­
immungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukOnftigen Entwick­
lung zutreffend dar." 

- 16 -
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Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor­
schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprü­
fungen (IDW PS 450). 

Chemnltz, 3. Februar 2016 

- 17 -
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Treuhandgesellschaft mbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaftl 
Ste erberatungsgesellschaft 

Held 
Wirtschaftsprüfer 
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Vorwort 

Der Beteiligungsbericht ist am Ende eines Geschäftsjahres entsprechend den Anfor­
derungen aus § 99 der Sächsischen Gemeindeordnung aufzustellen. 

Dabei werden im Wesentlichen folgende Inhalte dargestellt: 

- die Beteiligungsübersicht zum 31. Dezember 2015 unter Angabe der Rechts­
form, des Unternehmensgegenstandes, des Unternehmenszwecks und des 
Stamm- oder Grundkapitals, sowie des prozentualen Anteils, 

- die Finanzbeziehungen, Insbesondere die Summe der GewinnabfOhrungen 
und der Verlustabdeckungen, die Summe sonstiger ZuschUsse, gewährten 
Vergünstigungen sowie die Summe der übernommenen Bürgschaften und 
sonstigen Gewährleistungen, 

- den Lagebericht der Beteiligungen, 
- die Organe der Beteiligungen und ( 
- die wichtigsten Bllanz- und Leistungskennzahlen für das Berichtsjahr und der 

beiden vorangegangen Jahre 

Der Beteiligungsbericht wird der Rechtsaufsichtsbehörde zugeleitet. Den Mitgliedern 
des Zweckverbandes Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen (KISA) wird der 
Beteiligungsbericht im Zusammenhang mit der Einladung zur Verbandsversammlung 
zur Verfügung gestellt. In der Verbandsversammlung wird über den Bericht mündlich 
informiert. 

Ziel des Beteiligungsberichtes ist die Darstellung der FInanzbeziehungen des 
Zweckverbandes zu beteiligte~ Unternehmen sowie der Ausweis der Anteile der Mit­
glieder am Zweckverband. Zusammenfassend soli der Bericht für Außenstehende 
ein Bild über die Lage im Unternehmensverbund ergeben. 

Leipzig, den 15.08.2016 

A~~L:B(eY 
Geschäftsführer 
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1. Gesamtüberbllck Ober die Beteiligungen der KISA 

Die Struktur der Beteiligungen Inkl. derprozentu~lef1 AntElIIestel.ltsichVllie f9lgt. dar: 

KISA 
(Kommunale Informations verarbeitung Sachsen) 

KDNGmbH 
(Kommunale Datennetz 

GmbH 

Beteiligung: 100 % 

Lecos GmbH 

Beteiligung: 10 % 
(Stadt Leipzig mit 90. .% 

bete'" t 

ProVitako eG 

10 Geschäftsanteile 

Eine Veränderung der Beteiligungen zum Vorjahr 2014 liegt n eht vor. 
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2. Die Unternehmen im Einzelnen 

2.1 KDN GmbH (Kommunale Datennetz GmbH) 

Eine unmittelbare Beteiligung von KISA besteht an der Kommunalen Datennetz 
GmbH (KDN GmbH) mit Sitz in Dresden (HRB 20074). KISA ist an der KDN GmbH 
mit 100 % beteiligt. 

2.1.1 BeteiligungsObersicht 

Name: 

Anschrift: 

Telefon: . 

Telefax: 

Internet 

Rechtsform: 

Gesellschafter: 

Stammkapital: 
Anteil KISA: 

KDN - Kommunale DatenNetz GmbH 

Wiener straße 128 

01219 Dresden 

0351 3156952 

0351 3156966 

www.kdn-gmbh.de 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Kommunale .Informationsverarbeitung Sachsen (KISA) 

60.000,00 EUR 
60.000,00EUR (100,00 %) 

Unternehmensgegenstand: 

( 

Die Geschäftstätigkeit der Gesellschaft umfasst die Bereitstellung und den Betrieb ( 
eines Datennetzes für den kommunalen Bedarf sowie die Entwicklung, die Bereitstel-
lung und den Vertrieb von Ober dieses Datennetz abzurufenden Netzdiensten und 
den Betrieb der diesen Zwecken dienenden Anlagen. 

2.1.2 Finanzbeziehungen 

Zwischen KISA und der KDN GmbH liegen folgende Finanzbeziehungen vor: 

- GewinnabfOhrungen: 0 € 
- Verlustabdeckungen: 0 € 
- sonstige ZuschOsse: 0 € 
- Obernommene BOrgschaften: 0 € 
- sonstige VergOnstigungen: 0 €. 
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.Zwischen KISA und .der KPN GmpH bElstehen mehrere Verträge Ober die I;rbringung 
von DienstleistungEln. Die KDNGmbH nutztzum Beispiel das Verfa.hren zur Perso­
nalabrechnung, während KISA Ober die KDN GmbH andas Kommunale Datennetz 
angebunden wird. Die Abrechnung erfolgtdabei jeweils auf der Grundlage derPreis­
listen,welqhein beidEln Hi:\usern vOrliegen. 

2.1.3 Organe 

Die KDN GmbH setzt sich auf folgenden Organen zusammen: 

Geschi:\ftsfOhrer der Gesellschaft ist Herr Frank Schlosser. Herr Frank SchlossElrist 
AqgestellWdEls Zwec~verp.<lndes .undi~tals <?eschi:\ftsfOhrer an die <?Elsell~qhaft 
abgeordnet. 

Dem Aufsi<;htsrat geh(jrten im Berichtsjahr an: 

Herr Franz-Heinrich Kohl, 

Herr Dr.Christoph Scheurer, 1.Stellvertreterbis 17.11.2015 

Herr Andre Jacob,1.Stelivertreter ab 17.11.2015 

Herr Mischa Woitscheck, 2. Stellvertreter bis 17 .11.2015 

Herr Ralf Rother,2.Stelivertreter ab 17.11.2015 

HerrWolfgang Klinger bis 17 .11.2015 

Herr Thomas Weber ab 17.11.2015 

Herr Dr. Christian Aegerter ab 17.11.2015 

( Herr Prof. pr. Lothar Ungerer ab 17.11.2015 

2.1.4 Sonstige Angaben 

Zur KDN GmbH liegen folgende sonstige Angaben vor: 

AbschlussprOfer im Berichtsjahr: 

Anzahl Mitarbeiter: 

Beteiligungen: 

WSR Cintinus Werblow & Gassen 

WP / StB I RA 

3 Mitarbeiter 

keine Beteiligungen 

Seite 7 von 36 



2.1 .5 Bilanz- und Leistungskennzahlen 

Folgende Werte derBIlanz und Gewinn- und Verlustrechnung fOr das Berichtsjahr 
und der beiden Vorjahre liegen vor: ..... . .. . .. . . 

KDN GmbH 
Ist 2013 Ist 2014 Is\2015 Plan2015 

inT€ inT€ inT€ in T€ 
.... 

Bilanz: 
.... 

. 
. ...... 

. . 

•..... AnlagevennÖg~n ..... · 5 4 
. 

3 
.. 

Umlaufvermögen 1.051 708 606 .... 

akliverRAP \ 
I 

- - ... -
•..... Summe Aktiva .. 

•••• 
> 1.056 ........ 712 . .............. 609 > 

..... . keine 
..... .... 

Planbiianz 

( 

Eigenkapital+ Sonderposten 65 64 63 vorhanden 

..... Rückstellungen .•....... .... 
• 

.. 7 . .. 19 . ..... .. 16 ••• 

Verbindlichkeiten .•. 984 629 530 
.... 

passiver RAP " 
.. - > -

.... 
Summe Passiva ... .... 1.056 > ···· 712 609 

... 

• .. 
... ... .. . ... 

. . > . 
• ••• 

Gewinn-und Verlustrech.: . ... . . ..... 
...... Umsatz 782 719 667 633 

sonstige Erträge 2.293 2.181 2.667 3.250 

Materialaufwand 2.657 
.... 

~.66.(j . 2.~19 . .. ...... 3.041 
••• 

. 
( 

Personalaufwand 161 163 161 179 .. 
Abschreibungen 207 2 .1 ... 3 

sonst. Aufw~nd 50 70 553 659 
••• 

Zinsen I Steuern - 1 0 0 1 

Ergebnis Q Q Q Q 

Sonstige: 

Zugang investitionen 2 2 0 5 

Mitarbeiter 3 3 3 3 
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Aufgrund der vorliegenden Zahlen ergeben sich folgende Kennzahlen: 

. ... •.... 
•• 

. .... . .... .... •.......... 

. .. 
KDN GmbH 

I·i 
Ist 2013 Ist 2014 Ist 2015 Plan 2015 

....•. 

... Verll1(jgenssltllilti(ln •.• . ..•.•••• ............ • . ....................•. .. >\ • ······· 1 
Vermögensstruktur •• 0% 1% 0% 

•••••••• •••• •• 
.......•. 

• •••• • 
Berech-

.. 
Kapitalstruktur 

•.... . .................... . ....... .......• ....... 
nung auf-

. ... 

Eigenkapitalquote I 6% 9% 10% grund feh-
.... lender 

Fremdkapitalquote • 94% 91% 90% Planbilanz 

( 
... .... ...... 

••••• • .. ....... .... .... .... . ..... . .... nicht mög-

Liquidität ••••• .. 
••• 

• ••••• 

..... 
lieh 

...... ... 

Liquidität 
.. 

107% ....... 113% . .•.... 
114% 

••• . .. .... 
• •• 

Effektivverschuldung keine keine 
.... 

keine ..... . ...•. 
.... ..... . ..•. ••• . H . 

.. GElschäft~E1rf(llg •..•... < ....... .......... > .•.• inT€ 
. .... •...... • > ...... 

Pro-K()pf-Umsatz ..... 261 240 222 211 
...... 

• • • 
.... ... .. ..... . ... . 

Arbeitsproquktivität 
. ..•..... 5 ............. . 4 . .•................ 4

1 
...................•. • 

4 

( 2.1.6 Lagebericht für das Geschäftsjahr 2015 

Aus dem vorliegenden Jahresabschluss 2015 werden nachfolgend die wesentlichen 
Bestandteile des Lageberichtes vorgestellt: 

Die Kommunale DatenNetz GmbH (KDN GmbH) Im Rahmen der allgemeinen 
Konjunkturlage 

Der Sächsische Städte- und Gemeindetag (SSG) äußerte sich anlässlich des 
kommunalen Kassenabschlusses zur Eintrübung der kommunalen Finanzsituation 
und fordert eine stärkere Unterstützung von Bund und Land bei der Bewältigung der 
Kosten für die Flüchtlingsunterbringung und deren Integration. 
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In der Presseerklärung des SSG Nr.6/2016 vom 17. März heißt es daz~: 

"pie vom Statistischen Landesamt vorgelegte Kassenstatistik 2015 hat die 
Befürchtungen des.SSG bestätigt. Die laufenden Einnahmen der sächsischen 
Kommunen aus Ste.uern, Zuweisungen und Erstattungenfielen 2015 insg~~amt rund 
90. Mio. Euro niedriger als im Vorjahr :au~. Sorgen bereitfjn den Städten und 
Gemei,!den .if/sbesonde(e .die . qe.werbeste.ue.reinf/~hnJen.dlepwtl11~!~s.~it?909 .. u(T/ 
37Mio.Euro oder knapp 3 Prozenizurückgingen. Betroffen sind vor allem. die 
Kreisfreien Städte,die allein einen Rückgang von 34 Mio. verkraften mussten. 

Gleichzeitig stiegen die laufenden Ausgaben gegenüber 2014 um 2,8 Prozent an. 
Auffallend ist der starke Anstieg der Sozialausgaben, die .damit wieder den größten 
Kostenblock noch . vor den Personalausgaben darstelle.n.. pie Kreisfreien~tädt~ 
(T/Usst~,!/n ?91fj r(jnd4fj,fjMio.Eyromehrfqr sOfi:aleLeistunge.n:ayfbri'!gef/ :a/s.ln 
2014, die Landkreise sogar 61,~ Mio.Euro. Unter dieser Position werdenst:atistisch 
auch die Leistungen für die Unterbringung und Betreuung von Flüchtlingen.erfasst. 
Der Rückgang der Steuereinnahmen und der Aufwuchs bei den Sozialleistungen ( 
führten zu einem Defizit in den Haushalten der Kreisfreien Städte von rund 44 Mio. 
Euro. Auch die L~ndkreise konnten ihre Haushalte nicht ausgleichen und schlossen 
mit einfj(T/ 9fjringfjn Dfjfizit von 4, 5 Mio. Euro ab." 

J.edoch sind zur AufgabenerfUliung fUrdie Kommunen s.ichere und leistungsfähige IT­
Infrastrukturen undVernetzung unverzichtbar. Im Rahmen des Projektes SVN 
2.0/KDN 111 werden entsprechende Anforderungen berUcksichtigt. Auf Grund der 
spezifischen Ausrichtung der KDN GmbH als IT-Dienstleister, ganz spezie.ll .für 
sächsische Komm~nen, wird di~ KDN .GmbH die Kommunen hierbei maßgeblich 
unterstützen und den VerbreitungsgrCidi~rer Lösungen we.itererhöhen. 
Insbesondere die Infprrnationssicherheit gewinnt auf Gr~nd immer vielfältigerer 
Angriffsversuche eine entscheidende Bedeutung. 

Wichtig ist dafür die weitere Absicherung der Leistungen derKDN GmbH aus dem 
Finanzausgleichsgesetz (FAG), um die o. a. Unterschiede zwischen großen und 
kleinen Kommunen Im StEluera~fkommenniqht~~(clie..IT-tec~lli.sche.ynd .IT- ( 
sicherheitstechnische Leistungsfähigkeit der Kommunen durchschlagen zU lassen. 

Geschäftsverlauf in 2015 

NeuesBasismengengerilst Im KDN 11 

Das in der Aufsichtsratssitzung am 5. Juni 2012 beschlossene neue, für die 
Verlängerungsphase des KDN 11 geltende. Basismengengerüst ist fast vollständig 
umgesetzt. 

Für die Kommunen wurden die Bandbreiten erhöht, sofern sie für die Erledigung ihrer 
neuen Aufgaben (Führung Personenstandsregister) mehr Bandbreite benötigen oder 
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bandbreitenmäßig noch unter der niedrigslen Definition der Bundesregierung zur 
Breitbandversorgung lagen. 

Für die kostenpflichtigen Leistungen kommt die Preisliste mit den Verlängerungs­
preisen seit Januar2013 zur Anwendung. 

Finanzierung KDN 11 im Verlängerungszeitraum, Risiken-Betrachtung der 
Finanzierung 

Für den Verlängerungszeitraum erfolgten gesonderte Verhandlungen mit dem FAG­
Beirat zur Erhöhung der Zuweisungen. Die im Februar2009 beschlossenen 
Anpassungen bilden auch die Grundlage für die derzeitige Finanzierung und 
berücksichtigen zugleichJolgenqeSa?hyerhalte: 

e umsatzsteuerliche Behandlung der KDN GmbH gemäß verbindlicher Auskunft 

e Erhöhung des FAG-finanzierten Basisanschlusses für Landkreise und 
kreisfreie Städte im Zuge der verwaltungs- und Funktionalreform von 10 
MbiUs auf20 MbiUs 

eabsehbarerEintritt desDSL-~isikosln nahezu vOller~eschätzter Höhe .über 
die Laufzeit des KDN 11, auch in der Verlängerungsphase 

Die FAG-Finanzierung kann damit grundsätzlich bis zum Ende der regulären Laufzeit 
des KDN II als gesichert angesehen werden. 

Im Detail verbleiben, wie in den Vorjahren, weiterhin einige Risiken aus der FAG­
Finanzierung , 

Das DSL-Risiko wurde in der derzeit absehbaren Höhe über FAG-Zuweisungen 
gedeckt, ebenso die Finanzierung der Erhöhung der Bandbreite von Landkreisen und 
kreisfreien Städten. 

Die Steigerung der Kosten des Budgets von P2P-Verbindungen auf Grund der 
( umsatzsteuerlichen Behandlung wurde teils aus FAG-Mitteln, teils unter zweck­

gebundener Heranziehung von zusätzlichen Einnahmen der KDN GmbH aus dem 
Verkauf von P2P-Verbindungen gedeckl. Die Erhöhung der GmbH-Kosten auf Grund 
der umsatzsteuerlichen Behandlung wird ebenfalls aus FAG-Mitteln finanziert. 

Mit dem neuen Basismengengerüst hat sich ein neuer Risikofaktor ergeb«;m. Die 
Finanzierung des neuen Basismengengerüstes ist zwar mit Beschluss des FAG­
Beirats vom 7. Dezember 2012 gesichert, allerdings wurde das neue Basismengen­
gerüst auch auf Grund von Annahmen von Gemeindezusammenschlüssen 
erarbeitet, so dass weniger Basisanschlüsse enthalten sind als im bisherigen 
Mengengerüst (8,5 %). 

Es hat sich im Laufe der Umsetzung des neuen Basismengengerüstes gezeigt, dass 
auf Grund verschiedener Sachverhalte einige der geplanten Gemeindezusammen­
schlüsse nicht, dafür aber andere, in der ursprünglichen Planung nicht vorgesehene 
Zusammenschlüsse erfolgt sind. Sollten Gemeindezusammenschillsse nicht im 
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angenommenen Umfang erfolgen und die Anzahl von zu finanzierenden Basisan­
schlüssen nicht sinken, kann dies zu einer Überschreitung der FAG-Mittel führen. 
Allerdings wurden die Annahmen von der Gesellschaft mit gebotener Vorsicht 
getroffen. 

Als weiterer Risikofaktor im Rahmen des neuen Basismengengerüstes hat sich die 
Nichtverfügbarkeit der zugestandenen Basisbandbreite bei SDSL-Anschlüssen und 
der daraus resultierenden Notwendigkeit von teureren Festverbindungen ergeben. 
Die Alternative VDSL wurde im Jahr 2015 erfolgreich erprobt, allerdings ist VDSL 
ebenfalls nicht an allen Standorten verfügbar. Es ist derzeit bei aller gebotenen 
Vorsicht davon auszugehen, dass die Finanzierung im Rahmen des zugesagten 
Risikobudgets ausreicht. 

In Bezug auf die Finanzierung der Beratungsleistungen im Rahmen des Vergabe­
verfahrens SVN 2.0/KDN 111 für die von Freistaat und Kommunen gemeinsam 
genutzten Teile von SVN 2.0 und KDN 111, stimmten die kommunalen Spitzen-
verbände einer kommunalen Beteiligung an der Finanzierung zu. Die Aufteilung der ( 
Kosten zwischen Freistaat und Kommunen werden anhand des derzeitigen 
Nutzungsvolumens SVN/KDN 11 berechnet. Im Rahmen der Finanzierung des 
Verlängerungszeitraums wurden finanzielle Mittel für Beratung durch externe Dritte 
bei Neuvergabe des Netzes in Höhe von 210 TEUR eingestellt und vom FAG-Beirat 
bewilligt. Das Risiko, dass die genannte Summe u. U. nicht ausreichend ist, konnte 
mit der vereinbarten Deckelung dieser Kosten auf 150 TEUR minimiert werden. Die 
für das Jahr 2015 geplanten Kosten für die Beratungsleistungen von 70 TEUR 
wurden auf Grund des späten Projektstarts beim Freistaat nicht ganz ausgeschöpft. 
Deshalb wurden die restlichen Mittel in der mittelfristigen Finanzplanung in das Jahr 
2017 vorgetragen. 

Auf Grund der Anwendung der neuen Preisliste (verringerte Preise für den 
Verlängerungszeitraum) sanken die Umsätze aus eigenen Leistungen auf ca. 
667 TEUR. Dies war im Wirtschaftsplan bereits so prognostiziert worden. Es konnten 
jedoch ca. 34 TEUR mehr als geplant umgesetzt werden. ( 

Geschäftstätigkeit für Netzbetrieb KDN 11 

Seit Oktober 2009 befindet sich das KDN 11 im Regelbetrieb. Der Betrieb des KDN 11 
wird als sicher und stabil eingeschätzt. Der Anschlussgrad bei den sächsischen 
Städten und Gemeinden wurde und wird sukzessive ausgebaut. 
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Ende des Jahres 2015 konnte folgender Beauflragungsstand im KDN 11 verzeichnet 
werden: 

Die Akquise-Anstrengungen werden .weiterhin fortgesetzt, um eine Flächendeckung 
des KDN 11 bei den sächsischen Kommunen zu erreichen. 

Es gelang der KDN GmbH auch im Jahr 2015, eine größere Anzahl von Kunden von 
der techl1isc~enNptV;lendigkeit einer kostenpflichtigen Bandbreitenerhöhung oder, 
wenn dies. technisch nicht mehr möglich war, Elinem TElchnologiewechsel z. B. von 
xDSL nach einer qualitativ höherwertigen Festverbindung zu überzeugen. 

Seit 2015 bietet die KDN GmbH vermehrt ADSL-Anschlüsse zusätzlich zum Basis­
anschluss an, um Engpässe bei Kommunen zlj vermeiden. Der verfügbarkeits­
kritische Datenverkehr wird dabei über den Basisanschluss und der Internetverkehr 
überqEln AP9L~An~chlll~sgeIElitet. Da~~9<=!q-Balanc;ing O~.erl)irnmt~il1 Rputerauf 
Open-Source-Basis. Ende 2015 waren 15 dieser Anschlüsse umgesetzt..Qes 
Weiteren wird von .den Kunden der ZP-D-MobH-Anschl~ss über L TE immer stärker 
naphgElfr~gt .~eit.de/TlIII.Qu~~<=!1. 201.5 wurden gemeinsam m.it derT-Systems 
VDSL-Anschlüsse erfolgreich pilotiert. 

Die Zahl der beauftragten Anschlüsse von Schulen hat sich erneut fast nicht 
verändert. Die T-Systems h~t. die freigegebenen Lokationen vpn1.300auf 1 :298 
korrigiert. Die Gründe für den Rückgang sind auch diesmal Stornierungen der 
Schulen. Aktuell sind 1.298 Lokationen angeschlossen, .davon sind 15 Schulen über 
LAN-RAS angeschlossen. 

Die Lastmessungen in den zentralen TeHen Backbone, PZD, 001 zeigten unver­
ändert im Geschäftsjahr keine kritischen Auslastungen.Gleiches gilt für den Zugang 
zu den E-Government-Basiskomponenten. Der zentrale Internet-Anschluss 
gemeinsam mit dem Freistaat Sachsen zeigt eine intensive Nutzung, dem jedoch 
eine Verdopplung der Bandbreite des Internetübergangs entgegen gewirkt. 

Der Beratungsbedarf der sächsischen Kommunen hinsichtlich IT -Sicherheit ist 
weiterhin sehr hoch. Die Gesellschaft berät ihre Kunden aktiv dazu. Die KDN GmbH 
wird das Thema IT-Sicherheit in Zukunft noch weiter intensivieren, die Teilnehmer 
am KDN 11 sensibilisieren und, wo notwendig und gewünscht, Unterstützung 
anbieten. 
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Auf Grund <lieser Fakten wird eingeschätzt, dassmit dern KDNJI ein leistungsfähiges 
Nl:ltz rnit pttraktivenPienstenJür sächsische Kommunen aufgebaut wurde, Mitder 
Verlängerung der Laufzeit bis 2017 und den bei den Verlängerungsverhandlungen 

er<:i!llte.nErge~ni.sser . ~9rnt!l . mit<lel11l1?u!ln~i:I~isl11?n\lerg!lro.l:>taHf<ler . ?möhten 
Verj)etzungsbedarfreagiert werd!ln, Die i\nschlussmodyle im ~DN 11 bieten eine 
deutlich erhphte FlexibilitätfOr die Bedürfnisse dl:lr Kunden, Langfristig wird damit die 
Basis.fOreineflächendeckl:lndekommunale IT -Infrastruktur geschaffen, die esden 
sächsischen Kommunen bei allen Sparzwängenermöglicht, sich den zUkünftigen 
H!lray~f?rderungen. zusteller, 

Wesentlicher Teil der Geschäftstätigkeit war Im Jahr 2015 die Vorbereitungen für die 
N?uxer~i:lb? des Net~es .ab3~17,AlJf~iffer2,4.wircl Ver'Ni!l~?n, pie Arb.Etit.ip 
Projekten, wie der Aufstellung und dem Rollout des neuen Basismellgengerüsts 
sowie die Vorbereitung der Neuvl:lrgabe, beansprucht die personellen .Ressourcen 
der Gesellschaft in höchstem Maße, 

Projekt SVN 2,O/~DN 111 

InseinEtrSitz~ng <lm26., . Fl:lbruar2~~ 3 beauftragt!l .dwAufs.ichtsrat.dil:l.Ges.l:lllscraft 
in Bezug auf ein NachfolgEtnetz zum KDN 11 mit der Evaluierung der Zielerreichung 
im KDN 11 und der Erarbeitung der Eckpunkte der kommunalen Anforderullgen zum 
NachfolgenEttzdesKDN ·. 11 (ArbeitstitelKDN 111) in Zusal11menarbeit mit der AG 
kommunale Anforderungen (SSG, SLKT, SAKD, KISA, KDN GmbH), 

Die Ergebnisse dieser Arbeit sind in einen Projektvorschlag zum KDNIU 
eingeflossen und wurden vom Aufsichtsrat der Gesellschaft, nach Zustimmung der 
kommunall:ln Spitzenverbäncll:l, 8rn11, JUni 2013 beschlossen, 

Die KDN GmbH istim gemeinsamen Projekt mildem Freistaat Sachsen im Projekt­
kernteam und in mehreren TeilprbeitsgruppenvertrEttEtj)' pe~VV!li.tEtrenl:lrfolgt e.i ne 
enge Abstimmung über die 0, a, AG kommunale Anforderungen mit den kommu­
nalen Spitzenverbänden, der SAKD und KISA, 

Im Jahr 2015 erfolgte im gemeinsamen Projekt mit demFreistaat die Erarbeitung der 
Verdingungsunterlagen für das Netz und die zugehörigen Dienste sowie die Durch­
führung des Teilnahmewettbewerbs für das Verhandlungsverfahren, 

DasProjektSVN 2,0/KDN 111 bindet in hohem Maße Ressourcen, dem wurde durch 
einl:ln höhl:lren Zeitanteil der Tätigkeit dl:ls Geschäftsführers für die Gesellschaft 
Rechnung getragl:ln, 

Dienstleistungen für KISA 

Für KISA wurden im Rahmen des bestehenden Dienstleistungsvertrags Leistungen 
in vereinbartem Umfang und vereinbarter Qualität erbracht. 
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Finanzierung 

Die KDN GmbH kann ohne ZuwendlJngen aus dem FAG ihre wirtschaftliche Tätigkeit 
nicht entfalten. Im Wirtschaftsplan 2015 und In den Finanzplänen der Folgejahre sind 
geschätzte Größenprdnungen angegeben. Im Ergebnis wurden die Zuwendungen 
nicht in der gepl(lnten Höhe benötigtbzw. abgerufen. pie .Einnahmen ~uskosten­

pflichMep .. ~~istupg~n .. b~!rug~n6ß7.64T.0~ <~PR· . Die<"n?t'N~.?9igen .~~(I~rufel1~n< ~lJ­
'Nendungen zumkostendeckendenB~trieb .im Geschäftsjahr2015 belieJensich auf 
?653.817,98 EU~.< Das Geschäftser(jebnis 2015 war CllJJgrlJnd der Ausg~staltung 
der FAG-Zuwendungen als Fehlbedarfsfinanzierung ausgeglichen. 

AuslJliqk aufdie qesc~iiftsel1tNicl<lung .Im Ge!ichäftsjahr2016 und Folgejahre 

Das Jahr 2016 wird neben dem Netzbetrieb im Wesentl<ichenvon der ArbElitim 
Projekt SVN 2.0/KQN 111 geprägt sein. Auf Grund von Gemeindezusammenschlüssen 
ist davon auszugehen, dass die Zahl von FAG-finanzierten Basisanschlüssen 
weniger stark steigen wird. 

DieBeratung~leistungender KDN(3mbH für ihre i<pndep <hinsichtlich rnöglich~r 
Anschlusslösungenund zur IT -~icherheitwerden fortgeführt. 

pie Finanzierung der KDN GmbH wird(ür die Folgejahr~auch weiterhine<i.l1e 
Mischfinanzierung sein. Der überwiegende Teil der Finanzmittel kommt aus der 
Förderung durch das Finanzausgleichsgesetz über denZuwendungsgeber SAKD für 
d~n Basisanschluss.der Kommunen.<.Darauf aUfbauend~erden Zusatzleistungen 

durchEl<I(leneElnl1ahrn~nv9n ~~nKomml1n~n un9<komrnunalen Einrichtungen 
finanziert. Hier ist zubeachten,dass.sich nicht nur die. Preisreduzierungen des 
pienstleisters T-SY$tems im Rahmen der Vertragsverlängerung und der preisüber­
prüfung 2013 auf die Marge der KDNGmbH, sondem auch die Anhebungder 
Basisbandbreiten im Rahmen des veränderten BasismElngengerüstes gleichfalls 
negativ auf die eigenen Einnahmen der Gesellschaft auswirken. 

Risiken und Chancen der künftigen Entwicklung 

Die Risiken im Geschäftsjahr 2016 sind auf Grund der FAG-Finanzierung der 
Basisanschlüsse im Vergleich zum Vorjahr auf niedrigem Niveau gleich geblieben, 
alJch wenn es keine Garantie gebenkann, ob die geplc1nten Neuanschlüsse und 
Bandbreitenerhöhungen tatSächlich realisiert werden können, 

Als Risiko wird das sehr geringe Budget für die GmbH-Kosten selbst eingeschätzt, 
welches der Gesellschaft nur bedingtSpielräume hinsichtlich Investitionen und 
Qualifizierungsmaßnahmen für die Mitarbeiter sowie der Ausgestaltung des 
Geschäftsbetriebes./ässt. 

Ein weiteres Risiko ist die relativ geringe personelle Ausstattung der GmbH, welche 
eine Kompensation längerer Ausfälle, sowohl Im Tagesgeschäft als auch bei den 
unter Ziffer 2.5 genannten Projekten sehr erschwert bzw. bei letztgenannten nahezu 
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unmöglich macht. Im Tagesgeschäft kann teilweise durch den Einsatz von 
Mitarp(l.itern derKISA gegen erhöhten finanziellen AUfv.tand Abhilfe geschaffen 
werden, im Projektgeschäft ist di(ls jedOch nicht möglich. 

Durch die zukünftig in höheremMaße von Kommunen genutzten Dienste des 
DOIINpB kann eineErhöhung.cjer Bandbr~iten erforderJ.ich sein, weJche u. U. 
er~(iht(l •. . K?ste~ veryrs~pht ...• HI~sichtlip~der R.i.sik0rl)inirl)i~rung .. ~()mmt .d.~.r 
GeseHsqhaft der Url)stand zuGLlte, dass die gleiche Ansphlussband.breite bei 
DOIINDB geringere Kosten verursacht als lJrsprünglichfür TESTA geplant. Eine 
Steigerung der durch die Komrl)unen in Anspruch genommenen Bandbreiten ist.pei 
der FI\G-Finanzierungyor~~sehen, eSkannzlJm h~LltigenZeitpunkt ab(lr nicht 
verlässlich eingeschätzt werden, ob diese ausreichend ~ind. 

Den R.isiken DOIINDB wird zurrieinen durch entsprechende Vertragsgestaltung mit 
dem Freistaat entgegengewirkt, zum anderen sind Im BedarfsfaH die. bereitgestellten 

~~tln~:~~~~0z~~8~~~tt:~~eisenlcht vqllstijndlgausgeschöpften FAG-Mittel in ( 

Die Ausgestaltungder Finanzierung des P2P-Budgets der Landkreise über dasFAG 
und eigene Einnahmen bergen als weiteresR.isiko, dass .u. U. ei~ene Einnahmen der 
KDN GmbH durch Kündigungen kostenpflichtiger P2P-Verbindungenverloren gehen. 
Diesem R.isiko wurde durch eine entsprechende Vertragsgestaltung mit den Land­
kreisen. entgegengewirkt. 

Chanc.en .Wtjrden durchdieE:rbringLln~yon.weiteren BeratLlng~.leistungen,irsbeson~ 
dere im Bereich IT-Sicherheitund der optimalen Ausgestaltung des Kundenan­
schlusses an das KDN unter Nutzung von Zweitanbindungen gesehen sowie im 
Verkauf von Bandbreiten und Leistungen, die über den Basisanschluss hinausgehen. 

Bund und Freistaat setzten mit ihren E"GovernmentcVorhaben sowie den E-Govern­
ment-gesetzen Impulse, für die eine gesicherte Vernetzung Voraussetzung ist und 
daher ein Anschluss an das KDN 11 eine notwendige Basis darstellt. 

Auf der Grundlage der Zusatzleistungen ist davon auszugehen, dass sich die ( 
erlösorientierte Geschäftstätigkeit der KDN GmbH auf Grund der unter Ziffer 5 
aufgeführten möglichen Preisreduzierungen und Verbesserungen der Basisband­
breitenauf hohem Niveau geringfügig negativ entwickeln wird. Für diesen Fall wird 
die Gesellschaft zu beachten haben, dass zusätzliche Aufwändevon den verblei-
bendEm Eigenerlösen .finanziert werden könnl3n. Darübl3r hinaus ist zu beachten, 
dass die Gesellschaft auf Grund von zusätzlichen Aufgaben im Projekt SVN 2.0/KDN 
III (Mitwirkung bei Anforderungsanalyse, Erstellung der Verdingungsunterlagen, 
Systemaufbau und Migration sowie dafür notwendige externe Beratungsleistungen) 
einen zusätzlichen Finanzierungsbedarf aus dem FAG erwartet. Mittel in Höhe von 
210 TEUR. über die Laufzeit des Projektes sind zwar im ersten Schritt bewilligt, es 
lässt sich aber nicht ausschließen. dass u. U. ein höherer Betrag für Beratungs-
leistungen oder für personelle R.essourcen benötigt wird. 
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Letztlich werden alle Risiken als beherrschbar und die kÜnftige Geschäftstätigkeit der 
Kommunalen DatenNetz GmbH entsprechend dem GesEllischaftszweck als geordnet 
eingeschätzt. 

Wesentliclle Entwicklungen~elt dem31. pezember 2015 

Im ProjeklSVN2.0/KDNllIwurde gemeinsammitdemFreistaat da!; Verhandlungs­
verfahren begonnen. Die weiteren Details unterliegen in Anbetracht des laufenden 
Vergabeverfahrens der Gelleimhaltung. 

Es erfolgt weiterhin eine enge Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden 
und der SAKD zumneuen Netz. 

2.2 Lecos GmbH 

Eineunrnittelbare BeteiligungycmKISA besteht an clerLecos GmbH mit $itzin 
Leipzig (HRB 17608). KISA hält zum Stichtag 31. Dezember 2015 einen Anteil von 
10%. 

2.2.1 Beteiligungsübersicht 

Name: Lecos GmbH 

Anschrift: Prager Str. 8 

04103 Leipzig 

Telefon: 034125380 

Telefax: 0341 2538111 

Internet www.lecos-gmbh.de 

Rechtsform : Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

Gesellschafter: Stadt Leipzig 

Kommunale Informationsverarbeitung Sachsen 

StammkaJ,2ital: 200.000,00 EUR 
Anteil KISA: 20.000,00 EUR (10,00 %) 
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Unternehmensgegenstand: 

Gegenstand der Gesellschaft ist die Unterstützung der Gesellschafter im Bereich der 
Informations- und KommunikationstechniKsowie BOrodienstieistungen. 

2.2.2 Finanzbeziehungen 

Zwischen KISA und der Lecos GmbH liegen folgende Finanzbeziehungen vor: 

- GewinnabfOhrungen: 0 € 
- Verlustab(jeckungen: 0 € 
- sonstige Zuschüsse: 0 € 
- übernommene Bürgschaften: 0 € 
- sonstige Vergünstigungen: 0 €. 

ZwischenJ<19Aurd der ~ecos<3mbH b€lst€lh€ln mehrere Verträ~eüber die Erbrjn- ( 
gung von Dienstleistungen. Die Lecos GmbH stellt den Betrieb der Rechenzentrums­
verfahren der KISA sicher. Die Abrechnung erfolgt dabei jeweilsauf der Grundlage 
der abgesChlo~senen Verträge. 

2.2.3 Lagebericht für das Geschäftsjahr 2015 

Aus dem vorliegenden Jahresabschluss 2015 werden nachfolgend die wesentlichen 
Bestandteile des Lageberichtes vorgestellt: 

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung der IT-Branche 

DielT:Brancheim öffentlichen Umfeld hat sich entsprechend der gesamtwirtschaftli­
chen Konjunktur entwickelt, wobei auch in 2015 vorwiegend Software und Service­
und Beratungsleistungen bezüglich der Vernetzung von informationen den Verlauf 
bestimmten. Vor dem Hintergrund des steigendenlT-Bedarfes in der Verwaltungsar­
beit ist eine effektive und effiziente ITein Kernbestandteil zukünftigen Verwaltungs­
handelns und muss im Kontext mit der weiteren schwierigen Haushaltsituation In den 
Kommunen (durch neue Herausforderungen wie Asyl/Migration) insbesondere durch 
intensive Beratungsleistungen in Einklang gebracht werden. 

Geschäftsverlauf 

In den Jahren als Gesellschaft der Stadt Leipzig hat sich die Lecos GmbH gegenüber 
ihrem 90%-Gesellschafter und Kunden als IT-Volldienstlelster erwiesen, der die be­
sonderen Kundenwünsche der Kommune Leipzig berücksichtigt und hinsichtlich der 
Weiterentwicklung der IT -Strategie der Stadt Leipzig zukunftsweisend den Markt fOr 
den Auftraggeber beobachtet und auswertet. Durch die konsequente Umsetzung der 
Rollout-Vorgaben konnte beim größten Kunden der Lecos GmbH der sehr hohe 
Standardisierungsgrad in Hardware und Standardsoftware weiter ausgebaut werden. 
DarOber hinaus konnte mit dem Abschluss des Rollouts in den Schulverwaltungen 
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und Horten der Stadt Leipzig ebenfalls ein hoher Grad anStandardlsien.mg erreicht 
werden. Diesen gilt es weiter fortzuschreiben und ggf.auf die Schulkabinette auszu­
weiten. Des Weiteren ist es mit dem Gewandhaus zu Leipzig gelungen, im Bereich 
der Eigenbetriebe der Stadt Leipzig einen weiteren IT-Vollservice erfolgreich umzu­
setzen und konseqyent weiterzuverfplgen. Dieses ModeH stellt auch die qrundlage 
für.kon~~pti0l1elle L-eisturg~n zyrBereitstellungeil1ereinheitii~hen IT für dieK~ltur­
häuser der Stadt Leipzig In den folgenden Jahren dar, Das Geschäft mit dem zweiten 
Gesellschafter (10%) des Unternehmens, der KISA, konnte auch Im Wirtschaftsjahr 
2015 trotz der finanziellen Probleme auf Seiten der KISA konstant weiter betrieben 
werden. Ein weiterer Ausbau der Geschäftsfelder war in2015 nicht möglich, wird 
aber in 2016 ff, wieder in Angriff genommen. Die wese.ntl.ichen finanziellen Leistungs­
indika\oren für die Sleueryng der Lecos GmbH sind Umsatz .und Betriebsergebnis. 

Wesentiiche Ereignisse im Geschäftsjahr 2015 

Bis 2015 bestand für die Lecos GmbHVertragssicherheit mit ihrem größten Gesell­
schafter und Kunden. Die Option für weitere fünf Jahre ab 01.01 .2016 wurde bereits 
.in dem13etriebsleistlJngsVertraginkludiert .und ver~inb<lrt. Diese Option wurde Umge­
setzt, wodurch eine weitere Vertragssicherheit bis 31.12.2020 besteht. 

Die Strategie aus 2010, durch eine Beteiligung des Zweckverbandes KISAan der 
Lecos GmbH eine Umsatzstabilisierung zu erreichen und die Inhousefähigkeit zu fes­
tigen, hat sich auch im Geschäftsjahr2015 bestätigt. Somit konnte der Umsatz mit 
dem Zweckverband .KISA auch für das abgelaufene Wirtschaftsjahr wesentlich zum 
geschäftlichen Erfolg des!Jntemehmens beitragen. 

Schwerpunkt der Geschäftstätigkeit im abgelaufenen Geschäftsjahr 2015 war die 
Weiterführung der IT-Leistungen für die Stadt Leipzig, vornehmlich bei der Anwen­
dungs- und Verfahrensentwicklung und Anwendungs-Nerfahrensbetreuung, bei der 
Beratung der Kunden zur Optimierung ihrer Organisation durch weitere IT-Nutzung, 
bei den RechenzentrlJmsservices, Endgeräteservice und paten- und Sprachnetzleis­
tungen sowie der Benutzerunterstützung. 

Besonders hervorzuheben sind die Unterstützungen bei der Umsetzung und Fortfüh­
rung von verschiedenen Förderprojekten zum Technischen Baubürgerservice und 
Open Data sowie dem Aufbau der Geodateninfrastruktur mit dem WebGIS für die 
Stadt Leipzig. 

Für die KISA lag der Schwerpunkt im Geschäftsjahr 2015 in der Bereitstellung des 
Rechenzentrumsservices im Rahmen der vereinbarten Leistungsscheine für die 
Fachverfahren. Neue Themenfelder wie z. B. die Einführung des Personalwesens 
konnten auf Grund der finanziellen Probleme der KISA nicht wie geplant in 2015 be­
gonnen werden. 

Das Geschäft mit den Eigenbetrieben der Stadt Leipzig wurde deutlich ausgeweitet. 
Hier ist insbesondere auf das weiter wachsende Geschäft mit dem Gewandhaus zu 
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Leipzig zu verweisen, welches eine erhebliche Ausstrahlung auf die weiteren Kultur­
häuser der Stadt Leipzig ausübt. 

Darüber hinaus konnte die Lecos GmbH die Produktivsetzung des neuen Sächsi­
schen Melderegisters (SMR) zum 01.11.2015 gewährleisten und somit dauerhaft ei­
nen erheblichen Anteil am Umsatz mit Drittkunden sicherstellen. Im Rahmen des 
Pr9jektes ~9nmen bereits e:rweiterungen umgeseiz,t und damit auch der Umsatz ge­
steigert werden. 

Weitere Aktivitäten des Geschäftsjahres 2015: 

Der Betrieb des SJ\P-Systemsfür die Stadt Leipzig wurde weiter geführt und de~sen 
Weiterentwicklung mit der Gesellschaft für Organisation und Informationsverarbei­
tung Sachsen-Anhalt mbH (GISA) vorangetrieben. Im Auftrag der Stadt Leipzig wird 
auch die SAP-Strategie federführeQd <lurch die.l.,epQs Gmbt-i~egleitet. 

Das Ämterframework konnte als Anwendungsplattform in der Stadtleipzig gefestigt ( 
und durch zusätzliche Module erweitert werden. 

Die DieQstleist~ng fürdie LeipzigerSchulen im Umfeld <lerJnformationstechnik wur­
de weiter ausgebaut. Das erste Rollout kOQnte erfolgreich abgeschlossen und pereits 
der nächste Rollout Zyklus begonnen werden. 

In derStadtverwaltung Tharandt konnte das Server-Rollout erfolgreich umgesetzt 
werden. 

Das Geschäftsfeld der Output-Leistungen konnte technisch weiter vorbereitet wer­
den. Auf dieser Grundlage konnten im Jahr 2015 weitere Kunden gewonnen werden. 
Dieses Leistun~sportfollo wird 2016 weiter vorangetrieben. 

Im Jahr 2015 wurden fünf Ausschreibungen durchgeführt und die Zuschläge für vier 
Ausschreibungen erteilt, eine Ausschreibung wurde aufgehoben. Die aufgehobene 
Ausschreibung wird in 2016 als EU-weite Ausschreibung erneut veröffentlicht. Sie 
musste in 2015 aufgehoben werden, da die ein~eg~ngenen An~eboteden Schwel- ( 
lenwert von 207.000 Euro überschritten. Die fünf Ausschreibungen gliedern sich in 
drei europaweite, offene Verfahren und zwei nationale, öffentliche Ausschreibungen. 

Die Fachanwendung des Kindertagesstätten-, Verwaltungs- und Reservierungssys-
tems KIVAN konnte auch in 2015 erfolgreich vertrieben werden. Als neuer Kunde 
konnte die Stadt Unterschleißheim gewonnen werden. Für die anderen Kunden wur-
den Weiterentwicklungen in verschiedenen Modulen vorgenommen. 

Parallel zu den aktuellen Kundenprojekten wird die Produktweiterentwicklung der 
Fachanwendung intensiv vorangetrieben. 
Die Facility-Management-Anwendung FAMOS-LE ist im Rahmen des Ausbaus des 
zentralen Gebäudemanagements in der Stadt Leipzig als strategisches Produkt posi­
tioniert und wird in mehreren Ämtern der Stadt Leipzig betrieben. Es erfolgt eine 
zentrale Steuerung der Weiterentwicklung in enger Abstimmung zwischen der Lecos 
GmbH und der Stadt Leipzig. 
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Oa~. Rollo.utderpC·T~ch~ik. konnt~ mitAuslief~rung für die lett:ten Ämter Fpde des 
1. Quartals 2015 abgeschlossen werden. 

Es erfolgte auch 2015 eine kontinuierliche Erneuerung der Telekommunikationsanla· 
gen in den Schulen. der Stadt Leipzig, yyelche im WesenUichen mit den durchdie 
Stadt Leipzig durchgeführtenSanierungs·.und ·BaumaßnahmenyerlJunden wurdep. 

Unter dem Dach der ProVitakoMarketing·und Dienstleistungsgesellschaft der ~om· 
munalen IT·Dienstieister e.G. wurde die Beteiligung an.einer kommunalen Cloud 

fo~geführtur~ .• darip.y~rsc.~i~~~p.e Fr9~u.kte .• b7'N,pien.stl~ist~pgen.ein.g~st~llt .•. lm 
Jahr 2016 werdenvon Seiten der ProVitak9.weitere M.~rketingmaßnahmen gestartet, 
um den Bekanntheitsgrad und somit die Vertriebschancen zu steigern. 

Der Geschäftsführer Peter Kühne ist weiterhin VorstandvorsItzender der Vitako. Die 
Aufgabe wird ehrenam\lichyvahrgepommen. 

Im Jahr 2015 konnte das erste Überwachungsaudit im Rahmen derZertifizierung 
nach IS027001 auf Basis BSk<3rundschutzerfolgreichdurchgeführt werden. Der 
Audit·Bericht liegt aktuell zur Bestätigung .bei dem BSI. 

Das G~schäftsjahr2015 standb.ei der Lec9.~GmbH int~rn im Zeichen einer stärke· 
ren Ausrichtung an die steigenden Anforderungen der Kunden. Im Ergebnis wurde 
eine Neuausrichtung der Lecos.GmbH erarbeitet und in.ersten Schritten umgesetzt, 

welche neben .. i.nhaltlic~~nyerändElrung~n.auch .organi.satori~che Veräp~~wrger 
nach sich gezogen .haben. Ziel dabei Ist es, die Zukunftssicherheit der Lecos GmbH 
zu stärken und die Arbeit der Lecos GmbHauf die kommenden Herausforderungen 
hin auszurichten . 

In 2013 haUe die Lecos GmbH dief'inanzierupgsstrat~giel~pgfristiger Investitionen 
umgestellt. Ziel isteine nachhl:iltige Steigerung der Eigepkapitalquote sowie eine 
Verteilung der Kostenbelastung durch hohe Erstinvestitionen. Damitwird einem In· 
vestitionsstau entgegengewirkLDies wurde 2015 fortgeführt und stellt somit auch 
eine Grundlage für den wirtschaftlichen Erfolg der Lecos GmbH .dar. 

Angaben gemäß § 289 Abs. 3 .HGB zur: 

Arbeitnehmerschaft: 
Die Auswahl der Arbeitnehmerschaft erfolgt entsprechend den fachlichen Anforde· 
rungen eines IT·Unternehmens. Die Arbeitszeitregelung wird von einer GleItzeitrege· 
lung Montag bis Freitag von 6.00 - 20.00 Uhr geprägt. 
Die Struktur der Arbeitnehmerschaft stellt sich wie folgt dar: 

• Alter: unter 20 = 2 % 
• Alter: 20 - 39 = 39% 
• Alter: 40 • 59 = 49% 
• Alter: 60 - 65 = 10% 
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Struktur des Personal aufwands: In der Lecos GmbH kommt neben dem TVÖD auch 
eine Lecos-individu!llrechtliche Regelung .zur Anwendung. Die Gewinnbeteiligung der 
Mitarbeiter erfolgt über eine variable Vergütung,die sich. aus einem Anteil für die 
persö~liche B~wertungdes Mi~~rbeiters sowie aus einem Anteil am (3esarnt­
UntElrnehmenserfolgzusammensetzt. 

betriebliche Sozialleistungen: Gemäß der gültigen Betriebsvereinbarungen werden· u. 
a. ein Kinderbetreuungszuschuss sowie auch ein Fahrtkostenzuschuss für den 
ÖPf\JVgez$hlt. 

Aus- und V'v'eiterbildung: IrnHahrnen derjährlichEln WirtschaftsplanungJind~teine 
entsprechende BUdgetplanung fürintern~und externe f~chliche Weiterbildungen mit 
dem Ziel der Erreichung von Zertifizierungsabschlüssen statt. 

Lage der Gesellschaft 

Ertragslage 

Der Gesamtumsatz der Lecos GrnbH betrug im~eschä~sjahr2015 TEUR 19..548 
undl~g d!lmit um TE~R2.246 unterdemNive~udes Ge~ch~ftsjahres.~014(TEUR 
21.794). Diese Entwicklung führte neben der Steigerung der Personal- und Energie­
aufwendungen zu einem Jahresüberschuss vonTEUR74 (VJ:TEUR218). 

Die Zusammensetzung der Umsatzerlöse nach Bereichen stellt sich im Wesentlichen 
wie folgt d!lr: 

- Rechenzentrumsdienstleistungen (3,93% vom Jahresumsatz) 
- Anwendungsentwicklungs-I-Betreuungsleistungen und Beratungsleistungen 

(17,10 % vom Jallresumsatz) 
EndbenutzerbetrEluung (26,31 OjQvom Jahresumsatz) 
Basisinfr~stru ktu. r. (~9, 17.0/0 ... vomJ!lh rElsLJmsatz) 

- Speicherkapazität, Applikationsserver (2,52 %vom Jahresumsatz) 

( 

- Lotus Notes/M~iluser(3,25 % vom Jahres~ms!lt:l) ( 
- Fachanwendungen und Internet (3,86 % vom Jahresumsatz) 
- Telekommunikation (3,86 % vom Jahresumsatz). 

Im Berichtsjahr war ein leichter Rückgang der Umsatzerlöse zu verzeichnen. Dies 
resultiert im Wesentlichen aus der Verschiebung von Kundenprojekten. Aktuell be­
trägt der Anteil dEls Umsatzes mit der Stadt Leipzig am Gesamtumsatz ca. 84,9 0/0 
und 11,2 % mit der KISA. Die verbleibenden 3,9 % Umsatzanteile entfallen auf sons­
tige Kunden. 

Im Materialaufwand werden vor allem Hardware und Telekommunikationsanlagen 
ausgewiesen, die sich aus Zusatzaufträgen ergeben und zum Weiterverkauf be­
stimmt sind. Den Hauptanteil hierbei haben TK-Anlagen und pe-Hardware für diver­
se Schulen und die Ausstattung der Städtischen Altenpflegeheime Leipzig gGmbH 
sowie die Versorgung mit Datenverarbeitungsmaterialien. Darüber hinaus sind vor 
allem auch die umsatzrelevanten Fremdleistungen zu benennen. 
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Die Steigerung der Personalaufwendungen ergibt sich im Wesentlichen aus der Ta­
riferhöhung des TVöD und Erhöhungen im Lecos Vergütungssystem, sowie zusätzli­

chem . Perso~~I. für idi~ Entwicklun~ .des. ~IV}\N. 

Das Betriebsergebnis beträgt TE UR 142 (VJ: TEUR 337) Und liegt Ober den Planun-
gen für 2015. . 

[ler Sonstige betriebliche Aufwand en!hält Aufwendungen für Leasing und Wartung 
fOr Hard-und Software, Leitungsmieten, Ausbildungs- und Reisekosten, Personal-

die.~.~~I~istun.T~~iund .~a~rnrni~t~~. 
[las Ergepnis des Geschäftsjahres 2915 wurde von folgenden einmaligen Vorgängen 
geprägt 

-Erträge alJs KIVAN Leasing TEUR 54q, denen Aufwendungen in . gl~lcher .Höhe ge­
genüber stehen 

( -Auflösung personalbezogener Rückstellungen (Erfolgsbeteiligung) TEUR 118 

-Auflösung im Vorjahr gebildeter DrohverllJstrückstellungen KISA TEUR129. 

( 

Investitionen 

Die Bilan;z.zum 31.Dezember 2015 ""eist einen Rückgang des Anlagevermögens 
aus, . H"upts~9hlichelJrsache.dafOr ist di~ teilvvei~.~ Finanzierung v()n vvirtscr"ftsgü­
tem Ober Leasing. Die Gesamtinvestitionen betrugen im Geschäftsjahr 2015 TEUR 
2.196. 

Schwerpunkte waren auch 2015 das Rollout der Arbeitsplatztechnik für die Stadt 
Leipzig, Investitionen für neue Aufträge sowie die Aktualisierung von Softwarelizen­
zen. 

Vermögens- und Finanzlage 

Aufgrund einer konsequenten LiquiditätsOberwachung und regelmäßigem Forde­
rungsmanagementkonnte die Zahlungsfähigkeit im Jahr 2015 gesichert werden. Die 
ab 2015 vereinbarte Verschiebung der Abrechnungstermine für die BLV-Leistungen 
wirkte sich bis zum Jahresende aus. 

Die Position der Rückstellungen ist geprägt durch die Aktualisienmg von Rückstel­
lungen für Personalaufwendungen, Vertragsrisiken, Garantie- und Gewährleistungs­
verpflichtungen und Drohverlust-Rückstellungen aufgrund der wirtschaftlichen Lage 
der KISA. 

Bei den Verbindl.ichkeiten ist stichtagsbedingt ein niedrigerer .Stand zu verzeichnen. 
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Risiko- und Chancenbericht 

DasRisikomanagement derGes~lIschaft stotztsich lIoraliem auf die Management­
struktur, das Planungssystem sowie dieeinges~tzten Berichts-. und Informationssys­
tElflle .. Di~Ergebnisse und.Maß!)~hmendes Risiko- und .schwachstellenman~ge­
ments aus den Berichts- und Informationssystemen liegen vor und fanden Berück­
sichtigung in den Management-Meeti!)gs. 

Das Berichtswesen wird ergänzt durch eine ständige Überwachung aller Finanzströ­
me.Mit Hilfe dieses. Risikomanagefllentsysteflls .. 'Ifergen di~Ris.ikobetraqh!lJ.rgen 
durphgeführt und§trategi~n zur Risikominimierung enty.rickeltBesondere Aufmerk­
samkeit wird dabei. durcheine tägliche Liquiditätsüberwachung geWährleistet.pieses 
geschieht v()f. dem Hintergrund der unter.3.3 genannten teilwe.ise hohen Forderun­
gen gegenüber den Kunden sowie die hohe Liquiditätsauswirkung durch die Zahlung 
der monatlichen Personalkosten. 

In 2014 wurde die Lecos GmbH im Rahmen der Vorbereitung auf die Zertifizierung 

nach .1§9 27 99 y. ~ . .s!. ~iner w()~en . ,lwza~l. xon . .Ri~.ik()-ll)t~l'ViEly.rs . pnterr()g~n .[)i~se 
bezogen sich u. a.auf dieRisiken, resultierend aUs möglichenMängeln In der Orga­
nisation, den Prozessen, .der Dokumentation sowie der technischen Lei~tungserbrin­
gu!)g.Elne kontinuierliche Überarbeitung ist 2015 erfolgt und gemäß (jerZertifizie-
rung wurd~das erste Überwachungsaudit durchgeführt •. 

In 2014 wurde gemeinsam mit der Beratllngsgesellschaft für Beteiligungsverwaltung 
Leipzig mbH (bbvl) eine Regelung zur internen Revision. erarbeitet und durch .den 
Geschäf!sführer in Kraft gesEltzt.Auf dieserGrun(jlage erfolgte201q eine erstePrü­
fung. 

Per Allfsic:htsrat Wir(j . überd iesrge.bnisse. (j leserlJ!)tersuphu ngen bEli. Bedarfzeitna h 
unterrichtet. Als Ergebnis dieser Risikoanalysen ergibt sich, dass wesentliche oder 
den Bestand des Unternehmens gefährdende Risiken derzeit nicht bestehen. 

Angemessene, überschau- und beherrschbare Risiken werden bewusst getragen. 

( 

Diesgi/t auch für Preis- und Ausfallrisiken, gegen die si.ch die Lecos .GmbH -auf- ( 
grundlhrer.Kundenstruktur - nicht zusätzlich absichert. Geschäftsüblichen Liquidi­
tätsschwankungen begegnet die Gesellschaft mit der Inanspruchnahme von Kreditli­
nien.Unabhängig davon gewährleiste!) die ErlÖSe aus dem Betriebsleistungsvertrag 
mit der Stadt Leipzig und den Leistungsverträgen mit der KISA sowie dem Gewand-
haus zu Leipzig eine kontinuierliche LIquiditätszufuhr. 

Aus der Ende 2013 entstandenen wirtschaftlichen Krise beim Gesellschafter KISA 
können der Lecos GmbH in 2016 Risiken entstehen: 

- Eine Zahlungsunfähigkeit der KISA würde zu Liquiditätsprobiemen der Lecos 
GmbH führen. Das Risiko ist aber aus heutiger Sicht aufgrund eines dem KI­
SA bewilligten zusätzlichen Kassenkredits nicht wahrscheinlich. Allerdings lie­
gen aktuelle Klagen vor, welche noch nicht abschließend entschieden sind. 
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-Die langfristige geplantePartnerschaft mit KISAist möglicherweise nur einge­
schränkt umsetzbar, wodurch sich damit verbundene Synergh,ln für die Lecos 
GmbH verspäten könnEln. 

- Aus der Unklarheit bei der Platzierung gemeinsamer strategischer Produkte 
(Output, Kuyertierung, ElPostbrief unq Personalmanagement-Software) könn­
ten Um~!:ltzrückgänge in:2Q.19ffJElsultiElfElO. 

Darüber hinausgehende bestandsgefährdende Risikenwerden nicht gesehen. 

Chancen für die Lecos GmbHbestehen inder Nutzungyon'kommunalen Umsätzen 
im" GeselischaftElru rnfelgzyr (3ewiQnu ngzusätz,li,chElf OElC~YQgs~EliträgEl, . der, Absiche­
rung der Zukunftsfähigkeit dert;tadt Leipzig durch Weiterentwicklung der ITais 
Grundlage für Rationalislerungen, Prozessoptimlerungen und e-Government sowie 
der Entwicklung zu einem Kol1lpetenzzentrum für die Entwicklung, Einführung und 
Betreuung kOmmunaler Anwendungen, 

Umweltschutz und Nachhaltigkelt 

~l1lsi8h d~n"?Qforp.eryngElP .der§Elr~ck~.ichtigynQger(3es.~t~~~umUrn,«el!~chu~ . zu 
stellen, hat die Lecos GmbH sich an dem vveUbewerb"Bundeshauptstadt im Klirna­
schutz 2010" der deutschen UmwelthIlfe (DUH) beteiligt. Die Lecos GmbH hat201 0 
einen Sonderpreis für ihr neues Primärrechenzentrum ,erhalten. Gewürdigt wurden 
damit .die .dYfch NoderQisi~rungun9. K()nsolidie ,r~nQder. Rechenzentr~m~tephniker­
zielten Energieeinsparungen. Das systematische Vorgehen Im Bereich der Klima,ti­
sierung wurde auch auf alle weiteren Bereiche der energierelevanten WirkungskeUe 
übertragen. Von den Applikationen und dem Daten-Management über die IT­
H~rpwareynd ,.t;tromyersorgurw bi~hln2:(lr KÜl)lupQ .und(3ebäudeplan~nQ sind Mög­
lichkeiten zur Optimierung der Energieeffizienz gesucht und EInsparpotenziale kon­
sequent umgesetzt worde'n. 

Im Ral)men von Ausschreibungen, wie auch bei sonstigen Investitionen für die IT 
sowie .bei der Erneuerung des Fuhrparks, berücksichtigt die Lecos GmbMdie gesetz­
lich vorgesehenen und aktuellen Umweltschutzrichtlinien. 

Voraussichtliche Entwicklung der Gesellschaft (Prognosebericht) 

Die IT-Branche rechnet mit einer analogen Nachfrage für das Jahr 2016. An diesen 
Marktentwicklungen will die Lecos GmbH auch im Jahr 2016 angemessen partizipie­
ren. 

Konkretisiert ergeben sich für die Lecos GmbH nachstehende Ziele, deren sukzessi­
ve Umsetzung in der Wirtschaftsplanung 2016 ff. abgebildet ist: 

Absicherung der Grundversorgung der Stadt Leipzig mit IT-Technik und -
Services, 
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Konsequente Ausnutzung von Einkaufsvorteilen und deren Weitergabe an die 
Stadt Leipzig, 

Nutzung von kommunalen Umsätzen im Gesellschafterumfeld zur Gewinnung 
zus~~licher Deckllngsb(;lijräge, 

Absich~rung der Zukunftsfähigkeit der Stadt Leipzig durch Weiterentwicklung der 
IT als Grllndlage f(lrRationallsierung(;ln, prozessoptimierungen und e-Government, 

Entwicklung zu einemKompetenzzentrum für die Entwicklung, Einführung und 
Eletfeuungk"mmunal(;lr Anwendungen, 

Ausbau des Druckoutput-Volymens und Entwicklung der Lecos GmbH zu einem 
kompetenten und wirtschaftlich(;ln Anbieterinqlesem B(;lreich, 

Entwicklung zy einemKomp~tenzzentrum fqr Betriebsleistungen,consulting für 
IT-DiensUeistllngen .und Seryicemanagementim kommunalem Umf(;lld, 

Vermarktung von Know-how Im Bereich Anwendungsentwicklung, 

Schaffung und Erhaltung von Arbeitsplätzen .in derRegion. 

Daryber hil)aus werden Anstrengungen untern?mmen, auch illl. Jahr 2016 inn~rhalb 
desGesellschafterurnfeld~.s (Eigenbetriei:)e der§tadt L~ipzig)die zahl der Kunden 
zu erhöhen und das Portfolio fürdie Stadt Leipzig zu erweitern. 

Durchdenvvechsel des Beigeordneten J(lrAllgemeineVerwaltung sowie qesAuf­
sichtsratsvorsitzenden Ist zu erkennen, dass es Überlegungen zur weiteren Prozess­
uflterstotzung~yrch den Ein~~tz v"n!T.inqef §ta9t~(;lip~iggii:)t. pi~s(;l \fer~nd~rufl­
gen können positive Auswirkungen auf die Entwicklung .der Lecos GmbH In Bezug 
auf die Leistungserbringung gegenUber der Stadt Leipzig haben. 

FUr das Geschäftsjahr 2016 sindNeuinvestitionen In Höhe von TEUR 2.500 geplant. 

Eine abschließende Verteilung der In~estitionen auf Darl~h~I),Le.a~iflg "qerFig~n­
mittel wird unterjährig unter BerUckslchtigung der wirtschaftlichen Entwicklung der 

( 

Lecos GmbH gesteuert und entschieden. Die aktuellen Werte sichern den Gestal- ( 
tungsspielraum ab. 

Der Wirtschaftsplan der Lecos GmbH geht für 2016 von einern Urnsatzvolurnen von 
TEUR 21.205 und einem positiven Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit von 
TEUR 87 aus. 
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2.3 ProVitako eG 

KISA erwarb im Jahr 201210 Geschäftsanteile an der ProVitako eGo 

2.3.1 Beteiligungsübersicht 

Name: 

Anschrift: 

Telefon: 

Homepage: 

Rechtsform: 

Stammkapital: 

Anteil KISA: 

ProVitako Marketing-und Dienstleistungsgesellschaft der kom­
munalen IT- Dienstleister eG 

Markgrafenstraße 22 

10117 Berlin 

0302063156-0 

provitako.de 

Eingetragene Genossenschaft 

130.500 EUR 

5.000 EUR 

Unternehmensgegenstand: 

Gegenstand der Gesellschaft ist die Unterstützung beim Einkauf von Investitionsgü­
tern einschließlich Hard-und Software durch kooperatives Einkaufsmarketing für die 
Mitglieder. KISA und somit auch die Kunden von KISA profitieren an den von der 
ProVitako eG ausgeschriebenen Rahmenverträgen, insbesondere bei der Beschaf­
fung von Hardware. 

( 2.3.2 Finanzbeziehungen 

Zwischen KISA und der ProVitako eG liegen folgende Finanzbeziehungen vor: 

- Gewinnabführungen: 0 € 
- Verlustabdeckungen: 0 € 
- Sonstige Zuschüsse: 0 € 
- übernommene Bürgschaften: 0 € 
- Sonstige Vergünstigungen: 0 €. 

KISA ist Genossenschaftsmitglied in der ProVitako eGo Die ProVitako eG erhält bei 
Einkäufen von Technik eine Provision von 0,9 %. 
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2.3.3 Lagebericht für das Geschäftsjahr 2015 

Aus dem vorliegenden Jahresabschluss 2015 werden nachfolgend die wesentlichen 
i3estandteile des Lageberichtes vorgestellt: 

Unternehmensgegenstand/öffentlicher Zweck 

Der Zweck der Genossenschaft ist die wirtschaftliche Förderung und Betreuung der 
Mitglieder. Dies geschieht durch den gemeinsamen Einkauf von InvestitionsgOtern 
einschließlich Hard- und Software, Waren sowie Roh-,Hilfs- und Betriebsstoffen für 
die GenossenschaftsmitglIeder. ProVitako unterstütztdarüber hinaus die Mitglieder 
durch kooperatives Eink<iufsmarketing sowie weitere Serviceleistungen __ wie.z. B. 
Schulung, Beratung und Betreuung in Unternehmensfragen. 

Eigentumerziele/strategische Ziele 

Begründet durch den Mitgliederzuwachs können in denkornmenden JahrenA.us­
schreibungen mit deutlich höheren Volumina am Markt ph:\tziert werden.Vorausset­
zung hierfür ist eine aktive Beteiligung der Mitglieder, für die der Vorstand permanent 
wirbt. Gelingt es, diesen Prozess weiter voranzutreiben,werden sich die V;'irtschaftli­
ehen Ergebnisse der Genossenschaft deutlich verbessern. 

Die Genossenschaftbietet für ihre Mitglieder den InholJse-Leistungsaustausch zwi­
sehenden p~tejligtenIT.[)iery~tleistern .an .. F'roVit~ko übemi.rnrnt dapei die AufQ<lp~ 
Anbieter und NachfrClger zusammen.zubringen und unterstützt dabei, Leistungsan­
gebote zu definieren und zu bündeln. Spezialsierungen werden möglich und Kompe­
tenzen gebündelt. Die Idee des Inhouse-Leistungsaustauschs findet Zuspruch bei 
den Genossenschaftsmitgliedern und bereits nach wenigen Monaten ist ein positiver 
Trend in Form von steigenden Nachfragen zu erkennen, der sich Im Jahr 2016 fort-

( 

setzen wird. ( 

Der Geschäftszweig Cloud-D.ienste beinhaltet ein Potenzial, das derzeit nur schwer 
messbar ist. Ein konkreter Nutzen durch die Schaffung dieses neuen Geschäftszwei-
ges ist, dass ProVitako-Mitglieder In der Zukunft Government Cloud-Leistungen als 
Ergänzung der eigenen Dienste zu attraktiven Konditionen beziehen können. 
Dadurch wird ihre eigene Position als Dienstleister gegenüber ihren Trägerverwal-
tungen gestärkt. Für die Anbieter von Cloud-Leistungen besteht die Möglichkeit, 
neue Kunden zu gewinnen und ihr eigenes Betriebsumfeld durch neue Nachfrage-
mengen wirtschaftlicher zu gestalten. 
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Anlage 1 • Mitglieder von KISA und ihre Anteile 
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Verbandes Kommunaler Unternehmen (VKU) 
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Anlage 4 
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des Verbandes kommunaler Unternehmen 2015 





Zahlen, Daten, Fal<ten 2015 

V)IU 
VE~BMW KOMMUNAlfR 
UUHRNEHMEN e.V. 

DIE HOMMUNAlEtl }B 
UNTERNEHMEN I 



DIE WICHTIGSTEN DATEN IM ÜBERBLlCJ( 

Investitionen In Ml0. EUfO 

Umsatzerlöse In Mlo. Euro 
(Inkl. Handelsmengen) 

Beschäftigte 

9.141 

115.121 

245.765 

-_.------------------- -----
MitglIederzahl VKU 
Stand 31.12,2014 1.428 

AUSG EWÄH LTE STRU I(TU RDATEN 

Stromversorgung 

Gasversorgung 

Wärmeversorgung 

Wasserversorgung 

Abwasserentsorgung 

Breitband 

Zähler 
In 1>110. 

26,1 

10,2 

0,5 

12,3 

länge des 
le!tungsnetzes 

In 1.000 km 

699 

328 

21 

335 

122 

72 

ANZAHL DER MITGLIEDSUNTERNEHMEN 
NACH RECHTSFORMEN 

Stand 12 2014 

Insgesamt: 

1.428 
EIgenbetrieb: 300 J Zweckverbände sowie 
Wasser- und Bodenverbände: 108 I AöR (Anstalt 
des öffentHchen Rechts): 80 J sonstige öffentliche 
OrganIsationsformen: 1171 AG: 611 GmbH: 7071 
sonstige Gesellschaften: 55 

INVESTITIONEN EINZELNER BETRIEBSZWEIGE 

In /.110. Euro 

500 1.000 1.500 2.000 2.500 3.000 

Strom 

Gas 

Wärme 

Wasser 

Abwasser 

Abfall 

Breitband 

Verkehr 

Sonstiges 



ABGABE ALLER VI<U-MITGLIEDER AN ENERGIE UND 
WASSER BZW. ENTSORGTE MENGEN ABWASSER NACH BUNDESLÄNDERN' 

SAARLAND 
StlOm: 3.89~ 
Gas: 6.961 

Warme: 901 
Wasser: 43 

Abwasser: 197 

HAH8lJRG . 
Strom: 12.315 '. 

Gas: 0 
Wärme: 53 
Wasser: 110 
Abwasser: 0 

HOR DRH EIN -WESTFALEN 
SllI)m: 50.635 
Gas: 107.185 

Wärme: 12.519 
Wmer: 1.113 

Abwasser: 1.402 

RHEINLAND-
PFALZ 

Strom: 9.492 
Gas: 19.116 

Warme: 1.540 
Wasser: 156 

Abwasser: 67 

SCH1ESWIG-1I0tSTElIl 
Strom: 5.113 
635: 13.91,1 

Wärme: 3.421 
Waner: 87 

Abwasser: 92 

NlEDERSJ\CHSENI 
BREMEN 

Strom: 33.726 
Gas: 80.832 
W~rme: 6.135 
Wösser: 355 

Abwasset: 248 

ME(KLEHIIUllCi­
VORPOMMERH 
Strom: 4.784 
Gas: 7.476 

Wärme: 2.221 
Wasser: 25 

Abwasser: 12 

5A{HSEH­
AHHALT 

Strom: 4.173 
Gas! 11.908 

W·arme: 2.740 
Wasser: 105 
Abwasser: 55 

HESSEIi 
Strom: 20.585 
Gas: 40.924 

vrarme: 4.732 
Wasser: 359 

Abwasser: 243 

THURltHiEH 
St/om: 8.372 
Gas: 11.229 

Wärme: 2.331 
Wasser: 39 

BADEN­
WURTUMBERG 
Strom: 22.246 
Gas: 135.518 
Wärme: 6.317 
Wasser: 533 

AbwassEr: 155 

Abwasse/: 30 

BAYERN 
Slrom: 53.624 
GH: 71.349 

Wärme: 9.994 
Wasser: 371 

Abwasser: 319 

BRAHOEHIIURG 
Slrom: 2.850 

Gas: 6.194 
Warme: 2.507 

Wasser: 44 
Abwasser: 44 

BERUH" 
Strom: 155 

Gas; 40.694 
Wärme: 4119 
Wasser: 193 

Abwasser: 220 

5ACIISEH 
Strom: 7.516 
Gas: 19.379 

Wilrme: 5.495 
Wasser: 164 
AbwaSSEr: 76 

• 2uordnung der Menge 
nach Hauplsllz dH 
Unternehmens 

" Entnahmemenge 

~ Strom, Gas und Wärme In Mio. kWh U 

- Strom und Gas: ausschlleßllch Netzmengen 
- Wasser und Abwasser In 1-110. m1 

Beitrag der Mitgliedsunternehmen zur 
Energie- und Wasserversorgung bzw. 
Abwasserentsorgung In Deutschland 

• 

Strom: 
VKU Insgesamt: 240.019 
DU. Insgesamt; 1i65.016 
Quelle: Stat.Bundesamt, 
Stand 2013 

Gas: 
VKU Insgesamt; 572.704 
DU. Insgesamt: 930.687 
Quelle: Stal,Bundesamt, 
Stand 2013 

Wärme: 
VKU Insgesamt: 61.395 
DU. Insgesamt; 89.1i63 
Quelle: AGFW, 
Stand 2013 

Wasser; 
VKU Insgesamt: 3,698 
Oll, Insgesamt: Ii,SOO 
Quelle: Stat.Bundesamt, 
Stand 2010 

Abwasser: 
VKU Insgesamt: 3,159 
DU. Insgesamt: 9.9B8 
Quelle: Stat.BundfSamt. 
Stand 2010 



UMSATZERLÖSE 

Umsatzerlöse gesamt In Mlo. Euro: 

115.121 
Nach BetriebszweIgen In Mio. Euro ,,% 
Strom" 53.178 46,2 

---
Gas' 28.183 24,5 
---------- _._-~---- -.--------
Wärme 4.566 4,0 

Wasser 5.907 
----- - ------ ----
Abwasser 4.276 

Abfall 9.258 

Breitband 

Verkehr 

Sonstiges 

'Inkl. Handel 

ZAHL DER BESCHÄFTIGTEN 

BesChäftigte gesamt: 

245.765 
Hadi Betrlebuwelgen 

644 

1.363 

7.746 

Anzahl 

5,1 
--

3,7 

8,0 

0,6 

1,2 

6,7 

,,% 
Strom 64.427 26,2 

Wärme 

Wasser 

Abwasser 

Abfall 

Breitband 

Verkehr 

Sonstige 

Auszublldende 

36.192 

8.621 

27.053 

15.969 

65.080 

14,7 

3,5 

8,6 

6,5 

26,5 

1.139 0,4 

7.174 2,9 

11.075 

9.035 

7,0 

3,7 

SPARTENVERTEILUNG NACH BUNDESLÄNDERN 

Zahl der MltglJedsunternehmen: 

MUhl ,,, ---- --- _._-------
Bundesland 

Baden-W. 

U,t!r' 
Nhm.n 

190 

St,om 

105 97 92 116 22 48 17 
---------_._--

Bayern 202 123 84 79 118 33 56 20 
---

Beflln 8 o 

Brandenburg 49 25 26 28 19 13 13 1 
---- -----

Bremen 3 0 0 o o 1 3 0 

Hamburg 3 o o 

Hessen 134 49 42 65 36 50 6 

Meck.-Vorp. 311 23 23 25 17 
--_._------~_._------------

NIedersachsen 129 63 56 52 70 28 45 6 

NRW 329 141 134 104 166 
._._--~--

Rhelnland-Pfalz 80 40 33 24 47 
- --- -- -------
Saarland 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Schleswlg-Hst. 

12 

53 

76 

17 

31 

28 

38 

16 

30 

28 

40 

9 

11 

26 

37 

20 

19 

24 

40 

69 118 10 

26 25 

9 

12 8 o 

11 11 

2! 22 L 

ThUrlngen 51 36 31 27 11 9 0 

Insgesamt' 1.4287 72.7 ';~--C:j;8-:J34-2891,rr--;,-

'lnkl. Auslandsmllglieder Stand: 31.12.2014 



) ENERGIE 
Die KOMMUNALEN UNTERNEHMEN erzeugen 

70 Mlillarden Kilowattstunden Strom pro Jahr. Außerdem 

bewIrtschaften sie rund 40 Prozent der VerteIlnetze In 

Deutschland. Das entspricht 699.000 1<!lometern­

damit könnte man über 17-mal um dIe Erde kommen. 

} WASSER/ABWASSER 
DIe KOMMUNALEN UNTERNEHMEN liefern täglich 125 liter 

Trinkwasser pro Bürger. Sie betreiben ein Kanalnetz von 

122.000 1<lIometern - das entspricht fast 10-mal der 
länge der deutschen Autobahnen, Der Amchlussgrad In 
der Trinkwasserversorgung beträgt Uber 99 Prozent. 

} ABFAllWIRTSCHAFT UND STADTREINIGUNG 

o 
Die I<OMMUNAlEN UNTERNEHMEN entsorgen Jeden Tag 

31.500 Tonnen Abfall- das entspricht dem Gewicht 
des Berliner Fernsehturms. Mit 65 Prozent hat Deutsch­

land die höchste RecyclIngquote unter den Mitgliedsstaa­
ten der Europäischen Union. 
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KOMMUNALER MEHRWERT: 
DER STEUEREFFEKT 

Oie kommunalen Unternehmen in Deutschland haben 

23,7 Milliarden Euro Steuern 
generiert. Das ist so viel, wie die Bundesregierung 2016 

insgesamt in den Verkehr und in die digitale Infrastruktur --_ ... -
investieren will, oder so viel, wie die DAX-I(onzerne 2014 

insgesamt an Steuern gezahlt haben. 

KOMMUNALER MEHRWERT: 
DER BESCHÄFTIGUNGSEFFEI<T 

Oie kommunalen Unternehmen schaffen 

Beschäftigung für rund 

690.000 Menschen 
in Deutschland. Das sind mehr Beschäftigte: als 
deutschlandweit in d~r Informatiohstechnologie 

KOMMUNALER MEHRWERT: 
EINKOMM ENSEFFEKT 

arbeiten. 

Oie kommunalen Unternehmen in Deutschland waren 2012 für 

16,7 Milliarden Euro Einlmmmen 
verantwortlich. Damit I<önnten 
iWPiiUi.l'ä' we rd e n. 

rund 4BO.000 Kitas 
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VORWORT 
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PRÄSIDENT 

VKU 

KATHERINA REICHE 
HAUPTG ESCHÄFTSFUHRERIN 

VKU 

Liebe Leserinnen 
und Leser, 

die heutige Welt Ist von IndividualIsierung, 

Pluralisierung und steigender Anpassungs­

geschwIndigkeit geprägt. HInzu kommt oln 

enormer teChniScher Wandel, der sich vor 

allem in der Oigltalislerung von Wirtschaft 

und Gesellschaft niederschlligt. Gernde In 

diesen Zelten braucht es Akteure, die die­

sen Wandel annehmen, Ihn aktiv mltge­

-;talten und gleichzeitig ror Best~ndigkelt 

und Verlässlichkeit stehen. Diese Fi!:hlgkel­

ten vNelnen die kommunalen Unterneh­

men in sich. In engem Schulterschlu$s mit 

Ihren kommunalen Elgentilmern stellen sie 

sich den Herausforderungen der modernen 

Welt und stehen f'o.Ir die Bürger, die Gesell­

schaft und die Wiruchafuunternehmen 

gleichzeitig fU r (Versorgun gs-)Slcherhelt. 

Die QU,Jlltät und Vielfalt kommunoller 

Infr,J-;trukturdienstlelstungen beruht auf 

unseren dezentTillen, demokTiltisch legiti­

mlNten Strukturen und unserer Jahr­

hundertelangen Erf,Jhrung. Eine konstante 
und nachhaltige tei-;tungserbrlngung vor 

Ort ist die notwendige Voraussetzung ruf 

gleichwertige Lebensbedingungen, Teilha­

be und Zusammenhalt. Dieses moderne 

Verst3ndnis von Daseinsvorsorge zeigt, 

dass kommunale Unternehmen notwendi­

ger sind denn Je. 

DIe Ressourcen unseres Planeten sind 

endlich. OIe globale Verknappurtg der Roh­

stoffe und dIe Folgen der Erderw~rmurtg 

zeigen, dass dIe Vermeidung von Abf.;lllen 
oder Emissionen sowohl aus ökonomischer 

als auch aus ökologischer Perspektive sinn­

voll Ist. BUrgerinnen und Bürger haben ein 

-;tarkes Interesse am verantwortungsvollen 

Umgang mit Abfallen, die mehr und mehr 

zu Rohstoffen werdert. Abfilll, der gar nicht 

erst entsteht, i-;t Immer noch der beste 

Abf~lI. So benennt auch die europäische 

AbfallrahmenrichtHnie das PrinzIp der 

Vermeidung als oberstes Gebot. O<lmlt ver­
bunden Ist konseCjuenterwelse die Etablie­

rung einer echten Kreislaufwirtschaft, dIe 

oin Produkt Obor seinen gesamten 

teben:;zyklus betrachtet. Das erfordert so­

wohl das Uberdenken von ProduktIonspro­
zessen als auch eine Ver~nderung Im Be­

wusstsein und Verhalten der Verbr.wcher 

bzw. Konsumenten. Und dcmnoch Ist Abfall 

kein gewöhnliches WIrtschaftsgut, bel dem 

eingespIelte Mechanismen von Angebot 

und Nachfrage ohne Weiteres greifen. Dar­

um stellt dIe kommunale Abfallwirtschaft In 

Deutschland ein umfassendes Angobot be­

reit, das qualitatIve Dienstleistungen und 

umzubauon, ohne dabei die Versorgungssi­

chorhelt zu gefJhrden. Eine SchlUsselrolle 

bel dieser Mammutaufgabe spielen unsere 
kommunalen Energieversorger aufgrund 

des großen Potenzials dezentraler und re­

generativer Erzeugung und EInspeisung. 

Seit der tlbernUslerung der Energie­

märkte Mitte/Ende der 199Der-Jahre und 

seit Beginn der EnergIewende Anfang 2000 

haben es die kommunalen Versorger in 

dIesem schwierigen Umfeld geschafft, sich 

durch eInen SchUb an Effizienz, nachhaltige 

VORWORT 

nen. WIr sInd überzeugt, dass die kommu­

nalen Unternehmen In Ihrer Tradition aus 

Kontinuität und Wandel In der L<lge sind, 
den Prozess mltzugestalten. 

Kommunale Unternehmen sind das 

ROckerat eines geordneten eesel1schaftIi­

ehen und wlrtschaftnchen tebens. Ährtllch 

wie im menschl1chen I(örper, wenn <llles in 

Ordnung Ist, nimmt man es aber eher seI­

ten wahr. Doch wehe, wenn es Ihm schlecht 

geht. Dann läuft der ganze Kllrper pltitzl!ch 
nicht mehr rund. 

ökologlscho Nachhaltigkelt preiswürdig I Ausrichtung und Qua!1t<1tsbewusstieln so- Kommunalwirtschaft steht einerseits rur 

garantiert. wie KundenorIentierung zu beh<lupten. Kontinuität und Sicherheit. Kommunalwlrt-

Beim Ressourcenschutz muss das Wasser 

<In oberster Stelle stehen. Wasser l-;t unser 

Eine Hlnwendung zu Intelligenten Netten 

und dezentr.Jler Erzeugung eröffnet welter-

schaft steht <lber ebenso fOrWelterentwlck­

lung, Wandelbarkeit und Ver:inderung:;-

wichtigstes LebensmIttel. Es wird zu Recht I hin croße Chancen fIlr die kommun~len I fahigkeit. Oie gem<lchten Ausführungen 
im EU-Umweltrecht ~Is ererbtes Gut be- Versorger. D~fIlr müssen die Welchen In den zeIgen: Kommunalwirtschaft Ist modern. 

schrieben und explizit nicht als Handels- n:ichstcn Jahren richtIg gestellt werden. 

ware. Die Blirgerlnnen und BOrger, die Un­

ternehmen, Tourismus oder Landwirtschaft 

sind darnuf angewiesen. t:lglich mit fri­

schem Wasser höch-;ter Quallt3t versorgt zu 

werden. Auch hier crftllten die kommuna­

len Unternehmen eine bedeutende Aufga­

be Im Rahmen der DaseInsvorsorge, wenn 

es um die Versorgune mit hochwertIgem 
Trlnkw~sser und um dIe sichere Beseitigung 

von Abwässern geht. Doch sie benötigen 

Unterstützung 1m Sinne der Umsetzung des 

Vorsorge- und Verursacherprinzips. Ähnllch 

wie bel der KrelslaufwJrtschaft oder der 

Energiewende bedarf es der An-;trengung 

aller, dIffuse Stoffelnträge, Nitratelntr3ge, 

Arzneimittelrückstände etc. zu minimieren. 

Nur so können kommunale Unternehmen 

die Trinkwasserver- und Abwasserentsor­

gung kostendeckend und zu angemessenen 

Entgelten ftlr dll.' Bürgerinnen und BOrger 

sicherstellen. 

Zu den großen gesellschaftlichen Themen 

gehört auch die Energiewende. Sie l-;t nach 

wie vor das größte Vorhaben, dem steh un­

sere Mitgliedsunternehmen, aber auch die 

Wirtschaft und dIe Gesellschaft <115 Ganzes 

stellen mUssen. Wir stehen dabei vor der 
Aufgabe, unsere WIrtschaft In RIchtung 

Nachh<lltlgkelt und Umweltverträglichkeit 

Hier erwarten wir von der BundesregIerung 

VerlässlichkeIt und einen kl<lren Hand­

lungsrahmen, der über d<ls Jahr ZOlT hIn­

ausreicht. Denn wir wollen eine Infrastruk­

tur bereitstellen, die unseren langfristigen 

Ansprüchen an Umweltschutz und Versor­

gu ngsslcherhelt entspricht. 
lassen Sie uns <!.ber <luch kurz einen 

Ausbl1ck wagen: Oie n<lchste große gesamt­

gesellschaftliche Aufgabe heIßt DIglt<llisle­

rung. Oie Dlgltallslerung Ist keine Welle, die 
einfach Obor uns hinwegschwappt. Sie ist 

eIn Prozess, der die geS<lmte Gesellschaft 

und das geS<lmte wIrtschaftliche teben er­

f,Js-;t und fundamental verändert und wei­

terhin verändern wird. Es wird digitalisiert, 

was dlgltaHsiert werden kann. Auch damit 

werden sich die kommun~len Unterneh­
men gleich welchen Sektors oder welcher 

Größll In den nSCh-;ten l<1hren auseInan­

dersetzen müssen. VIele Vertreter kommu­

naler Unternehmen nutzen die Chancen der 

dIgItalen Herausforderung bereits aktIv. 
Ebenso viele sind Im BereIch des BreIt­

bandausbaus aktIv. Sei es bei der Verlegung 

von Leerrohren über die Verlegung und den 

Betrieb von Glasfaserkabeln bIs hIn zum 

Angebot von eIgenen Internet- und TV­
DIenstleistungen. Es besteht aber sicherlich 

in der BreIte noch PotenzIal auf allen Ebe-

Sie bewältigt tagtäglich dIesen Spagat aus 

Kontlnultlt und FortschrItt. indem sie vor Ort 

filr dIe Menschen da ist. Und d<lftlr wird sIe 

von den Menschen geschätzt und unterstützt, 

Kommunale Unternehmen stimmen 

wirtsChaftlichen Erfolg, Nachhaltigkelt und 

soziale Verantwortung gleIchberechtigt 

aufeInander ab. SIe engagieren sich In ih­

ren Stldten und Gemeinden für soziale 
oder kulturelle Projekte, fördern S'l1dung, 

Sport und lOsen Probleme vor Ort. Darin 

liegt eindeutIg der MehlWert kommunaler 

DIenstleistungen. Damit es diesen Mehr­

wertln den Kommunen auch In derZukunft 

gibt, sollten die Entscheldungsträeer auf 

allen politischen Ebenen stets die Belange 

kommunaler Unternehmen im Bilck haben 

- dafür setzt sich der VKU mit seIner ganzen 

Kraft eIn. 

Oie vlelf31tigen Themen der kommu­

n~len Unternehmen und des VKU als Splt­

zenverband der kommunalen Wirtschaft 

finden SIe auf den nächsten Selt~n. Wir 
wUnschen ihnen eine Interessante lektüre! 

2~ tiknÄi> a,a:; 
Ivo Gönner Katherlna Reiche 
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KOMMUNALE UNTERNEHMEN -
IN FRASTRU I{TU RD I ENSTLEISTER 
MIT HOHEM MEHRWERT 

Frau Reiche, Sie sind noch nicht einmal Regionen und ermöglicht den Betrieb von 

seit 100 Tagen neue Hauptgeschäfts- öffentlichem Personennahverkehr, Kitas 

führerin des Verbands. Sind Sie bereits und modernen Schulgeb:iuden. Das wissen 

voll und glIn:t angekommen in der Kom- Kommunalporitik(lr vor Ort. Das w'lssen 

munalwirtschaft? diese ,lUch zu sch<itzen. Hne meiner Auf­

Ja, sehr gut. Denn sowohl das chrenJmt gaben Ist (lS, den Mehrwert, d(ln unst>re 
als auch unsere MitMbeiterlnnen und 

Mitarbeiter leIsten unter hoher ArbeIts­

Intensität elnC' hervorragende Arbeit, von 

der Ich profitieren konnte. Neu sind 
mir die Belange der Kommuniliwirtschaft 

jedoch nIcht. Bereits als Parlamentarisch e 

St~atssekretärln In der Bundesregierung 

habe Ich mich seit vielen Jahren mit Fra­

gen der Energle-, I<llma- und UmwC'It­

politik, der Nachhaltigkelt, der Ressour­

cen- und WassC'rwlrtschaft beSchäftigt. 

Alles Themen, die Kommunen und unsC're 

MitglIedsunternehmen bewegen. Viele 

pC',.."önnche Gespr<!che mit den Vorstän­

den unserer MItgliedsunternehmen haben 

mir geholfen, die gesamte Bandbreite dC's 

Könnens und des Engagements der Un­

ternehmen kennenzulernen. Mir geht es 

darum, den besonderen Illteressell der 

kommunJlen Wirtschaft noch besser Ge­
hör zu verschaffen. 

Was kann man unter den .. besonderen 
Interessen der kommun,lIen W;mchaft~ 

verstehen? 

Kommunale lJnternehmell unterschC'lden 

sich nicht nur durch ihre Eigentümerstruk­
tur von prlv.ltwlrtsch.lftllchen UnternC'h­

men, sondern auch In der grundlegenden 

Unternehmensphilosophie. Statt Maxi­

malislerung der RendltC' z:lhlt für unsere 

Mitglieder vorrangIg das Gemeinwohl. Ein 

GrOßteil der Gewinne, den unsere Mit­

glieder ~rwlrtschaften, flIeßtzurllck In die 

UnternC'hmen In Ihrer Kommune, In Ihrer 

HelmatrC'glon schaffC'n, künftIg noch pro­
mlnC'nter In das Bewusstsein der Bundes­

und Ellropapolltik zu rücken. 

Wie woll en Sie das tun? 

Wir müssC'n über das sprechen, was kom­

munale Unternehmen tagt:lg)!ch für die 

BUrgerinnen und Bürger oder fUr Indust­

riekunden leisten. Wir sind Unterstiltzer 
und Problemlöser für die Politik, nicht Ver­

ursacher. Sei es bel d(lr Bew:lltlgung der 

Energiewende vor Ort. bei der Wasser­

versorgung oder beim Recycflng. Wir mUs­

sen jedoch auch offen Ober Rahmenbedin­

gungen sprechen, die unsere UntC'rnehmen 

!)rauchen, um verl~sslicher Partner vor Ort 

zu sein. Unsere Welt wird von verschlC'de­

nen Trends gepr<!gt, die auch vor kommu­

nalen lJnternehmen In Oeutschland nicht 

haltmachen. An vorderster Stelle der 

technologische Wandel, der sich unter 

anderem in der Digitalisierung von Wirt­
SChaft und Gesellschaft nlederschl~gt. Hier 

br~ucht es die kommunale Wirtschaft, da 

sie sich diesesWandelsannimmt, Ihn aktIv 

gestaltC't und gleichzeitig filr Vertrauen 
und VerlJsslichkeltsteht. 

Ven:eihen Sie, aber das klingt zunächst 

nach einem Widerspruch. 

Ganz und gar nicht. In engem Schulter­

schluss mit Ihren kommunalen EIgen­

tilmern stellen sich kommunale Unterneh-

men den Herausforderungen der modernen 

Welt. Gleichzeitig schaffen sie das Funda­

mC'nt, auf dem jeder Wandel gebaut Ist: 

(Versorgungs-)S1cherheit. Ohne e'me ver­

läSsliche, InteHJgente EnC'rgleversorgullg 

gibt eS dell Wirtschaftsstandort Deutsch­

land nicht. Ohne eille lelstungsr.lhige 

Wasser- und Abwasserwlrtschaft g<lbe es 
niCht die gewohnte lebensquaUtiit einer 

gesicherten Versorgung mit bestem Trink­

wasser. Ohne eine schnelle Breitband­

versorgung wird es keine Dlgltallslerung 
von Wirtschaft und Gesellschaft geben. 

Auch das öffelltJIche stadtbild sähe ohne 
ver!<lssllche Abfallentsorgung und Stadt;­

relnigllng sicher anders aus. 

lJnsere MltgJiedsuntemehmen sind zen­

trale Infrastrukturdlenstlelster. Sie ermög­

lichen ein attraktlves leben In Kommunen 

und Regionen. S'le sind Grundvoraus­

setzung rur viele Wlrtschilftstiltigkelten. 

Oie kommunalen lJnternehmen halten 

Deutschland am laufen. Dazu kommt: SIe 

sind lokal vC'rankert und demokratisch 

legitimiert. 

Was sind weitere Trends und Veränderun­

gen, die kommunale Unternehmen 1n 

Zukunft betreffen? 
Nachhaltigkelt, Ressourcenschutz und De­

karbonislerung - diese drei Schlagworte 

verkörpern einen Wandel, der für unsere 

MItglIedsunternehmen zwar nicht ganz 
neu Ist, der aber Immt>r wieder unter ver­

(lnderten Bedingungen definiert und um­

g(lsetzt w(lrden muss. Nachhaltlgkelt Wird 

In unS(lren Kommunen konkret gelebt. 

$eltjeher Ist es oberstes Gebot kommuna­

ler lJnt(lrnehmen, dau(lrhaft zuver!<!sslge 

(Infra-l~trukturen zu schaffen. Nachhal-

tlgkelt wird dabei als sozialer, ökologischer 

und ökonomischer Dreiklang veTStandC'n, 

dessen sich die kommunalen Unterneh­
men aufgrund ihrer lokalen und regiona­

len Verwurzelung sehr bewusst sind. 

Wie nachhaltig kommunale lJnterneh­

men agieren, zeIgt sich aktuell beim 

Wasserschutz. Beim Fracking zum Beispiel 
fordern un:rere Mltgl1eder und wir den un­

bedlngtC'n Schutz der Trinkwasserressour­

cen. Es darf kein Privileg unserer Zelt sein, 

Wasser aus der Leitung trinken zu können. 

Zunc-hmend Sorge bereiten uns steigende 

Nitrateinträge. die durch hochIntensIve 

landwIrtschaft verursacht werden. Der 

VI(U fordert hier C'lne nachhaltige, auf 

zukllnftlge Generationen ausgerichtete 

Gesetzgebung. AUe gesetzlichen Vorhaben 

mllssen dem TrInkwasserschutz dienen. 

Auch der Ressourcenschutz steht ganz 
o!)en auf dpr Agend3_ Die Abfallwirtschaft 

hat sich In den letzten lahren von einer 

reinen Abfall- hin zu einer KreIslaufwIrt­
schaft entwickelt. Heute sehen kommu­

nale lJnternehmC'n In den Abninen eine 

wertvolle RessourcC', die es wiederzu­

verwerten oder zu recyceln gilt. Gleichzei­

tig wer!)en wir gemC'ir'!sam mit unseren 

Unternehmen fUr Abfallvermeidung, denn 

~der !)este Abfall ist der, der erst gar nicht 

entsteht". Mit Ihren Abf;:llivermeidungs­

programmen leisten unsere Mltgl1eds-

rtDie kommunalen 
Unternehmen 

halten Deutschland 

am Laufen. Dazu 
kommt: Sie sind 

lokal verankert 

und demokratisch 

legitimiert. " 

unternehmC'n enorme Arbeit bel der 

Aufklärung und Senslb1!1slerung dc-r Bllr­

gerinnen und Bllrger. 

Schließlich die Dekarbonislerung. Unse­
re kommunalen Unternehmer! $lr!d Partner 

der Energiewende. Auf dem G7-Glpfel Im 

Sommer dieses Jahres haben die RegIe­

rungschefs unter deutscher Pr:lsldentschaft 
die Oekarbonlslerung der Energlewlrt­

sCh.lft In diesem J;Jhrhundert beschlossen. 

Damit wurde auf höchster politischer 

Ebene nochmals bekräftigt, dass der Weg 

einer konsequenten Reduktion von Koh­

lendioxId In allen WIrtschaftsbereichen 

fortgesetzt werden soll. Oeutschland ist 

ein wC'sent!1cher TreibN dieser Entwlck-
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lung, die eine TrilnsformatJon unseres ge­

samten WlrtsChafts- und Energiesystems 
bedeutet. Oie Energ,eversorgung wird Im­

mer dezentraler. GleichzeitIg stC'igen diC' 

Anforderullgen an die Vertellnetzbetrei­
ber, dIe Stromversorgung stets sicher zu 

gewllhr!elsten. 

Hilben sich die Stadtwerke schon auf 

diesen Weg gemacht? 

Ja, denn Dezentralltät der Energieversor­

gung Ist el 11 Markenkern kommunaler lJn­

ternehmen. 

Kommul1aJe lJnternehmen illvestleren 

stark In die ernC'uerbaren EnergIen. ON 

Anteil an der Installierten leistung kom­

munaler Unternehmen konnte von 13,$ 

Prozent 1m Jahr 2013 auf 1S,6 Prozent Im 
Jahr 201(0 gesteigert werden. Und die kom­

munale I(raft-Wärme-Kopplung (KWK) Ist 
eine KlImaschuutechnotogle. Das macht 

klar; Oie kommunalen Unternehmen h;:l­

ben sich schon lange auf den Weg zum 

Umbau dC's Enerr:lesystems gemacht. Auch 
wenn der Weg holprig ist. 

Benötigen Stadtwerke mehr Unterstüt­

:tung durch die Politik? 
Unsere Baustellen sind zahlreicher als uns 

11C'!) 1st. Sie reichen von A wie Anreizregu­

lIerung: Uber S wie Stromm~rktdes'lgn bis Z 

wie Intelligente Z~hler. 
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Der VKlJ hat die Diskussion Immer ganz­

heltl!eh geführt und mit dem dezentralen 

te',stungsmJrkt e'men In der Fachwelt an­

erkannten Vorschlag für ein EnergIemarkt­

design vorg('l('gt, d('r die wesentllch('n 

Krlterien ('rfilllt: wettb('werbllche Ausge­

staltung, europarechtskonform und Erhalt 

d('rVersorgungsslcherhelt. Doch die Politik 

hat diesen Vorschlag n!eht aufg('griffen. 

Sie hatte nicht den Mut, C"I!'!C'n großen Wurf 

zu machC'n und diesen dann auch g('gNl­

über dC'( Gesellschaft zu v('rtret('n. Was wir 

stattdC'ssen beobachten, Ist StUckWHk. 

Die Energlewend(' wurde auf C'lne Strom­

wende reduziert. Stadtwerke, dIe in hoch­

effiziente konventionelle Erzeugungska­

pazitilten und I<WK Investierten, kllnnen 

nicht die erwarteten und fUr den B('trleb 

der Anlagen notwendigen Erlöse ('rzlC'l('n. 

Und vor allem: Auch In Zukunft werden wir 

geslchert(', konv('ntlonelle Leistung benö­

tigen, dil Versorgungssicherh('lt etwas ist, 

was ernC'uerbare EnergiC' nIcht allC'in 1lC'­

fern kann. Dabei stC'hen die kommunalen 

lJnternehmen mit der hoch effizienten KWK 

und ihren InvestltionC'n In erneuerbare 

En('rgien für die Energle- und insbesonde­

re Warmewende. 

Effizienz Ist das Stichwort fÜr dIe KWI<, 

die Ich noch herausgreIfen möchte. Oie 

Stadtwerke leisten mit der KWK eInen we­

sentliChen B('itRlg zur W:;rmewend(' und 

zum !<IImaschuU, di(' CO,-Vermeidungs­

potenziale sInd enorm. D('shalb wollen wIr 

rur den Kllmaschuu nicht von d('m ambiti­

onierten Ziel abrllcken und besteh('n bel 

der Novene des KWKG w('iter auf dem Aus­

baui,('1 von 25 Prozent bezogen auf die ge­

samte Stromerzeugung sowie einer zeIt­

lichen Streckung bis 2025. 
Im N('tzbNelch brauchen wir lJnter­

~Wtzung für Zukunftslnv('stltionen, denn 

mit der En('f{;lew('nd(' nimmt auch dl(' B('­

deutung der Vert('ilnetzbetrelber deutlich 

zu. Es gilt oi(' Formel: OIe Ent'rgiewend(' 

finoet in den Vertelilletz('n und IIberwle­

gend auf dem Lande statt, dort, wo 

die vorwiegend dezentral('n regenerativ('n 

Erzeugungsanjagen sind. Dazu muss die 

Anreizregullerung !hr('m Namen gerecht 
werden und tat5l!chlkh Anrelz(' !Ur den 

Intelligenten Neuausbau schaffen. Saeh­

gerechtco Vorsehl:!ge zur Reform dcor An­

reiz regulierung )i('g('n s('ltens der Bun­

desl:lnd('r auf dem TIsch, nun muss die 

BundespolItik dIese ('ndlkh aufgr('!fen. 

Vergessen werden In der Diskussion oft 
die PotenZiale der Energi('cfflzlcnz. Kom­

munale Energieversorger kllnn('n ihr('n Bei­

trag leht('n, wenn ein Level-Playlng-Fleld 

geschaffen wird. S',e woll('n wie ~lIe Markt­

te!lnehmer vom wachsend('n EDL-Markt 

partIzipieren können und Geschäftsmodelle 

aus- und aufbauen. 

Das heIßt, di(' Energiethemen der I('!z­

ten zwcoi Jahre werden uns auch in der Zu­

kunft besch:lftigen. 

Neue MarktmodelJe erhofft sich die kom­

munale Wirtschaft auch von der Digita­

lisierung, Wie kannen diese künftig aus­
sehen? 

OIe Digitatislerung bietet große Potenziale. 

Im Transport, Im Strom- und Gashandel, 

bel der Netzreguflerung, der O('zentransie­

rung der Energleanlag('n oder beIm direk­

ten Kontakt zwischen Verbraucher und 

Stadtwerk sind die Chilnc('n der Digitil]i­

slerung unUb('rsehbar. Die zunehmende 

dez('ntral(' EInspeisung elners('lts und das 

notw('ndlge lastmanag('ment andererseits 

s'lI1d ohne le'lstungsf:lhlg(' IT-System(' gar 

nicht zu b('willtigen. Mit d('m GescoU zur 

Dlgitalisl('rung der En('rgiew('nde soll es in 

Zukunft eine Vlelzahllnt('l1!gentet Messg('­

rate und Zähler im Netz v('rteilt geben. 

B('i d('r Politik werd('n wir dafür strel­

t('n, dass Stadtwerke und ihre Netzgesell­

schaften die ideillen Partner sind, um dl(' 

Marktrolle des grundzuständigen Mess­

stellenb('trelbers auszufUllen. Si(' v('rfllgPll 
nach vielen Jahren der Entflechtung so­

Wohl Ob('r das nötlg(' prozessuale I<now­

how, um Daten diskrIminierungsfreI zur 

Verfllgung zu st('lI('n, als auch Uber das 

notw('nd'lge Vertrau('n bel der Bevölke­

rung, mit sensIblen I(undendat('n verant­

wortungwo1! und sicher umzugehen. 

Aber kannen nicht Unternehm('n der 
IT-Branche viel besser mlt den Themen 

Big Dllt:I und Co. umgehen? 

lJnumstrltten Ist: IT-System(' werden kom­

plexer. IT-Slcherhelt gewinnt damit an 

Bed('utung. Datensich('rheit und Versor­

gungssicherheit müssen Immer an erster 
Stel!~ stehen. Deshalb sollten wlrW('rt da­

rauf I('gen. dass die Datrn der Bürger in 
kommunal('n H~nd('n bl('iben. Da gehören 

sie hin, Und das erwart('n auch dIe Bllrger 
von der Polltik. 

Keine Digitalisierung ohne schnelles 

Internet. Was leisten die kommunalen 
Unternehmen hier? 

Eine leistungsfähige Breitbandversorgung 

ist zentraler Standortfaktor bei der An­

siC'dlung von Unternehmen und Privatper­

sonen. Im Rahmen der Daselnsvorsorg(' 

übernehmen Immer mehr kommunale Un­

ternehm('n Verantwortung fUr Ihre Region 

und bauen lelstungsr.1hige Glasfaserinfra­

struktur aus. Aktuell sind rund 140 kom­

munale lJnt('rnehm('n im Breitbandausbau 

aktiv, w('lt('re pliln('n den Einstieg. lJnd 

dabei werden beeirldruckende Summ('n 

Investl('rt: 2014 rund SOO Milllon~n Euro 

und bis 201B folg~n weItere 1,7 Milliarden 

Euro. Derzeit werden damit 5,7 MI1I1onen 

Kunden versorgt und bis 2018 werden es 

rund 6,3 Millionen sein. 

Kommunal(' Unternehmen engagl<'ren 

sich auch dort, wo sich ein Ausbau fUr rein 

prlvatwlrtschaftllche Unternehmen nicht 

lohnt. Trotzdem dürfen unsere Mitglieds­

unternehmen nicht bloße LIIckenbilßer 

sein. Sie mllssen dIe Möglichkeit zur MIsch­

kalkulation und zu Skal('neffekten haben. 

Was kann die pontik tun, um Regionen, 

in denen sich nicht einmal der Breit­
hand'-"tlsb1)1J lohnt. :tuch allgemein at­

traktiver zu machen? 

Die Politik muss das Engagement kommu­

naler lJnternehmen starker berücksich­

tigen, fördern und honorieren. Bei d('r 

Breitbandv('rsorgung ist es sogar so, dass 

der Koalitlonsv('rtrag sie als Teil der Da­

selnsvorsorge definIert. Daher freut es 

mich, dass nach einIgem Ringen kommu­

nale lJntern('hmen In der Bundesfllrder­
richtlinie Sreitbandausbau berllckskhtlgt 

werdcn. 

Grunds<itzlich gilt, dass ('5 In Kommu­

n('n k~ln "one slze fits all" gibt. Oie Situa­

tion !n den elnzeln('n Regionen Ist höchst 

unterschiedlich und damit auch Ihre tij­
sung. Entscheldung('n über ('In(' ad<iquate 
Lclstungserbringung ~D1!ten sInnvOller­

weise vor Ort getroffen werd('n. Das gilt 

sicher nicht nur für den Breitbandausbau, 

denn die Stärken kommunaler Unterneh­

men werden an vi('len St('lI('n sichtbar. 

Die Kommun('n ('ntscheiden vor Ort auch, 

wie die Trinkwasserversorgung und Abwas­

serent50rgung zum Wohl der Bürger aus­
gestaltet und org:misi('rtwerden. Was sind 

hier die aktuellen H('rausforderungen? 

Tr'mkwasser ist unser wichtlgst('s lebens­

mitt('!. Die Bllrgerlnnen und Bürger, dl(' 

lJnternehmen, TourIsmus od('r Landwirt­

schaft sind dar,Juf ang('W!es('n, t~gllch mit 

frischem Wass('r hllchster Qualit<it versorgt 

zu werden. Hier erfüllen die kommunal('n 

Unt<'rnehmen eine bedeutende Aufgabe 

Im Rahmen der Daselnworsorge, wenn es 

um di(' Versorgung mit Trlnkwilsser und 

um die Beseitigung von Abw~ssern geht. 

Hohe Qualit~t und Versorgungssicherh('lt 

in beiden BereIchen werden von den 

Bürg('rinnen und Bilrgern als ganz s('lbst­

verstandlIch compfunden. Die kommunale 

OrganisationsfreIheIt steht rur dles(' Qua­

Ilt:lt, Versorgungsslcherh('it und ein gutes 

Pr('ls-lelstungs-Verhältnis. 

Allerdings macht uns d('r umweltpoliti­

sch(' Aspekt derWasserver- und Abwasser­

entsorgung In den I('ttlen Monaten und 

Jahren zunehmend Sorgen. Vor allem an­

gesichts der steigenden Nltratbelastung Ist 

die zukünftige Qualität des Trinkwassers ein 
~ktuel!c5 Thcmil. Ocr kons\!quenten Um­

setzung der Vorsorge- und Verursacher­
prinzipien muss dahN polltisch Vorrang 

gegeben werd('n, um die 1:Ikonomlschen 

und akologlschen Folgen steigender Stoff­

einträge In die G(,W~5serzu begrenzen. 

Aktuell wird st:lrk um die zukünftige 

Ausgestllltung der Abfallsysteme gerun­

&('n, Stichwort Wertstoffgesetz. 5('hen 
Sie fortsChritte auf d('m Weg zu einer 

echten Kreislaufwirtschaft? 

"Jeder Beschäftigte 
in einem kommunalen 

Unternehmen führt 
zu zwei weiteren 
BeSChäftigten in 

Deutschland. 

Jedes Einkommen in 
einem VI<U-Mitglieds­

unternehmen generiert 
etwa ein weiteres 

Einkommen." 

Grundsätzlich w('rden Abfälle zunehm('nd 

als wertvolle Ressource v('(standen, dl(' 

nach der Sammlung mllgllchst wertbrin­

gend wiederverwcondet werden soll. 111 dle­

s('m Zuge wkd das R('cycr,ng felnglledr'lgN, 

Abfa!1ströme differenzierter ausgestaltet 
und auch differenzierter geregelt. Damit 

sind wir beim W('ftstoffges('tz, In der aktu­
ell('n DIskussion seUen wir gemeinsam mIt 

den kommunalen Spitzenverb~nden auf ('1-

nen fairen Kompromiss: die kommunal(' 

Sammelverantwortung rUr die Wert5toff­

tonne. LeidN vertritt d('r Arb('ltsentwurf 

des UmweltmJnisterlums elns('ltig die Inte­

ressen der Systembetr('lber und kann nach 

unser('r Oberzeugung k('in(' Basis für das 

Gcos('Ugebungwerfahren sein. Gute Vorbil­

der für unser MOdell gibt ('s In anderen eu­

ropiilschenländern w'le in Belgien. Mit un­

serem Vorschlag kommen wir zu einer 
echten Krels!aufwlrt5chaft, dIe Im Ubrlgen 

Ja auch von der Europäischen I(ommlsslon 

vorangetrl('ben wird. Zu einer eChten Kr('15-

I<lufwlrtschaft gehBrt mehr, niimllch auch 

ein angemessenes, umweltfreundliches 

Produktdesign. DI('sen Punkt v('rtreten wir 

In SrUss('1 mit großem Nachdruck. 

Sie haben das Stichwort Brüssel genannt 

Wo seh('n Sie die größeren HerausfOrde­
rungen für die Kommunalwirtschaft. in der 
Land(!!;-. Bundes- oder der Europapolltik? 
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wie wichtig eine g('sunde 6ffentllche H':lI1d 

mit starken kommunalen lJnt('rn('hmen 

1st, konnten wir seIt Beginn der Wirt­

schafts- und Flnilnzkrls(' 111 vielen ander('n 

ElJ-Staaten sehen: Der wert verlassllcher 
dezentral('r Strukturen rOckt(' wIeder stark 
In den Fokus. Gerad(' dort, wo es nicht so 

starke kommuna!e Strukturen gab oder 

gibt wie in O('utschland, hat es Staat('n 
hart getroffen. 

Das zeigt: Kommunalwlrtschart ist mo­

dern und wird von den BUrgern unterstüUt. 

MIt Blick auf die Europäisch(' Union ist es 

uns In den lettl('n Jahren gut gelungen, 

unseren Belang('n ausreIChend Raum zu 

v('rschilffen. Das gilt zum BeIspiel für die 

Ausnahme des Wassersektors aus der Kon­

zesslonsr!chtllnie, beztiglich der pragmati­

schen Regelungen In den ('uropäischen 

Rlchtlinlcn über dl(' öffentllche AuftRlgs­

v('teabe oder rur grundsSUlich handhab­

bare Regelungen In d('r EU-Flnanzmarkt­

richtlinie. lJnd ich bin auch bei den 

Fr<'lhandelsabkommen guter DInge. 01(' 

grundges('Ulich verankerte kommuniJl(' 

Selbstverwaltung Ist aber im EuropiJ der 28 

('h('r dIe Ausnilhme. 

Trotz der Herausforderungen blicken Sie 

also optimistisch in die Zukunft? 

Ja, i1bsolut. Ich crw<!hnte uns('( leitmotiv 

"wir halten D('utschland am Laufen". Das 

bedeutet auch, diJSs kommunale UntN­

nehmen sich über das operatlv(' Geschilft 

hinaus vcrantwort!ich für Ihr gesell­

sch~ftJlches lJmf('ld zeig('n. O('utsch­

landwelt leisten kommunale UntNn('h­

men einen M('hrwert für die Gcs('lIschaft 

und die Wirtschaft. Nicht nur ideell, son­
dern VOlkswirtschaftlich. Jedt'r Bcsch~f­

tlgte in einem kommunalen Unterneh­
m('n fUhrt zu zwei w('lteren Beschd(tJgten 

in Deutschland. Jedes ~inkommcn 111 

eInem VI<U-Mltgliedsunternehmen gene­

riert etwa ein weiteres Einkommen. Alle 

politiSChen Ebenen sollten deshalb ein 

starkes Interess(' haben, die Kommunal­

wirtschaft weiter zu unterstützen und zu 

begleiten. 

Fr.lu Reiche, wir danken fLir dlls G('spfJ:ch. 
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REGIONAL UND NACHHALTIG 

O ilSS hier oben mill kein Wind weht, 
kennen wir eigentlich nkht", sagt 
Renko FitUchen, leiter Beschilffung 

beim norddeutschen Unternehmen HAMBURG 

ENERGIE, und lacht. Seit seiner GrUndung 

Im Jahr 2009 produzlcrt das städtlschc 

Unternchmen ausschfießl1ch ökologIsche 

Energie, diC' aus reglonalerl Erzeugungs­

anlilgerl stammt - selbstverständlich frei 

von Kohle- und AtomstrOm. 

Oie AnforderungC'n an Investitionen in 

ernC'ueroilre EnergiC'n sind durch dIe EEG­

Reform 2014 gestiegen, etwa durch dIe 

Pflicht zur Dlrektvermilrktung. HAMBURG 

ENERGIE fUhlt sich durch dIe Entscheidung 

des GC'setzgebers 0C'5t:ltlgt: "Für uns gC'­

hört die Direktvermarktung längst zum 

Tagesgeschäft." Auch viele andC're Stadt­

werke stC'lIen sich der HerauSfordC'fung, 

regcnerativen Strom selbst zu vermarkten -

nicht nur an der BörsC', sondern :wneh­

mend auch dIrekt an dIe Endkunden. Die 

Zubauzilhlen können sich sC'hen Iilssen: In 

dC'r kommunalen Energiewirtschaft warerl 

bereits 2013 Erneuerbare-energlC'n-Anla­

gen in C'lner Größenordnung von über 

1.000 Megawatt im Bau oder Im GenehmI­

gungsverfiIhren. 

Fairer Wettbewerb 
auch für kleine Stadtwerke 

Der VIW bC'gleltetC' die Beratungen zur 

EEG-Novelle frühzeitig und in enger ZUS<lm­
menJrbelt mit dem BundQ$wlrtschafl!;­

ministerium. Bereits Im März 2013 stellte der 

Verband seinen Vorschlag rur ein IntegriNtes 

energiemMktdC'slgn vor, dils br.lnchenwelt 

diskutiert wurde. Für den Verband kommt es 
nicht darauf Jn, möglichst schnell mögliChst 

vIele Anlagen für erneuerbare Enereien zu­

zubauen. NilChhJltigke"it und eine gereChte 

KO$tenverteilung spielen eine übergeordne­

te Rolle. Die vom VKU GefOrderte pmcht zur 

Direktvermarktung wurde dUfCh die EEG­

Reform 2014 bereits umgC'o;ctz\. 

RENKO FITISCHEN 
LEITER BESCHAFFUNG 

HAMBURG ENERGIE 

I!!!!lll\!jlI!f!j!lJ~~ 

DAS ERNEUERBARE­
ENERGIEN-GESffi 

Ist seit Ober zehn Jahren das Her.: 

der enC'rglewende und zugleich 
Gegenstand kontroverser 

DiskussIonen. Es regelt die 
bevorzugte E"lIlspe'l$ung und die 

Vergütung des aus regener.ltlven 

Quellen C'fZeUgten Strom';.. 

BIs 2014 gar.lntierte das EEG den 

Erzeugern feste Ve!l;Ütungen. 

Inzwischen bereitet das Bundeswirt­

schaftsminIsterium die nilchste eEG-Re­

form vor, mit der das Ausschreibungsmo­

dell elngefOhrt werden soll. Ab 2017 W'lrd 

die Marktpr:!mie mithilfe von Ausschrei­

bungen vergeben: Wer den besten Prefs 

macht, wird gef'drdert. Der VKU legt Wert 

auf faire Wettbewerbsbedingungen für 

alle MarktteIlnehmer Im Ausschreibungs­

system. Insbesondere kleinere und mittel­

große Stadtwerke dUrften nicht das Nach­

sehen haben, heißt es im VKU. 

Partnerschaftliche Zusammen­
arbeit im Ausschreibungssystem 

Mit dem neucn Ausschrelbungsmodell sind 

die Anforderungen an die Projektlerer In 

Stadtwerken weiter gestiegen. Breite Koope­

rationen sind d<lher wichtiger geworden. 

"Bllrgergenossenschaften stehen den Stadt­

werken ilm n~chsten. \Nir raten unseren Mit­

gl'l!'dsunternehmen, die partnC'rschaftl'lcht' 

Zusammenarbeit Im Ausschreibungssystem 

zu Intensivieren. In der Poliflk treten wir 

gleichzeitig dafÜr eIn, geeignete Rilhmen­

bedingungen zu SCh<lffen", so Katherina 

Reiche, Hauptgcsch;l!tsfUhrerln d!'sVKU. 

FOr Verbraucher lässt sich der Weg des 

Stroms bislang k;lllm verfolgen, deshalb 

befürwortet dcr VIW, dass regional cr­

zC'ugter EEG-Strom deutlich besser ver­

mMktet Werden kann. Ein vom Verband 

entwickeltes Modell ermöglicht es Stadt­

werl(en, Kunden direkt mit regiOrl~1 er­

zeugtem EEG-Strom zu bellef!'rn. !Ienko 

Flttschen bestätigt: ~GrUn$trom-Kunden 

liegt das Gelingen der Energiewende be­

~onders am Herzen. Stadtwerke sollten 

diesem Bt'dOrfnls Rechnung traEen k5n~ 

nen, Indt'm sie explizit Strom aus Anl~gen 

liefern, die im Rahmen der Energiewende 

errichtet wurden." 
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PRAXISGERECHTE LÖSUNG 

D 
1e Suom- und GasgrundversorgN 

müssell ihre Preise regelmäßig <lll 

geällderte Kosten ulld vor altem 

steigende st,JJtllche Belastungen <lll­

DJSSen. Hh~rfLrr steht ihllen n<lch den 

Grundversorgun[;sverordnungell (GVV) ein 

einseitiges Prels~llderUllgsrecht zu. Oie 

Wirksamkeit und Verelllb<lrkeit dieses 

ReChts mit curop<lischcll Verbraucher­

schutzvorg<lbell war aber umstritten. In 

Folge desseIl entstand eille hohe Rechts- cherverb:!llden und der Po!1tik tragb<lf ist. 

unsicherheit bel dcm Ullternehmen. So kOllnte ll,Jch der Verkilildung der EuGH-

Eine Grunds<ltzcntscheldunr: des Euro- Entscheldunr: am 23. Oktober 201(" bereits 

p~lschen Gerichtshofs (EuGH) zu dieser sieben Tilge später eine europäischen 

Frage st,lIld 201(" an. Der VKU hatte sich Vorgaben entsprechende Änderung der 
bereits im Vorfeld maßgeblich dafUr eln- Grunoversorgungsverordnungen in Kraft 

gesetzt, d<lsS Im Hlnbtlck auf diese Ent- treten. Notwendige Pr(>lsänderungen In 

seheldullg eine gesetzg!!berlsche lösung der Grundversorgung zum 1. Januar 2015 
gefulldcn wird, dl!! glt';chermaßen von konnten d<lnach transparent, praktlkab!!1 

den Energl(>wirtschafts- sowie Verb rau- und reChtssicher erfolgen. 

o 
,~ 

COURDEJUSTICE_. _ 
. DES COMMUNAUTES 

EUROPEENNES. 

< 

MIFID-RICHniNIE 

Als Konsequenz der Finanzkrise strebte die EU on, die 

Finanzmärkte stärker zu kontrollieren. Durch die Novel­

lierung der MiFID 1 kommen auch linderungen auf die 

Energieversorgungsunternehmen zu. Der VKU setzt sich 

dafür ein, dass Stadtwerke von den Anforderungen der 

MiFIO /I weitestgehend nicht betroffen sind. 
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EN ERG IEMARKT­
DESIGN IN EUROPA 

Auch In Brllssel setzt sich 

der VKU rur ein funktionieren­

des Energiemarktdesign ein. 
Der VKU Ist dabei rur die 

EU-Institutionen ein wichtiger 

Akteur. Doch es bedarf auch 

narker Partner wie des 

Europäischen Verbandes der 
lokalen EnergicvCT5orger, 

dessen Vlzepr<lsldent seit Juni 

2015 VI(U -Vlzepr:isident 

Andreas Feleht Ist, oder auch 

des Verbandes der öffentli­

chen Dienstleister (CEEP). 

EFFIZIENZ SICHERT 
WI RTSCHAFTU CH KElT 

E
s ist der Treppenwitz der EnergIe­

wende; In Darmstadt befindet sich 

eines der effizientesten Gaskraft­

werke der Welt. Doch bel dem VorzeIge­

projekt deutscher Ingenieurskunst stehen 

die Turbinen die meiste Zeit stm. Oie An­

lage kann nkht wirtschaftlich betrieben 

werden. Konkret heißt das: Das Kraftwerk 

der Entega in Darmstildt ist auch im Jahr 

2015 nur so wenIge Stunden gelaufen, dass 

der Betrc-Iber darllber nachdenkt, das 

neue Kraftwerk vom Netz zu nehmen. Da­

bei sind es Gaskraftwerke wie das des 

Darmst~dter Versorgers, die in Zukunft so 
drIngend benötigt werden. Denn die An­

lage I~sst sich Innerhalb von wenigen 

Minuten hoch- und runterfahren. Das Ist 

wichtig. um Schwankungen Im Stromsys­

tem aUSlugleIchen. DIese entstehen, weil 

Strom ilUS erneuerbaren Energien wetter­

bedingt nicht gleJchm3ßlg Ins Netz eln­

gespeln wIrd. Ein weiterer Vorteil: Das 

Gaskraftwerk emittIert weitaus weniger 

Treibhausgilse als ein Kohlekraftwerk. 

Der Grund ftIr den Stillstand Ist die 

Den Schwerpunkt bildet die Flnanzl~rung 

von Flexib!l!t~t. Damit wird unter anderem 

<luch hochefllzlenten Ga~kraftwerken wie 

dem in Darmstadt eine verlässliche Fi­

nanzierung g~slchert. fUr dIeses Vorhaben 

wirbt der VKU Intensiv: In persönl1chen 

Gespr~chen, Ste!lungnahmen. PosItIons­

papieren, durch Medil!narbelt und Veran­

staltungen wie etw;) einen parlamentarI­

schen Abend 1m Januar 2015. D<lbei zeigt 
sich: Das VKU-Modell stößt In der Energie­

wIrtschaft Insgesamt und bei politischen 

Akteuren auf vlc-l Anerkennung und Zu­

stimmung. 

Versorgungssitherheit 
gewährleisten 

Doch Bundeswlrtschaftsmlnlster Sigmar 

Gabriel hat die Bemrworter - auch aus sei­

ner eigenen Partei - nicht gehört. Zu Re­

daktionsschluss dieses Berichts lag ein Re­

ferentenentwurf für ein Strommarktgesetz 

vor. Dem wettbewerbllch ausgestalteten 

I(apazlt:ltsmarkt erteilt dieser eIne Absage. 

fehlende Anpassung des pontIschen Rah- Stattdessen soll es eine Kapazltäts- und 

mens an die neuen Marktbedingungen. Klimareserve geben. Well Zweifel bleiben. 

Der Strommarkt orientlc-rt sich an den setzt sich der VKU auch In Zukunft !Ur eine 

Grenzkosten. EIn deutlich gestiegener wettbewerbllche Ausgestaltung ein und 

Anteil von Strom aus erneuerbaren Ener- entwickelt das eigene Modell weiter. Unter 

gien mit Grenzkostl!n nahe null fUhrt anderem weist der Verband darauf hin. 
dazu. dilss die modernen Gaskraftwerke dass der entwickelte Ansatz die Flexlb1l1sle­

mit Ihren relativ hohen Grenzkosten nicht rung des Marktes unterstiltn. lastmanage­
zum Zuge kommen. ment oder SpeIchern wird ein gesicherter 

Erlösstrom geboten. Ziel des Engagements 
Engagement für wettgewerblich Ist die Sicherung der VeT50rgungsslcherhelt 
ausgestalteten Kapazitätsmarkt durch einen Marktrur F1exlbllit~tsmaßnah-

men. selen dies Kraftwerke. Speicher oder 

Es herrscht Einigkeit: So ~ann es nicht Flexib1t1t~taufVerbraucl'lerselte. 

weitergehen. Der VKU hatte deshalb be-

reits 1m M~rz 2013 ein von vielen M<lrktte!l-

nehmcrn akzeptiertes Konzept !Ur einen 

dezentralen leIstungsmarkt vorgelegt. 
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MARIE-WISE 

WOlfF-HERTWIG 

VQRSTANDSVORSITZENOE HEAG 

SODHESSISCHE ENERGIE AG {HSEj 

Frau Dr.. WaljJ-Hertwig, was halten Si~ I/On 

der wahrscheinlichen Absage der Bun­
desregierung an einen Kapazitätsmarkt 
und der Idee eines Strammarkt 2.0~ 
Wir haben derzeit mit Oberkapazit:lten zu 
k<lmpfen, was grunds~tzllcl1 den Ansatz 
richtig macht, I(~paz!t~ten abzubauen. 
Deshalb Ist die Idee eines Energy-only­
Market 2.0 von Bundeswirtschaftsminister 
Sigmar Gabrlc1 sicher kein falscher Weg. 

Sie sind am Kroftwerk Irsching beteiligt 
und betreiben in Darmstadt seit 20'/3 

ein eigenes 100-MW-Gaskr(1j'twerk. Was 
bedeuten die Gabrie/-Vorschläge fÜr 
diese hochc1ftzientcn Gaskrcftwerke? 
Es Ist weiterhin sehr unbefriedigend. 
dass wir fllr die Bereitstellung unserer 
hocl1efflzlenten Kraftwerke nicht markt­
üblich veq;ütet werden. Dem vom 
Bundeswirtschaftsministeriu m vorgeleg­
ten Weißbuch Ist aber zumindest der po­
litische: Wille zu entnehmen. die neuen 
Regelungen entsprechend iluszugestal­
te:n. Wir woHen keine Subventionen rur 
unsere Kraftwerke. Aber es Ist wichtig. 
dass alle variablen Konen. Insbesondere 
die Personal- und Instandhaltungskos­
ten, sowie notwendige AbschreIbungen 
und I(apltalkosten vergiltet werden. Dies 
muss meines Erachtens eine neue Reser­
vekTilftwerk~verordnung sicherstellen. 

Wann rechnen Sie damit, dass Sie mit 
Ihren beiden Kraftwerken wieder Geld 
verdienen? 
Wir gc-hen davon aus. dass sich zum 
Ende dN n~chstcn Dekade vor allem in 
Süddeutschland Knappheit('n auf dem 
Erzeugunesmarkt zeigen. Das ließe dann 
auch di(' Strompreise langsam anstei­
gen, was in der Folge auch die Rent~bl­
tit:it unserer modernen Gaskraftwerke 
erhöhen w!lrde. 
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DAS NADElÖHR DER ENERGIEWENDE 

S 
p:iuommer In srilnd('nburg: blauer 
Himmel, ~o Grild C~lslus, stetlg<:r 

Wind. Uwe MIetrasch, Gesch:lfts­

fi.!hrer der Stadtwerke Zehdenlek, könnte 

eigentlich ganz entspannt den sp:!tsom­

merlichen Tag genießen. "Mit dem Herbst 
beginnt die kritische Phase, entspannt Ist 

das nlcht~, stellt Mietrasch kli1r. In sran­

denburg wird ein Großteil der deutschen 

Windenergie produziert. I(ommen die 

Kerbststürme, steigt zwar der Anteil der 

regenerativen EnergIen am Strommix, 

gleichzeitig geraten die Netze aber an ihr<" 

Grenzen. "Weil wir gerilde mehr <"rn<"uer­

bare Energi<" produzieren, als wir transpor­

tieren könn<"n, vergeilt uns dl<" Freude über 

v<"rmel nWehe Rekord<"! nspeisemeldu ngen 

wieder", so Mletrilseh. 

DIe EMrgiew<"nde ist gcs<"l1scllaftllcller 
Konsens mit hochgesteckten Zielen: Bis 

20505011 die del1tsche Energieversorgung 

zu 80 Prozent aus erneu<"rbaren Energien 

besteh<"n. In beispiellosem Tempo wurden 

neue regenerative Kapazitilten erschlos­

sen, knapp 27 Prozent des deutschland­

weiten Encrgl<"bedarfs werd<"n ber<"lts 

heut<" (0,- und atomstromfr<"i produziert. 

Sowohl die Art der Erzeugungals auch der 

Markt, In d<"m Strom g<"handelt wird, 

werdl?n flexibler, dl?zentriller und von 

zahlreichen Faktoren abMngig. Einzig die 

Nl?tze, dil? den Strom von dl?n Erzeu­

gungsiln)ilg<"n über weite Strecken bis in 

di<" heimische Steckdose liefern, wurden 

iln die neuen Gegebenh<"!tl?n bislilng 

kaum i1ngepilsst. Der VKU h;,t sich daher 
vielfach an die Politik sewilndt und sich 

für bessere Investit)onsb<"dingungen für 

Verteilnetzbetrelber clnge~etzt. 

Bessere Investitionsbedingungen 

Insgesamt betreiben kommunale Unter­

n<"hmen in Deutschl~nd rund 699.000 1(1)0-

mHer VerteIlnetze und trJsen so elnl?n 

wesentlichen Teil dazu bei, dass DeutSCh-

UWE MIETRASCH 
GBCHÄFfSFOKRER 

STADTWERI(E ZEHDENICK 

"Die Anreizregufierung ist 

eine wesentliche Grundlage 

für den Wirtschaftlichen 

ErfOlg unseres Unterneh­

mens, und gleichzeitig stellt 

sie die entSCheidenden 

Weichen für ZUkünftige 

Investitionen in den Netz­

ausbau. Genau diese 

Investitionen sind eine 

Voraussetzung für den ErfOlg 

der Energiewende und 

erholten gleichzeitig unsere 

Versorgungssicherheit. " 

land, mit gerilde einmill12,5 Mlnut~n Aus­
fi.!lIen pro Jahr, das versorgungssJcherst<" 

Land EuropilS 1st, 

Dass die Netze nicht fOr das maSSenhaf­

te Einspeisen von voliltllem Strom konzi­

piert waren und daher Investitionen drin­

gend nötig sind, Ist der Politik bewusst. Die 

Bundesregierung erklärte den Aus- und 

Umbau dN Vertellneue 1m KoalItIonsver­

trag vollmundig zum RUckgrat der Energle­

wende. In zahlreIchen Gesprädl<"n mit den 

FachpolItikern machte der Veroilnd seine 

Position deutliCh und forderte bessere In­

vestltionsbedlngungen.lnsbesondere auch 

Hlr Vertel1neubetrelber, die zudem stärker 
In die Netzerneuerung Investieren mUssen. 

Zahlreiche Regularien 

Ende März 2015 hat das Bundeswimchafts­

mInIsterium ein Eckpunkte-Papler zu dem 

Thema vorgelegt. Ole darin gemaChten Vor­

sChl~ge waren allerdings s<"hr enttäUSChend 

und maChen das angestrebte 8RückgratN 

eher zu einem "NadeiCIhr". Die Regulie­
rungsbedingungen SOllten nilch Auffassung 

des MinIsteriums versChärft werden. DIe 

vermeintlichen Verbesserungen waren allen­

falls StoCkwerk und erhöhen lediglich den 

bürOkratiSChen Aufwand. 1m Juni 2015 

wandte siCh deshalb der VKU gemein'iilm 

mit dem BDEW In <"Inem offenen Brief an 

das Ministerium. In dem Schreiben kritisie­

ren die Verbände gemeinsam mlt40D deut­

schen Neubetrelbem die Pliine zur Anreb:­
regul1<"rllng und fordern Milßnahmen gegen 

Zeltverzug und ausufernde EffIzIenzbench­

marks. Auch viele KolI<"gen von Uwe Mlet­

rasch gehören zu den UntefZ(!khnern des 

Brlef<"s: "Statt durch zahlreiche Re8ularlen 

den Kostend ruck 'Ins UnermessUche zu er­

höhen und den dringend b<"nötlgten Aus­

bau zeltl1dl zu verzögern, braudlt es ein 

klares Signill fElr dIe ln~tion<"n und die 

Stilrkung der regionalen Wertschöpfung. 

DafLlr 1<"'T1pft der VKU. ~ 
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PROZESSI{OSTENRECHNUNG -
NICHT MIT DEM VI{U 

W
ir haben unsere B{!denk{!n sofort 

und unmissverstiindlich klar­

gemacht", antwortet der VIW­

Vertreter, wenn man ihn auf die Im Jahr 

2012 geplante Prozesskostcnerhebur'!g der 

Beschlusskammer 8 (BK S) der Bundcsnetz­

agentur (BNetzA) Im Zuge der Kostenprüfung 

anspricht. Eher Im Stiller'! hatte die BI( B zu­

n:!chst einen Er'!twurf des Erhetlllngsbogens 

sowie er'!tsprechende UmsetzungsleltrJden 

~uf der BNetzA-Webslte veröffentlicht. Der 

StJdtwerke-Vertreter weiter: ~Diese hatten 

es in sich und ließen eRihnen, In welcher 

DetailtIefe die Bundesnetzilgentur plante, 

sämtliche Prozessdaten bei unseren Mlt­

gliedsunternehmen zu erheben. Ocr Erhe­

bUneSolUfwand w~re molsslv gewcsen, mit 

dem Ziel, nkht Vergleichbares vergleichbar 

zu machen. Das konnten wir nkht akzep­

tieren." Der Widerstand des VKlI hatte 

Erfolg. Oie Bundesr'!etzagentur verzichtete 

zunJchst auf die Erhebung Im Rahmen des 

Kostenprüfu ngsverfol hrens. 

Der Verbandsvertreter und seine I(olle­

gen waren seit diesem Tag auf dN Hut. 

Stellte die Seschlusskammer doch aus­

drücklich klar, dass die ErilCbung led'lglich 

verSchoben und niCht aufgehoben set. Im 

Juni 2013 informierte die BNetzA dann ilber 

die weiteren Schritte. Bis Ende des J<lhres 

solle die Prozesskostenrechnung ausge­
st31tet seil'!, Arbeitsgruppen s<:>I<:>", zUgig zu 

bUden, 

Schlechte Bemessungsgrundlage 

Wie ~chnel1 Ul'!d mit welchen Kosten ein 

Kunde an das Stromnetz angeschlossen 

werden kann, h:lngt von der jewei!1gen 

Ortslage ab. Die Vertellnetzbetreiber sind 

dafDr zuständig, zOglg und kosteneff1zl<:>nt 

den Anschluss ~n das Stromnetz umzuset­

zen. Allerdings sei dIes II'! einer Großstadt 

DR. ULRICH MAHN 
ZENTRALER REGUUERUNGSMANAGER 

NETZE DU1SBURG GMBH 

"Der Prozesskostenbenchmark 

hätte letztlich olle Netzbetrei­

ber überfordert, denn diese 

Sichtweise - und vor alfem 

die Prozessstruktur - hat kein 

Netzbetreiber in seiner EDV 

implementiert. Abgesehen von 

dem schon jast irfllVitzigen 

Au/wand (fast 100 Teifprozesse) 

hätten unvermeidliche fnkon­

sistenzen in der Datenbasis, 

zum Beispiel durch SChätzung, 

zu erheblichen Schein­

inefjizienzen geruhrt" 

wie Hamburg mit gut zugänglichen Infra­

strukturen leichter als im l:lndllchen Raum, 

wo h:iuftg erst LeItungen komplett saniert 

werden müssten, heißt es Im Verband. 

Der VKU hat der Bundesnetzagentur 

seine Bedenken mehrfach 'II'! konstrukti­

ven Gespr:lchen mltget{!i!t. Eine mögliche 

ElnfUhrung der Prozesskosten wilrde zu 

hohem Mehraufwand und erheblichen ad­
mln'iStratlven 1(05t('l1 fahren. ~Und dilss, 

obwohl keIn nachhaltiger Nutzen erkenn­

bar und die rechtliche Grundlage mehr als 

fraglich ist", betonen die VKU-Vertreter 

Immer wieder. 

Gefahr vorerst gebannt 

DIe ArgumentatIon fand Gehör. Anfang 

2014 teilte der damalige VorsItzende der 

Bcschlusskammer 8, Alexander lildtke­

Handjery, dem Verband mit, dass ~dle 

ilngekündlgte Elnf1lhrung der Prozesskos­

tenrechnung rur dIe Kostenprllfung der 

3. RegulIerungsperiode nicht erfolg<:>n 

wIrd". Die Bundesnetzagentur wolle zu­

nSchst die ErgebnIsse einer umfangreIchen 

Evalu'lerung abwarten und nrcht vor dem 

Jahr 2019 weItere DIskussIonen zu mög­

lich<:>n neuen R{!gufierungslnstrumenten 

ruhren. Der Verband grbt sich erfreut: nWlr 

begrllßen diese Entscheidung, werden aber 
dell proze~:; weiter rntenslv Im Auge b<:>­

halten und wenn nötig mit unserer Fach­

kompetenz beelelten", heißt es aus der 

FachabteIlung. 

ENERGIEEFFIZIENZ 
ALS GESCHÄFTSMODEll 

D
as selbst gesteckte ZIel, den Prlmilr­

energieverbrauch g{!genUber200B um 

20 Prozent und bis 2050 um 50 Pro­

zent zu senken, verfehlt Deutschland ohne 

umfangreiche Maßnahmen zur Steigerung 

der EnergieeffIzienz. Auch zur Erre!chung 

des EU-Efflzlenzzlels bedarf es weiterer 

Bc1trilge. Das BundeswirtschaftsmInIsterI­

um unter FederfUhrung von MInister 

Slgrn~r Gabrl<:>1 hat daher nun vor ilUem 

dIe Steigerung der En<:>rgleefflzlenz als 

zweite S:lule der Energlewel'!de ausgeru­

fen. ~Energl(!efflzl(!nz Ist der schlafende 

Riese der EnNgiewende", heißt es In den 

entsprechend<:>n DOkumenten. 

Um di<:>sen schlafenden Riesen zu we­

cken, beschloss die Bundesregierung 1m 

Dezember 2014 unter anderem den Natio-

nalen Aktionsplan Energieeffizienz (NAPE). 
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Er beschreibt die grundlegende StrategIe I gebracht hat, werden vom Aktionsplan I Dezember 2014 di{! Initiative Energle-

der Bundesregierung f'ur die aktuelle 

18. LegIslaturperiode an hand einer Maß­

nahmenllste fOr den 8erelch EnergIeeffizI­

enz Im Verbrauch. Ein zukul'lftstri!chtiges 

Gesch<!ftsfeld filr kommunale Unterneh­

men ergibt sIch rund um das Thema EffIzI­

enzdIenstleistungen. 

Energieeffizienzpotenziale heben 

Der Spltz<:>nv<:>rband der kommunalen Wirt­

schaft zeigt sIch mit dem Aktionsplan wei­
testgehend zufrl<:>den. NAPf könne dazu 

beitragen, dass der Energleefflztenzmarkt 

II'! Delltschland weIter belebt werde, heIßt 

es Im VKU. AllerdIngs 1st von entscheIden­

der 8ed<:>utung, wIe die aufgestellten 

Maßnahmen umgesetzt werden. Zur NAPE­

Entwicklung und weIteren BegleItung 

hat das Bundeswlru:chaftsmlnl5terlum die 

Plattformen "Energlecfflzlenz- SOwie "Ge­
b:lude" gegrUndct. Viele Efflzlcnzmaßnah­

men, dIe der VI(U In dIe Plattformen eln-

aufgegriffen. Ein besonderes Verdienst: Der 

vom VI(U Im Mal 2014 veröffentlichte Vor­

schlag zur naflonalen Umsetzung des Artl­

k~ls 7 der EU-Energlccfflzl<:>nzrlchtl1nle In 

Form eines ~wettbewerblichen Ausschrel­

bungsmode!ls" wurde von der Bundesre­

gierung vom Grundsatz her aufgegriffen. 
Ab Frilhjahr 2016 wird eIne AusschreIbung 

als Pilotvorhaben zur Hebung von Ener­

gleefflzlenzpotenzlalcn Im StrombereIch 

start<:>n. Es tr~gt den grIffigen Nolmen 
"mp UP", kurz filr ~STromEffizlenzPoten­

zlate nutzen". 

Neue Geschäftsfelder erschließen 

DIe Bundesregierung plant zudem vielf~l­

tlge weItere Maßnahmen, wie unter ande­

rem die Förderung von Ausfal1bllrgschaften 

im Contrilctlng sow'le dIe Einfilhrung eines 

nationalen EffizIenzlabels fOr Hclzungs­

altanlagen. Auf Vorschlag des Sund<:>s­
wirtschaftsministeriums wurde Anfang 

efflzlenz-N<:>tzwerke ins Leb<:>n gerufen. 

Der VI(U Ist ebenfalls MItglied der InitIati­

ve. ZIel Ist dIe Initllerung von rund 500 

neu<:>n Unternehmensnetzwerken bis zum 

Jahr 2020. Ein N<:>tzwerk Ist ein freiwiIliger 

Zusammenschluss vor'! Unternehmen zur 

!dentlflkiltlon und Hebung von Effizlcnz­

pot{!nzlalen durch Wissenstrilnsfers In­

nerhalb eInes moderierten Prozesses. Im 

Rahmen eInes jiihrlichel'! Monltorlngs wer­

den die um!':<:>setzten Milßnahmen durch 
ein unabhllnglges wissenschaftliches Ins­
titut anholnd von Stichproben erfasst. 

Dank der VKU-BemOhungen Im Vorfeld 

der Verelnbarul'!gsunterzeichnung erreich­

t<:> dC'r Verband sogar, die Zulassungsbe­
dillgungen für Förderprogr~mme prüfen 

zu lassen, von denen Stadtwerke blsl~ng 

ausgeschlossen sind. Ferner können kom­

munale Unternehmel'! all<:> rC'levanten 

Netzwerkrotlen UbernehmC'n und so Ihre 
G<:>5ch:jft~ rund um Energl<:>effizlenzdlenst­

leistungen wetter ausbauen. 



FRACJ(ING 
Bcl der unkonventionellen 

Gasfördcrul1g: ("Fracking") 
wird eine Mischung aus Sand, 

Wasser und giftigen Chernl­

k<llIen unter hohem Druck In 

Schlefer- oder Kohteflöz­

gestein gepresst und so Gas 
frelgl!:Sctrt. In einigen Ulndem 

Ist Fr;Kklng verboten. Die 

Vereinigten Staaten von 
Amerika wiederum erleben 

derzeit einen regelrechten 

TRI N I<WASSERSCH UTZ 
AN ERSTER STELLE 

Von dem Parkplatz fUhrt ein schma­

ler Weg vorbei an Brennnesseln auf 

einen gr!lnen Acker. Ir'! der Abend­

sonne wC'rfen die WIndkraftanlagen <Im 

Horl:;:ont lange Schattrm. Es riecht nach 

land. "lnmltt(,11 dieser Landschaft lagert 
das Trinkwasser fUr 30.000 Menschen", er­
zählt Josef Kleier, Werkleiter des Wasser­
werks Vechta. und erg:fnzt: .. In einer Tlefe 

von rund 5.000 Metern befinden sich aber 

auch nghtgasvorr:ite, die hier auch m!ttels 

Fr.:.cking gefördert werden." Den WerkleI­

ter treIbt die Sorge um sauberes Trinkwas­

ser um. Der derzeitige Rechtsrahmen 

bIetet aus S!cht Klelers und des Sp!u:en­

verbandes der kommunalen Wirtschaft 

kein ausreichendes SChutzniveau für die 

kommun~le WasserwIrtschaft. "Unkon­

ventionelle" Gasfl!rderung mit der Metho­

de des Hydraulic Fractl.lring hilt In Wilsser­

schutz- und Wassert'inzugsgt'bieten nichts 

zu suchen. Beim Fracklng wl:'rden unter 

andt'rl:'m Chemlka!it'n unter hohem Druck 

In dichtes Schlefer- oder Kohleflözgestein 

gepresst, um dils dort gespeicherte Gas 

fördern zu können. Oie USA !'rlebten In dl:'n 

1t't2';ten Jilhren t'lnen regelrechten Boom 

der Schlcfergasfördl:'rung. Auch In Europa 

wolll:'n dl:'shalb die Konzerne die vorhandl:'­

nen Gasr~ssourcen großflächig ef5chlleßM. 

Gutachten bestätigen 
Gef"ahrdungspotenziale 

Undichte Bohrungen, vl:'runrelnlgtes Grund­

wasst'r und Erdbeben in den USA habt'n 

aber mittlerweile die Schattenseiten dt'r 

G~sbohrungen gt'zeigt. Auch im Norden 

Englands kilm es nilch Probl:'bohrungen zu 

kle!nt'ren Erdbeben. Oie kommunale W.:.s­

serwlrtsCh;;rft In Deutschland zeigt sich ge­

gt'nüber den Fracking-Plänen daher höchst 

alarmiert. Zu Recht! Zahlr"'~"e Gutachten 

JOSEF KLEIER 
ERSTER STADTRAT UND WERKLEITER 

DES WASSERWERKS VECHTA 

"Im Versorgungsgebiet 

Vechta beziehen rund 30.000 

Einwohner ihr Trinkwasser aus 

einem zentralen Wasserwerk. 

Als Werk/elter ist es mir daher 

ein besonderes Anliegen, 

dass unsere natürlichen Trink­

wasserressourcen bestmöglich 

geschützt sind, Erdgasftjrde-

rung mit Fracking ist ein 

erheblicher Risikojaktor in 

unserem Einzugsgebiet. 

Der VKU hot mit seiner klaren 

Position erfOlgreiCh die 

Interessen der kommunalen 

Wasserwirtschaft in der 

Politik adressiert." 

FRACKING :13 

durch namhafte Exp~rt~n bestltigt'n d.:.s 

Gefiihrdungspotenzl.:.1 rur die Umwelt. ocr 

VIW aiS großer dt'utscher Spltzl:'nverb.:.nd 

fordert dahN seit Jahren I:'ine eesetzliche 

Gt'w:ihrlei~tung zum Schutz dt'r TrlnkwilS­

serrt'ssourcen vor dt'n Fr.:.ddng-Risiken. 

VKU fordert Wasserschutzgesetz 

Seit lahren ringt der Gesetzgeber um die 

Verabschit'dung eines Fj';)cklng-Gcst'tzes. 

Der V!:U sicht den aktlll:'llen Reg~lungs­

entwurf als positives Slgll<ll, dilss dlt' 

Bedenkt'n dN kommunalen Wilsserwirt­

schaft ernst genommen werden. So konnte 

der VKU In der kontrovl:'l'S gefUhrten Diskus­

sion zahlreiche FortsChritte fUr die Wasser­

wirtschaft erzielen. Vor allem bel dt'n 

Gebletl:'n, in denen Frack1ng eenert'll V('f­

boten werden soll, konntt'n Verbesserun­

gen gl:'gt'nllber ~f5ten Obl:'rlt'gungen er­

re!chtwerdt'n. Frac-Bohrungen sollen nIcht 

nur In W~ssel'Schutzgt'bleten, sondt'rn auch 

In Einzugsgebieten der Tr!nkwilssergc'Wln­

nung In Zukunft ilusgeschlossen s~In. 

Der Verband forderte Im Juni 2015 ge­

gl:'nllber dem Umweltausschuss des Bun­

desta gcs nochmals eindringlIch die Verab­

SChiedung eInes Wasserschutzges('tzcs. 

Der Sprecher dl:'r AG Fr~cklng, Ulrich Pet('f­

witz (GnSENWASSER AG), zt'igtt' als VKU­

Sachvt'rst:indlger dabei dIe bcstt'henden 

Defizite auf. Oie Genehmigungwerfahren 

mllssen elnl:' verblndl1chl:' BeteIligung dN 

Wasscrbehördl:'n und der Tr;;!ger der öf­

fentlichl:'n Wasserversorgung und Abwas­

serentsorgung SiCherstellen. Oie BotSChaft 

an die Politik lautet; Ein Zurllck im Gt'setzes­

verfahrt'n darf es nicht mehr geben. 



2~ KONZESSIONEN 

ZURÜCI{ ZUM I{OMMUNAlEN 
NETZBETRIEB 

~-.. 

M
ehren:' Tausend 1\On~ess\onen rur 

Strom- und G~snetze sind in 

Deutschland in den vergangenen 

J<lhren ilusgelaufe!n. Kommun<lle wIe pri­

vate! Energieunternehmen hab"n das ~um 

Anlass genommen, sich für di" neu" Kon­

zessionsperiode zu bewerbe!n. Gründ" rur 

Städte und Ge!meind"n, den Netzbctri"b 

zu r"kommunallsier"n, gibt "s vl"I,,: Oie 

Erlös" JUS de!m Betrieb könn"n b"lsplels­

we!ise! darur g"nutzt werden, den öffentli­
chen Nahverkehr oder Kindergärten zu fi­

nanzieren. Außerdem wollen Kommunen 
auf diese Welse wieder mehr EInflUSS auf 

die Energieversorgung vor Ort nehmen. 

Schiießlith hilndelt es sich bei der Ener­

gieversorgung um eine Kernaufgilbe der 

Oaseinsvorsorce, über die sie 1m Rahmen 

der kommunalen Selbstverwaltung selbst­

ständig bcstlmmen können. Allerdlnc:s 

c:ibt das entsprethend" En"rgl"wirt­
sthaftsgesetz bisher vor, dass spezIfisch 
kommunale Belange keine Rolle splclen 

dürfen - ein W)derspruth, der Imm"rwle­

der zu Problemen und Unslcherheit"n bel 

der Vergilbe ftihrt und dringend aufgeho­

ben werden muss. Und das 1st nltht dIe 

einzige gesetzliche Baustelle. 

Komplexe Gesetzesvorlagen 

Oie gesetzlichen Vorgaben rur die Vergabe 

Sind so komple!x, dass Vergaben vor (jerlcht 

anfechtbar sInd. In vIelen F.illen klilgen Alt­

konzesslon:!re gegen VergabeentscheIdun­

gen, was die Abwicklung verzögerL Das 

kommt nicht nur den beteiligten Unterneh­

men und Kommunen, sondern iluch der 

Volkswirtschaft teue!r zu stehen. Zu weIte­

ren Problemen kam es In der Vergangenheit 

Immer wieder bei der Diskussion über den 

KaufpreIs und die Frage der Obergabe be­

trlebsrele~nte!r lnformiltlonen vom AJt- an 

den Neukonzesslon:!r. De!nn hier 1st vIeles 

gesetzlich noch nicht genau definiert. Al! 

das steht rcchtsslcheren NetzUberg3ngen 

bislang noch 1m Weg. 

Gesetzliche lücken schließen 

Der VKU dr~ngt seIt Jahren auf die 1(lärung 

dieser Fragen und fordert, dass dIe gl!5etz­

lichen LUcke!n geschl05sen werdcn. Erste 

Erfolge Sind dabeI vorzuweisen: So wurde! 
dils Anliegen 2013 Im Koalitlonsve!rtrag 

ilufgegrlffen, woraufhin das Bundeswirt­
schaftSminIsterium Ende Februar 2015 die 

Novellierung des entsprechenden Paragra­

fen 46 des Energiewirtschaftsgesetzes an­

gekündigt hat. DerzeIt bereitet das Ministe­

rium den entsprechenden Gesetzesentwurf 

vor, mit dem die Rechtssicherheit verbes­

sert werde!n soll. Der VKU wird sich weiter 

daftlr einsetzen, dass kommunale Belange 

bel de!r l(onzesslonsvNgabe ausreichend 
berDckslchtlgt werden. 

DACH MARKE 
Immer mehr Mitgliedsunternehmen des VKU entscheiden sich, 

die Dachmarke D/E KOMMUNALEN UNTERNEHMEN für ihre interne 

und externe Kommunikation zu nutzen. So auch in U/m, wo die 

Stadtwerke Ulm und die Entsorgungsbetriebe Ulm die Dach­

marke gemeinsam nutzen - etwa auf Müllfahrzeugen. Damit 

kommunizieren sie die LeistungsjOhigkeit kommunaler Unter­

nehmen und zeigen, dass sie Deutschland am Laufen halten. 



26 KWK-FÖROERUNG 

EINSATZ FÜR DEN !{UMASCHUTZ 

l{rart-W:.Jrme-KoPPlung (KWK) ist 1(1]­

maSChutz. Dies haben die Vertreter 
des Verbandes kommunaler Unter­

nehmen mehrfach gegenüber Politik und 

Bundeswirtschaftsministerium deutlich ge­

macht. Deutliche Worte findet die VKU­

Hauptgcschäft5fUhrer[n I(~therlna !leiche auch 

zum GesC'tzentwurf für die Novelle des 

Kra ft-Wärme- Kop plungs-Gesetzes (KWKG): 

"An zentr<llen stellen gibt es noch dringen­
den Anpassungsbcdarf", bringt sie es iluf 

den Punkt. 

Diese Klarstetlung ist wichtig, denn 

fernab vom politischen Berlln Jgil:'ren 

tagtäglich die [(ommunen sowIe Ihre 
Stadtwerke und benötigen danlr verl~ssli­

ehe !lahmen bedingungen. Ihre Dczentra­

IItät und d'le Nähe zu dC'n Verbrauchern 

machen sie Zu I:'ntscheldenden Aktl:'url:'n 

im Elnsiltz für den Klimaschutz und dIe 

Encrgiewende.l1m deren Ziele vor Ort um­

zusetzen, betreiben Stadtwerke Fernwär­

mcnetze, in dil:' zunehmend auch Wilrme 

aus lokal vorhandenl:'n Ressourcl:'n wie 

Biomasse odl:'f - mittels Power-to-Heat­

Windl:'nergil:' eingespl:'lst wIrd, und erhö­

hen so den Anten erneuerbarer Energien 
bel der Wilrmeversorgung. Dilneben set­

zen sil:' - Uberwlegend auf 8asts von 

kllmafrl:'undllchcm Erdgas - auf hochC'ffI­

zlente KWK, dil:' auch zum Ausgleich der 

SchwilnkungC'n erneuerbarer Energien 

dient. Mehr als 40 Prozent der kommunil­
Ien EnergIe wird so In KWK produziert. 

InsgeSilmt sind das in OC'utSChland 96 
TNawattstl!nden. 

Solide Förderung notwendig 

OIe EnergIewende Ist gesellschJftllcher 

I(onsens und wird auch von den Stadtwer­

ken mitgetragen. Strittig sInd jedoch die 

Grundpfeiler, auf denen sie bJsleren soll. 

Für den VKl1 muss eine erfolgreiche und 

bezahlbilre Energiewende drei Kriterien 

erfüllen: verlässtlche Energie\lC'rsorgung, 

ANKE BEHR 
UNTERNEH MENSENTWICKLUNG 

srAOTWERKE BOCHl1M HOLDING GM8H 

"Die KW!( als flexible und 

effiziente Technologie erj"uflt 

bei der Umsetzung der 

Energiewende eine wichtige 

Funktion. Bei der Novelle des 

KW/(-Gesetzes ist die verbes­

serte Förderung oUer hoch­

effizienten Bestondsanlagen 

für uns ein zentroler Punkt. 

Ausgerechnet moderne 

emissionsarme Anlogen 

erreichen unter den jetzigen 

Rahmenbedingungen keine 

Wirtschaftlichkeit" 

Standorts1chcrhcit und Kllma~chutz. Ocr 

Verband setzt sich deshillb dafOr eIn, dass 

für diese Kriterien zus:ltzlich ein nabilisie­

fender politischer !lahmen geschaffen wIrd. 

Die Po11tik erkennt an, dass moderne 

KWK-Kraftwerke heute bereits eInen her­

ilu~ilgenden Beitragzum Klimilschutz leIs­

ten und dcn CO,-AusstOß J~hrllch um fast 

elf Millionen Tonnen verrIngern. Um kUnf­

tig allerdings noch mehr Emissionen ein­

zusparen, sind sowohl eIne solide Förde­

rung von Bertandsanlagen als auch der 

Neubau von Krilftwerken unerl~sslich. Bel 

parlilmentarlschen Abenden und unz~hl1-
gen Gesprächen mit Vertretern des Wlrt­

schaftsministerIums und der Po!1tlk mach­

te der VKU seine Positionen deutlich und 

erzielte wIChtige Erfolge: KWK-Anlagen In 

der öffentlichen Versorgung sollen eine 

Bestandsförderung erhalten, die insbe­

sondere Stildtwerken zugutekommt. Au­

ßerdem sollen die FördermltteI für den 

Neubau lIon KWI(-Anlagen aufl,5 MiUlilr­

den Euro erhöht werden. 

25 Prozent bis 2025 

Im September 2015 verabschiedete das 
8undeskablnett die KWKG-Novelle. Aus 

Sicht des VerbandC's sInd die darin gemach­

ten vorschläge ein Schritt In dIe richtIge 

RIchtung. Entschl:'ldend sind dIe Fokussle­
rung ~uf die Förderung der Kraft-Wärme­

Kopplung In der öffentlichen Versorgung 

und die Einführung einer 8l:'nandsf6rde­
rung. Sie gehen aber nicht weit genug: Das 

KWI<-AusbauzIc! sol! nach WiIlC'n des VKU 

auf dIe gesamte Nettostromerzeugung und 

dl:'r Zeitpunkt der Zielerre1chung auf dils 

Jahr 2025 festgelegt werden. E!ne pr~gnal1te 

Forme! bringt auf den Punkt, wie geplagten 

Kraftwerksb<'tretbern geholfen wäre: .. ZweI 

mil125. 25 ProzC'nt ICV\II< bis 2025. Und zwar 

iln der gC'samten Stromerzeugung." 
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DASEINSVORSORGE GEHÖRT 
IN KOMMUNALE HÄNDE 

TTIP erhitzt die Gemüter. Oie einen 

sehnen das geplante transatlanti­

sche Freihandelsabkommen erwar­

tungsvoll herbei, die anderen warnen vor 

den Gefahren gmnzenloser Privatisierung 

und befürchten gar das Aushöhlen der De­

mokratIe. Der VKU steht dem Freihandel 
grundsätzlich positiv gegenüber und be­

gleItet die Verhandlungen konstruktiv. 

Dabei vertritt der Verband intensiv die 

Interessen der kommunalen Wirtschaft. 

Ein Punkt Ist nicht verhandelbar: Ober die 

Organisation der lokalen Daseinsvorsorge 

wird auch ·111 Zukunft vor Ort In den Kom­

munen entschieden. 

Oie kommunale Wasserwirtschaft In 

Deutschl3nd hat die letzte Ubcrallslerungs­

diskussIon aus BrtJssel Im Ergebn"l~ {:ut 

bestanden. Zurückgeblieben ist aber ein zu 

Recht Skeptischer Blick auf europ~lsche 

InitJ3tiven zur Ausdehnunt: der Wettbe­

werbsregeln auf die kommunale DaseIns­

vorsorge. Diese Skepsis erstreckt sich daher 

auch auf die Verhandlungen der EU mit den 

USA Uber das Freihandelsabkommen TIIP. 

Um die politische Diskussion mit F,Jkten un­

terlegen zu können und zu versaChlkhen, 

hat der VKU frUhzeltlg ein Gutachten zur 

Folgenabschätzung rur die kommunale 

Wasserwirtschaft In Auftrag gegeben. Be­

reits 2013 kommt Prof. Dr. Marku$ Krajewskl 
von der Universltilt Erlangen-NUrnberg zu 

eindeutigen Ergebnis~en: Gleich mehrere 

Passagen des Abkommens könnten die kom­

munale WasserwIrtschaft beclntrilchtigen. 

VKU SChmiedet breite Allianzen 

Im Oktober 2014 machte der Verband daher 

gemeins~m mit dem Deutschen Stiidtetag, 

dem Deutschem landkreistag sowie dem 

Deutschen St~dte- und Gemeindebund sei­

ne Positionen zum Internationalen Han-

ASTRID STEPANEK 
GESCHÄFrSFOHRUNG 

AM MERTAt -$CHÖNBUCH GRUPPE 

~!.ltfl~~~ 

FREI HANDElSABKOMMEN 
Freihilndelsabkommen sind 

völkerrechtHche Vertriige, die 

freien Handel1.wischen den 

unterzeichnenden Partnern 

regeln. BreitdiSkutiertes Beispiel 

ist das Transatlanti$ehe FreIhan­

delsabkommen (kurz: lTIP) 

zwischen EU und USA. Ziel ist vor 

allem der Abbau von Hande!s­

barrieren, zum aelsph~1 die 

Verelnheitllchungvon Normen, 

Standards und Gesetzen. 

deisabkommen und kommllT'la)en Dienst­

leistungen deutlich. Aufgezeigt werden 

rote Unlen fUr die Verhandlungsfllhrer in 

Brüssel. Oie Verbände begrUßen, dass die 

wlrtschaftl!che Zusammenarbeit zwischen 

Europa und den USA ausgebaut werden 

5011. Gefordert wird aber insbesondere der 

Schutz der Trlnkwasserver- und Abwas­

serentsorgung als Kernaufgaben kommu­

naler Daseinsvorsorge. Sie mUssen von 50-

genannt~n Marktzugangsverpfllchtungen 

ausgenommen bleiben. Zudem darf die 

kommunale OrganlsatJonsfre!helt In keiner 

Weise eingeschränkt werden. 

Standards nicht senken 

Auch das Bundeswlltschaftsm'lI1"lSterlum hat 

sich wesentlichen Forderungen der Ver­

bände angeschlossen. 1m Sommer 2015 

konnte ein gemeinsames Positionspapier 

veröffentliCht werden. Darin heißt es: 

"Frcihandelsabkommen dürfen den Hand­
lungssplelraum der Kommunen nicht ein­

engen." Des Weiteren dUrfen Standards Im 
Umwelt- und Verbraucherschutz durch mp 

n!eht gesenkt werden. Insbesondere f{lr 

Trinkwasserversorger hat diese Forderung 

hOehste Priorität. Auch Investitionsschutz­

regelungen mit ad hoc besetzten Schieds­

gerichten werden abgelehnt. Oie Verfasser 

fordern stattdessen Transparenz sowie eine 

rechtsstaatllch11 Ausgestaltung der GNlchts­

barkeit und langfristig die Schaffung eines 

Schledsgcrichtshofs. Diese gemeinsam vor­

getragenen Positionen haben inzwischen 

,Juch ihren Widerhal1 in Brussel gefunden, 

So hat zuletzt der federfUhrende AUSSchuss 

für Internationalen Handel des Euro­

päischen Parlaments ein deutliches Votum 

abgegeben: Öffentliche DI11nstlelstungen 
sollten vom mP-AbkommCln Jusgeschlo$­

sen w<:-rden, forderten die Abgeortlneten. 
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"lET'S aEAN UP EUROPE!" 2015 

Die Kampagne "Let's Clean Up Europe!" 2015 ist mit großem 

Erfolg in Deutschland gestartet. Vielerorts beteiligten sich 

etablierte und neue Aufräuminitiativen über das gesamte 

Frühjahr hinweg. Mehr als 128.000 Freiwiffige konnten so 

mobilisiert und rund 763.000 Kilogramm Abfall gemeinsam 

aufgesammelt werden. In ganz Europo wurden über 

3.000 Aktionen in mehr als 20 Löndern organisiert. 
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ElEIITROSCH ROTT -
RECYCLING STÄRI{EN 

D Je Deutschen haben cln ausgepräg­

tes UmwcltbewLlsstseln. Zu diesem 

ErgebnIs kommt (>Ine StudIe des 

UmweltbLmdesamtes. Darin heIßt es unter 

anderem: Eine n<lchhaltlgern lebensweise 

wIrd wIchtiger, Immateri(llle Werte gewin­

nen an Bedeutung. Diese Einschätzung 

mag auf viele LebensbereIche zutreffen, 

beim Konsum von ElektroartIkeln geht sIe 

bedauerlicherweIse Ins leere. KeIn ande­

res Land In der Europäischen Union produ­

ziert mehr Elektroschrott als DeutSChland. 

Um die Sammlung kOmmern sich die 

Kommunen. In HandY, Fernseher und 
laptop befinden sich Tonl'l(>nwe!se Wert­

stoffe. Rund 810.000 Tonnen davon wer­
den pro Jahr In Deutschland recycelt. Das 

spart Rohstoffe und schont die Umwelt. 

Doch noch Immer verlässt zu viel Elektro­

schrott Europa und wird In Entw!cklungs­
I:lndern unter fIIr Mensch und Umwelt 

schädlichen Bedingungen entsorgt. 

Stabile Gebühren für Bürger 

Die Erhöhung der sammelQuoten in 

Deutschland und das Engagement der , 

E\ektrO-
a\tgeräte 

kommunalen Unternehmen. die hohe 

Standards In Sammlung und Transport von 

E-Schrott entwickelt haben. sind daher 

aus vielen GrOriden notwendig. Bel der 

Novellierung d(!$ Eiektrogesetzes plädierte 
der VKU dafür, einfache und transpar(!nte 

Regeln rur die Entsorgung von EI(!ktro­

schrott zu schaffen. Zur fachlichen VertIe­
fung riChtete die Sparte Abfallwirtschaft 

eine Arbeitsgruppe Illn. GemeInsam er­

arbeiten VKU-Mitgliedsunternehmen und 

VKU-Mitarbelter zahlreiche Stellungnah­
men. 1m Juni 2015 war der Verband zur An­

h6rung im Bundest<lg geladen. Dort prä­
sentierte er die Kernanlieglln des VKU. OIe 

Argumente filllden Gehör. Im Gesetz wur­
den unter anderem die MeldepflIchten bel 

der Optlerung deutlich abgeschwächt so­

wie die Vorschriften ror die Sammlung ver­

einfacht. Außerdem konnte der VKU ab­
wenden, dass die 6ffentllch-rechtlichen 

Entsorgungstr::lger an Ihren Recytllng­

höfen Elektroaltgeräte aus dem Großge­

werbe und der Industrie kostenlos anneh­

men milssen. So werden SammeJaufwand 

und Entsorgungsgebühren f!Ir die Bürger 

stabll gehalten. 

PROF. DR.-ING. 
KERSTIN KUCHTA 
UMWElTFORS(HERIN 

AN DER TI! HAMBURG 

RECYCLING 31 

Wie bewerten Sie df.1$ neu/? Elektrogf?- . 
setz aus ökologischer Sicht? 
Bisher Ist dIe Rllcklaufquote von Elektro­
und ElektronIkaltgeräten noch zu ge­
ring und viele wertvolle Metalle geheri 
verloren. MIt der Steigerung der Sam­
melquoten auf 45 Prozent und 65 Pro­
~ent setzt das EiektroG2 eIn ambitio­
niertes ZeiChen und mIt der Erhöhung 
der ReCYClIngquoten um runf Prozent 
einen weiteren Impuls zum Ausbau ei­
ner (lrcular Econmy. 

Welche Rolle schreibf?n Sie d/?n Kom­
munen im Rohmf?n des Elektroaltge­
riitemanogemenu zu? 
Die Kommunen sind der zentrale Ak­
teur: Sie verfllgen Ilber umfangreIche 
und nachgewiesene Kompetenzen. bllr­
gt:!fIlahe und komfortable Sammelsys­
terne zu realisIeren, können mittels ge­
zlelter Arisprache und InformatIon dIe 
verst~rkte RllckfDhrung von Altger::lten 
bewIrken und sInd In der lilge, glaub­
haft und naChl')illtig dIe WIederverwen­
dungvon Gertitcn zu fordern. 

Wo sehen Sie noch Verbe:sserungs­
bf?dorf on dem miluen Gesetz? 
"])Nilr sind Abfall- und Schadstoffver­
meldunc:- das wesentliche ZIel des 
Gesetzes, aber dennoch fokussieren dIe 
Regelungen Im Wesentlichen die Post­
(Onsum-Phase. Es fehlen grunds:ltz­
I1che Vorgaben rar ein nachhaltiges De­
sIgn und konkrete Vorgaben rur dIe 
wiederverwendung von E-Ger~ten. 



32 WERTSTOFFGESm 

SAM M ElVERANTWORTU N G 
IST MINDESTBEDINGUNG 

W
ie aus der aktuellen V("rpilckungs­

verordnung künftig ein Wertstoff­

geset: werden kann, wird seit 

vIelen Jahr("n diskutiert. Zwei Schwerpunkte 

501len erreicht werden: Zum einen soll 

das Wertstoffg("set: dl(" Trennpfl)chten der 

VerpJckungsverordnung vereinfachen und 

materialspezlflscn gestalten. Zum anderen 

wird angestr("bt, die Re<ycl1ngQuoten deut­

lich zu steigern und dI(" hoheItlichen ObQr­

wachungskompetenzen zu stärken. 

Ocr VI<U maChte von Beginn an deutlich, 

d<lsS ein Wertstoffgeseu keInesfalls eIne 

bloße FortschreIbung der Verpackungs­

verordnung sein darf. Immerhin weist die 

bestehende Verpackungsverordnung zahl­

rQi(he Schw;;chpunkte wiC' öko)ogi$(hC' In­

eff1zienz, hohe Kosten und lntransparenz 

auf. wie der VKU im Frühjahr ~013 In dem 

vielbeachtetQn .. Schwarzbtfch Verpackungs­

C'ntsorgung" dokumentiert hat. 

Auf C'benso große RC'sonilnl stieß. das 

vom VI(U be<luftragte GutJchtC'n von Prof. 

Dr. Helnz-Georg Baum (Hochschulde Fulda) 

rur "Neuau~rld1tung der Verpackungsent­

sorgung unter Beilchtung einer nachhal­

tigen I(relslaufwlrtschaft", d<l$ Im April 

2014vorge5telltwurde.ln diesem GutaChten 

zeigt Prof. B3um, dass dlC' tiltsächlTche 

Wiedereinsat:quote bel Leichtverpackun­

g("n nur bel etwa 20 Prozent liegt. Weiterhin 

wurde weder eine Entkoppe[une VM Ver­

pilckungsverbrauch IJnd privaten IConsum­

ausg~ben noch eine Stärkung des öko­

[}("5Ign5 von V("rpackungen erreicht. 

Arbeitsentwurf nicht 
zustimmungsf'ähig 

Mitte Oktober 2015 hat das BMUB den lange 

erwarteten Arbe"lt!;en1Wurf flir ein Wert-

5toffge~tl vorgelegt. Aus Sicht des VI(lJ Ist 

der Entwurf eine große Entt~uschung, 

LUDGERA DECKING 
VORSTÄNOIN 

RSAG AöR, SIEG BURG 

& u~~'!~~&iW 

KREISLAUF-
WI RTSCHAFTSPAKEf 

Ende 2015 wHI dIe ElJ­

ICommission clnen Vors~hlag für 

ein novel1lertes curop~isches 

Abfallrecht pr5sentJeren. 

Der VIClJ setrtslch daher <luch 

auf europäischer Ebene rur 

die ICommuna!wlrts<;hilft und 

fUr Re5~ourceneffizlenz ein -

nicht zuleUt über den 

("urop:llschen D~cIW('fband 

Munklp~1 W3ste Europe, dessen 

Vileprilsidentseit Mal 2015 

VI(lJ-Vilepr~sident P<ltrlck 

Hasenkamp Ist. 

bleibt er doch In vielen Punkten noch hin­

t("r dem Eckpunktepapier vom Juni ~015 

wrilck. So wurde unter anderem das Ver­

sprechen einer Stärkung der kommunalen 

Steuerungskompetenzen niCht eingelöst, 

und In vielen Streitfragen zwischen Kom­

munen und Systembetreibern hat sich das 

Mini~erium einseitig auf die Seite der dua­

len Systeme geschlagen. 

Aus Sicht des VKU Ist der Arbeitsentwurf 

absolut unzureichend und ein Wertstoffge­

scU iluf dessen Bas'IS nicht zustimmungs­

r.ihlg. unklar i~ <luch. wie die ,,~offglel­

ehen Nichtverpilckungen H
, die kilnftig einer 

Ulenzlerungspnlcht unterl1egen soHen, von 

sonstigen Waren abzugrenzen sind. Eine 

Ausweitung der Produktvernntwortung sieht 

der VKU d<lher sehr kritisch. Weiterhin bleibt 

rur den Verband dIe gQsetzliche S<lmmel­

vel<lntwortung ci ne Mindestbedingung fLlr 

("in Wertstoffgeseu. Denn damit erhalten 

die Bürgerinnen und Bürger einen einheit­

lichen Ansprechpartner fLlr ihre Haushalts­

abfJlIe. Die konsequente Ausrichtung der 

Wertstofferfas~ungan den VerbraucherInte­

ressen sowl(" eine gute Wertstofftrennung 

müssen zentrale 21ele s("ln. 
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BESTEUERUNG VON BÄDERN 

t:Jjfentliche Bäderbetriebe sind Teil der kommunalen Da­

seinsvorsorge und werden daher von Kommunen finanziert. 

Finanziell tragende Säule ist die Einbeziehung von Badem 

in den steuerlichen Querverbund mittels Bfackheizkrajtwerk. 

Vorschläge der Finanzverwaltung, dies erheblich zu erschwe­

ren, hätte Bäderschließungen zur Folge gehabt. Dies 

konnte auf Betreiben des VKU vorerst verhindert werden. 

BREITBANDAUSBAU 2 .. 0 

F
ernsehen, Radio, Telefon!e - Die Zu­

kunft Ist digital. EIne zeltgem:lße 
Breltbilndversorgung Ist unverzIeht­

barer Standortfaktor 1m Wettbewerb der 
RegIonen um die Ansiedlung von Unter­

nehmen und Familien. Sie geh6rt de facta 

zur modernen kommunalen Oaselnsvor­

sorge. Immer mehr Kommunen und Ihre 

Unternehmen engagieren sIch daher Im 

Elreitband<Jusbau - nIcht nur In Ba!lungs­

zentren, sondern auch In l:lndllchen Ge­

bIeten. 2015 InvestIerten mehr (I!s 140 

kommunale llntf.!rnehmen In den Brl!lt­
bandausbau, Tendenz stl!igend. Ihre In­

vestitionen summierten sich 2015 auf rund 
eine halbe Milliarde Euro. Weltere1,7 M!1I1-

arden Euro werden bIs 2018 hInzukommen. 

ZIel Ist es. die bf.!relts jetzt versorgbaren 

5.7 Millionen Kunden auf rund 6,3 Mil­
lionen zu steIgern. Das stark steigende 

InvestJtlonsvolumen gl!genUber dem ver­

gleichsweise gf.!rlngen Kundenzuwachs 
zeIgt: Kommunale Unternehmen engagll!­

ren sich vor allem im l:lndt1chen Raum, wo 

hohen Äusbaukosten geringe potenzielle 

Anschlusszahlen gegenOberstehen. 

Weiße Breitbandflecken 
beseitigen 

Kommunale Unternl!hml!n leisten eInen 

wesentlichen Beitrag zur Realisierung d('s 

Ziels der Bundesrl!glf.!rung. bis zum Jahr 

2018 ern~ fl:lchl'ndeckende BreJtbandver­
sorgung mIt SO MbltlS zu erreIchen. Sehr 

l;;1ndliche Gebletl! sInd gleIchwohl nur mit 

F1:Irdermlttein zu erschließen. Deshalb be­

grOßt der VKU. dass das zuständige Bun­
desministerIum fDr Verkehr und dIgitale 
Infrastruktur (BMVI) rund 2,7 MIlliarden 

Euro zur Fl)rd~rung des fll.lchemleckenden 

Brettbandausbaus bereitstellt. Die Ausge­

staltung der MItteIvergabe muss das Enga­

gement aller MarktteIlnehmer t'fmög­

lichen. FOr dt'n VKU gilt außerdl!m. dass 

das ZIel der Bundesrt'glerun<"_r:l,ur t'ln Zwl-

AlFRED KERSCHER 
GESCHÄFTSFOHRER 

DER BITEL GESELLSCHAFT FüR 

TELEKOMMUNIKATION MBH, 

BIELEFEtD 

"Auch für /(ommunen liegt 

die ZUkunft in der digitalen 

Welt. Nur mit einem fldchen­

deckenden Gfasfoserausbau 

werden wir die Bondbreiten­

anforderungen vielfältiger 

digitafer Dienste bewältigen 

können. Die kommunalen 

Unternehmen übernehmen 

Verantwortung für ihre Region 

und engagieren sich auch in 

solchen Regionen im Glas­

faserausbau, wo er für rein 

privatwirtschajtfiche Unter­

nehmen uninteressant ist." 

BREITBANOVERSORGIJNG 35 

scht'nschrltt 1st. Dt'r Bedarf an schnellt'r 

Bandbreitenversorgung rtl!igt rasilnt, gt'­

rilde von Untt'rnehmensst'ltt'. Schon heute 

gehen vor allt'm kommunale Planungt'n 

t'inen Schritt weitt'r und verfoleen eint'n 

möglichst flilchendt'ckt'ndcn Glasfaser­

ilusbau, also derTt'chnologie, d1(' nachhill­

tig und zukunftsf:lhlg Ist. 

"FOf Kommunen l1t'gt die Zukunft in der 

dIgitalen Wt'lt. Nur mit einem flJchcndc­
ckenden Glilsfaserausbau w('rden wIr dlt' 

Bandbreitt'nilnforderungt'n vleJf:iltiger dJ­

gitalt'r Dlenst(' bt'w~ltlgt'n können". fasst 

Alfrt'd Kerscher. Vositzcndt'r dt's VIW-Ar­
beltskrt'lses T('!(,kommunlkation, zusilm­

mt'n. Und betont: "I(ommunale Untt'rneh­

men Obernehmt'n Vt'rantwortung fiJr Ihre 

Rt'glon und engagleft'n sich auch In sol­

chen Reglont'n Im Glasfast'rausbau. wo er 

fIIr rt'in prIvatwIrtschaftliche Unterneh­

men unInteressant ist." 

Mitnutzungsansprüche 
klar regeln 

Bei ihrt'm ~ngagement im Breitbandaus­

bau profttleren kommunale Unternehmen 

auch von Ihrer lokalt'n Infrilstrukturkom­

p<'tenz und nut;wn - wo technIsch mög­

lich, ökonomIsch sinnvoll und kt'lnt' 

Slcht'rhelts- oder Hygient'bedt'nken be­

stehen - Synt'rgit'potenzlalc m1t andt'rt'n 

Neul nfrastruktu ft'n. 

Dlt' ~U-RlchtJinlt' zur Kostt'nsenkung f!Ir 
dt'n 8rt'ltbandausbau, dit' biS 2016 In nilti­

onales Rl!cht umzust'tzen 1st. 51t'ht aller­
cfmgs verbInd lIcht' Mltnutzungsansprücht' 

von Telekom m u n lkatlonsn etzbetrt' I bt' rn 
gegt'nUbt'f andcft'n Netzinfrastrukturen 
vor. Aus SIcht dt's VIW sollte dlt'ses Instru­

ment nur bt'hutsam angt'w('ndet werdt'n, 

denn es bringt erht'bllcht' EInerIffe In 

andert' Milrktlnfrastrukturt'n mIt sich, 

Konkret solltt'n AnsprOche nur dort bestc­

ht'n. wo es noch kelnt' BreitbandInfra­

struktur g1bt. 
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VERBANDSORGANE 

Hauptversammlung 

Die Hauptversammlung ist das oberste 

Organ des Verbandes. Ordentliche Haupt­

versammlungen werden mindestens olle 

zwei Jahre durchgefuhrt. In der Hauptver­

sammlung horjedes ordentliche Mitglied 

Sitl: und Stimme. 

Verbandsvorstand 

St~nd: September 2015 

Der Vorstand des VKU setzt sich unter 

anderem aus dem Präsidenten, den drei 

VJzepräsidenten, Vertretern der kommu­

nalen Spit.zenverbände, den Vorsitzenden 

der Landesgruppen und von der VIW­

Hauptversammlung gewählten Beisitzern 

zusammen. Dem Verbandsvorstand abJlcgt 

die Gesamtleitung des Verbandes. Er wählt 

den Präsidenten, die Vizeprfisidcnten und 

die Beisitzer des Verbandspräsidiums. 

Dr. Steph<ln Articus 

Deutscher St:!dtetag, K1Sln 

Volker B<lrtko 

Energie- und W<lsscrwerke Elautzen GmbH, 

B~utzen 

Dr. Christi<ln Bccker 

STAWAG St<ldtwerke Aachen, A<lchcn 

S\ft:'n B«ker 

Tr!anel GmbH, Aachen 

Cr. MiChael Beckereit 

HAMBURG WASSER, Hamburg 

Dr, Rorian BlCberbach 

St<ldtw('rk(' München GmbH, MOnehen 

G('rald Bieling 

Stadtwerke Bernburg GmbH, Bernburg 

(S<Jale) 

Peter B!attheim 

Stadtwerke Troisdorf GmbH, Troisdorf 

fr.mk Bruckmann 

Berilnt!rWasserbetriebe AoR, BerUn 

Wolfgang Bühring 

Stldtwerke Speyer GmbH, Speyer 

Henning R. Deters 

GELSfNWASSER AG, Gelsenkirchen 
Andreas feicht 

WSW Energie und Wasser AG, Wuppe:rtal 

Uwe: feige: 

Kommunalservice: Jena, Jena 

Rolf friede:1 

Stldt Heidelberg, Abfallwlnschaft 

und StadtreInIgung, Heidelberg 

Gunar Friedrich 

Stldtwerke SChneeberg GmbH, Schneeberg 

Timm Fuchs 

DeutsCher Stildte- und Gemeindebund, 

lorg Korschinsky 

Stadtwerke W"lIburg GmbH, WeiJbu rg 

Dr. Achim Kötzle 

Stildtwerke TUbinge:n GmbH, TUbingen 

Klaus Kreibich 

St~dtwcrke Pirmasens Ve:rsorgungs GmbH, 

Pirmas('ns 

Jens KretsChmer 

Wege-Zweckverband der Gemeinden 

des Kreises Scgeberg, Bad Segeberg 

Dr. Ralf leVilcher 

Stadt~rke Saarlouls GmbH, Saarlouis 

Dr. Bemhard Matheis 

B('rlin Oberbürgermeister der Stadt plrmasens, 

1\10 Gonner Plrmasens 

Oberb!lrgermelster der Stadt Ulm, utm Mathias Nikolay 

Andreas Grzesko bildenova AG & Co. I(G, Freiburg 

Stadtwerke Wlsmar GmbH, Wlsmar Ju!ian Osswald 

Patrick Hasenkamp OberbOrgermelster der Stadt Freudenstadt, 

AWM Abfallwirtschaftsbetriebe MOnster, Freudenstadt 

MünstC'T Guntr.Jm Peh!kc 

Jose! Hasler Oortmunder Stadtwerke AG, Oortmund 

N-ERGIE AG, NOrnberg Timo Pappe 

Andreas He:lbig SWB St<ldtv.rerke Bremen AG, Bremen 

Städtische Werke Kilssel AG, Kassel Helmut Preuße 

Helmut He:rdt Stadtwerke Schwedt GmbH, 

St<ldtlsche Werke Magdeburg GmbH & Co. KG, Schwedt 

Magdeburg Cetlcf Raphael 

Hans-Joachim Hemnann Oeutscher St:ldtetag, Berlin 

St<ldtwerke Lutherstadt Wlttenberg GmbH, Kathe:rina Reiche: 

Lutherstadt Wlttenberg Verband kommunaler Unternehmen e. V" 

Klaus Herzog Berlln 

Oberbürgermeister der Stadt Aschaffenburg, Klaus Reinders 

Aschaffenburg 

Manfred Hülsmann 

Stadtwerke Osnabrück AG, Osnabrllck 
Harald Jahnke 

Stadtwerke Prenz!au GmbH, Prenzlau 

Thomas Kanib: 

e-Werk Sachsenwilld GmbH, Relnbek 

Norbert Kaschek 

Stadtwerke Gotha GmbH, Gotha 

Dr. Reinhard Koch 

St<ldtwerke Suhl/Zella-Mehlis GmbH, Suhl 

Ulrich KO(:h 

AWA Entsorgung GmbH, Eschweller 

Stadtwerke Teterow GmbH, Teterow 

Nikolaus Roth 

Oberbllrgermelster der St~dt N('uwied, 

Neuwled 

Heim: Runde 

Stadtwerke Neus5 EnergIe & Wasser GmbH, 

Neuss 

Otto Schaaf 

StadtentwässerungsbetrIebe Keiln AöR, 

Koln 

Thomas Schäfe:r 

W!lrzburger Ve:rsorgungs- und Verkehrs­

GmbH, Wllnburg 

Stefan SChaller 

Energie W~ldeck-Frankenberg GmbH, 

I(orbach 

Helmut Schmidt 

AbfallwIrtschaftsbetrIeb MOnehen (AWM), 

München 

Ralf Schadlok 

ESWE Versorgungs AG, Wiesbaden 

Cr. Thomas SchUlze 

BürgermeIster Stadt Olepholz, Dlepholz 

Ralf Schürmann 

Stadtwerke Pelne GmbH, Pelne 

Andreas Schwarberg 

St<!dtwerke Sollngen GmbH, SoUngen 

Wemer Spaniol 

KEW Kommunale Energie- und Wasser­

versorgung AG, N('unklrchenlSaar 

Karste:n Spe<ht 

Olden burglsch -OstfriesIscher Wasser­
verband OO1NV, Brake 

Cr. Cieter Steinkamp 

RheinEnergIe AG, Köln 

Dr. jochen Stcmplewski 

Emsch ergenossenschaftll1p peverband, 

Essen 

Astrid stepanek 

Zweckverband Ammertal-Schönbuch­

gruppe, Holzgerl!ngen 

Wolfgang Stnlwe 

ENERVIE - sOdwestfalen Energie und 

Wasser AG, Hagen 

Manfred Tenfelde 

Stadtwerke SteInburg GmbH, Itzehoe 

Alois Wanninger 

St~dtwerke landau an der lsar, 

Landau an d .. r I~ar 

Kuno Werner 

Stildtwerke Konstilnz GmbH, Konstanz 

Thomas Z:lremba 

St<ldtwerke EnergIe Jena-Pößneck GmbH, 

Jena 

Verbandspräsidium 

Stand: September 2015 

lvo Gönner, Präsident 

Oberbürge:rmelster der Stadt Ulm, Ulm 

Cr. Michael Beckcreit, V1:repräsfdent 

HAMBURG WASSER, Hamburg 

Andreas Feicht, Vizepräsident 

WSW Energie und Wass{!f AG, Wuppertal 

Patrick Hasenkamp, Vizepräsident 

AWM Abfallwlruchaftsbetrlebe MOnster, 

Mlln5ter 

Kathenna Reiche, 

Gcschäftsfilhrendes pr.;sidia!m itglied 

Verband kommun<l!er Unternehmen e. V" 

Berlln 

Df. Florian Bieberbach 

Stadtwerke MOnche:n GmbH, München 

Jow Hasler 

N-ERGIEAG, NOrnberg 

Helmut He:rdt 

St:!dtlsche Werke Magdeburg GmbH & (0.K6, 

Magdeburg 

Manfred H!llsmann 

Stadtwe:rke Dsnabrück AG, Osnilbrllck 

Dr. Achim ](cittle 

St<ldtwerke TUbingen GmbH, Tublngen 

Guntram Pehlke 

Dortmunder St~dtwerke AG, Dortmund 

He!mut Preuße 

Stadtwerke Schwedt GmbH, Schwedt 

Helmut SChmidt 

Abfallwlrtschaftshetrieb M!lnchen (AWM), 

MOnehen 

Ralf Schodlok 

ESWEVersorgungs AG, WieSbaden 

Karste:n Specht 

Olden bu rglsch-Ostfrlesisch er 

Wasserverband 001NV, Brake 
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Beratende Ausschüsse 

präsidium und Vorstand hobfm folgende 

beratenden Ausschüsse eingesetzt; 

Lcit3usschuss Wasser/Abwasser 

VOf5ltzender: Dr. Michael Beckereit, 

HambufE 

Leitausschuss Enf)rgif)wj,-uchaft 

Vorsitzender: Andreas Feicht, Wuppertal 

Leitausschuss Abfallwirtschilft 

und Stadtreinigung VKS 

VOf5itzender: Piltrkk H~senkamp, Mün5ter 

AUSSChuss Nctzwirtschaft 

VorsltzQnder: Or. Andreas Roß, Erfurt 

Kaufmänn;~er AusschUSS 

VorsItzender: CarstQn Harkner, Magdeburg 

AUSSChuss ftir Personal-, Nachwuchs­

und Fortbildungsfrngen 

Vorsitzender: lothar Herbst, 

Frankfurt am Main 

AUSSChuss Kommunikation 

Vorsitzender: Dr. Michael Anerlck, 

Nordhorn 

Rechtsa usschuss 

Vorsitzender: Helmut Herdt, Magdeburg 
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VIW-LANDESGRUPPEN 

Baden-Württemberg 

Vor.>lttenCler. Dr. A~him Köttle 

Stildtwerke Tübingen GmbH, rubingen 

Geschliftsfuhref: Dr. Tobias Bringmann 

l<önigstr.lße 11. 

70173 Stuttgart 

Fon +49 7TT 722370-30 

bringmann@vku.de 

Bayern 

VOr.>lttender: Josef Hasler 

N-ERGIEAG, Nümberg 

Geschä~hrer. Gunnar Braun 

Emmy-NoethC'r-Strilße 2 

80287 München 

Fon +11.9 89 2361-5091 

br.Jun@vku.dC' 

Berlin-Brandenburg 

Vorsittender: Helmut Preuße 

Stadtwerke Schwedt GmbH, Schwedt 

Gesc.häftsführer: Jarno Wittig 

Inva)idenstraße 91 

10115 Berlin 

Fon +11.930 58580-471 

wlttig@vku.dC' 

Hessen 

Vorsitr:ender. Riltf Schodlok 

ESWE Versoreungs AG, Wiasbijden 

Geschliftsfuhrer. Martin Heindl 

Frankfurter Straße 2 

65189 Wiesbaden 

Fon +49 6111702-29 

heindl@vku.d(' 

Ni ed e rsachsen/B re men 

Vorsitzender. Manfred Hülsmann 

St~dtwerke Osnilbrück AG, Osnabrück 

Gesch5ftsführer: Dr. Reinhold Kassing 

Prinzenstraße 17 

30159 Hannover 

Fon +109 511 357778-10 

kassing@vku.de 

Nord 

Vorsitzender. Thomas Kanitr: 

Saarland 

Vorsitzender: Wemer Spaniol 

KEW Kommunale EMrgie- und 

Wasserversorgung AG, Neunkln::henlSaar 

Gesd1:ifufiihrer: Dr. Wolfgang Brüc.k 

KEW Kommunale Enere1e- und 

Wasserversorgung AG 

H~ndC'lstraße 5 

66538 Neunkirchen 

Fon +49 6821 200-224 

lnfo@vku-saar.de 

e-werk Sachsenwald GmbH, R('lnbak Sachsen 
Gesc.häftsflihrer. Dette! Palm --------------

Hermann-Kömer-Straße 61-63 Vorsitzender. Gunar Friedrich 

21465 Rcinbek StadtwerkC' Schne('berg GmbH, 

Fon +4940 727373-80 Schneeb('rg 

palm@Vku.dC' Geschä'fuführer: Martin Zi('1 
St<Jdtwerke Leipzig GmbH 

Nordrhein-Westfalen Eutrltzscher Straße 17-19 

04105 leipzig 

Vorsitzender: Andreas Feid1t Fon +49341121-6350 

WSW Energie und Wasser AG, Wuppertal slmOn-milrtln.zlel@swLde 

Gesc.häftsfUhrer: Markus Mtuaing 

Brohler Straße 13 Sachsen-Anhalt 
50968 Köln -------------

FQn +492213770-224 Vorsittender: Hans-Joachim Herrmann 

mOr.Jlng@vku.de St<Jdtwerke Lutherstadt WJttenberg 

Rheinland-Pfalz 

Vorsitzender: Wolf~ng Biihring 

Stadtwerke Speyer GmbH, Speyer 

Gesc.häftslührer: Günter Ifoffmann 

DeutschhallSpl<1tz 1 

55116 Mainz 

FOIl +49 6131 28644-1073 

hoffm<1nn@vku.de 

GmbH, tutherstadt Wlttenberg 

Geschäftsführer: Dr. Pet('r Lubitzsch 

St<Jdtwerke lutherstldt Wlttenberg GmbH 

Postfach 100113 

06sn Llltherstadt Wittenberg 

Fon +4934911070-210 

pl't<:>r.lublm:ch@rtadtw'lrke.witt'lnberg..de 

Thüringen 

Vorsittender: Dr. Reinhard Koc.h 

Stadtwerke SuhllZella-Mehlls GmbH, Suhl 

Geschäftmlhrer: Andre Ludwig 

Malnzerhofstraße 10 

99084 Erfurt 

Fon +49361 789299-25 

tudwlg@Vku.de 

LANDESGRUPPEN DES VIW ABFALLWIRTSCHAFT 
UND STADTREINIGUNG VI{S 

Baden-Württemberg 

Vorsitzender. Rolf Friedel 

Stadt Heidelberg, Abfallwtrtschaft 

und Stadtreinigung 

Hardtstraße 2 
691210 HC'ldelberg 

Fon +49 6221 58-29000 

a bfa!lwirtschaft@heidelberg.de 

Bayern 

Vorsitzender: Helmut Sd1midt 

AbfallwlrtschaftsbetriC'b MOnehen (AWM) 

Georg-Brauchlc-Rlng 29 

80992 München 

Fon +49 89 2333-1000 

teitung.awm@muenchcn.dc 

Hessen/Rhei n ICI nd-PfCllz/Saa rlCl n d 

Vor.>itzende: $abine Klelndiek 

ElgenbetrlC'b ftlr kommunale Aufgaben 

und Olenstl('lS1:ungen EAD 

Sensfelder Weg 33 

64293 DarmS1:adt 

Fon +49 615113-46010 

Si! bin e.ktel ndlek@darmstadt.dc 

landesgruppe Küstenländer 

Vorsitzender: Jens Kretschmer 

Wege-Zweckverband der Gemeinden 

des Kreises Segeberg 

Am Wasserwerk 4 

23795 Bad Segeberg 

Fon +49 4551 909-135 

jens.kretschmer@wzv.de 

Nordrhein-Westfalen 

Vorsitzender: Thomas Patermann 

WIrtschaftsbetriebe Ouisburg AöR 

S<hlfferstraße 190 

47059 Dulsburg 

Fon +49 203 283-2674 

t.paterma nn@wb-dulsburg.de 

Landesgruppe Ost 

Vorsitzender. Uwe Feige 

Kommunalservlw Jena 

löbstedter Straße 56 

On49 Jena 

FQn .,.49 3641 4989-100 

JN n nettc.hoh man n@Jcna.dc 
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BETEILIGUNGEN UND I<OOPERATIONEN 

Passgenave Dil!nstleistvngen filr die 
Kommvnolwirr:;(ha!!; Die Bewlligvngen 

vnd KoopNationspartner deS VKU 

vntemiltzen die Verbandsarbeit 

av! vnte/'Schledllchen Feldern. Ob 

Beratungsleistvngen, We/terblldvng, 

VNanstaltvngsmanagement oder 

Medien - die Tochtervnternehmen 

vnd Portner sind Begleiter und 

Impvlsgeber fÜr kommunale Unter­

nehmen vnd darüber hinovs. 
ASEW~k~~~~ 

ASEW 

Arbeitsgemeinschaft fllr sparsame 

Energle- und Wasserverwendung (ASEW) 
1m Verband kommuniller Unternehmen 

Eupener Straße 74 

50993 Köln 

Fon +49 221 931819-0 

Fa)!; +49 221 931819-9 

lnfo@asew.de 

www.asew.de 

GeschUtsfUhrcrln: 

Oanicla Wallikewitz 

/' Innovation 
(..,. Congn:ss GmbH 

Innovation Congress GmbH 

Brohlcr Straße 13 

50968 Köln 

Fon +49221 934741-0 

Fa)!; +49 221 934741-20 

icg@lnnoviltlon-congre5s.de 

www.innovatlon-congress.de 

Gesch~ftsfllhrcor:: 

Sandra Har!lng und Olrk Noack 

V>lU 
CONSULT 

VKU Consult GmbH 

Inval1denstraße 91 

101158erlln 

Fon +49 30 58S80-597 

Fax +49 30 58580-599 

info@Vku-consult.de 

www.vku-ronsult.de 

Gesch:iftsftlhrer: 

Dr. )an Schilling und lamo Wlttlg 

V)IU 
SERVICE 

VKU Service GmbH 

Invalldcnstraße 91 

10115 BerUn 

Fon +4930 58580-401 

Fa)!; +49 30 58580-108 

Geseh~ftsfeld VKU Akademie 

www.vku-akademlc.de 

lnfo@vku-akadem!e.de 

Geschäftsfeld VKU Forum 

www.vku-forum.dc 

info@vku-forum.de 

Gcsch~ftsruhrer: 

Erle l<ell und Oirk Noaek 
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V>lU 
VERLAG 

VKU Verlag GmbH 

Invalidenstraße 91 

10115 Bcrlln 

Fon +49 30 58580-850 

Fa)!; +49 30 58580-6850 

info@vku-vcrlag.de 

www.vku-vcrlag.dc 

GeschäftsfUhrer: 

(amen Wagner 
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